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Einladungen zu Versammlungen. 
Aerztlicher Bezirksverein Ansbach. 

Nächste Sitzung: Dienstag, den 5. April, nachm. 
5 Uhr pünklieh. Jlolel Zirkel. Tagesordnung: 1. Nach¬ 
trag aus der vorigen Tagesordnung; 2. Bericht über den 
Außerordentlichen Bayer. Aerztelag von Dr. L. Meyer; 
3. Kasuistik»: I. Sonstiges. Damen 1 Uhr Cafe Beyer. 

I. A.: Dr. L. Meyer. 

Aerztlicher Verein Nürnberg. 
Donnerstag, den 7. April 1927. abends 81 , Uhr. 

Sitzung im großen Saal des Luitpoldhauses. Tages¬ 
ordnung: Herr Goldenberg: Demonstralionen. Herr Prof. 
Greving (Erlangen : Der Aufbau, die Leistungen und die 
Erkrankungen des Zwischenhirns. Mit Demonstrationen. 

Für die Vorstandschafl: M. Strauß. 

Sitzung des Beirates des Hartmannbundes 
vom 26. und 27. März 1927 in Leipzig. 

Die erste Sitzung des Beirates im neuen, einfach und 
zweckmäßig eingerichteten Hause des Hartmannbundes 
brachte bedeutungsvolle Anregungen bezüglich der Lei¬ 
tung der Organisation und der ärztlichen Standes- und 
Wirtschaftspolitik. In einer hochstehenden und sehr 
interessanten Aussprache über Organisations- 
fragen ergriff die Vorstandschafl des Hartmannbundes 
die Initiative, der nächsten Hauptversammlung den Vor¬ 
schlag zu unterbreiten, die Leitung bzw. die Vor- 
s I a n d sehaft d es II a r I m a n n b u n d e s d u r e h 
Vertreter der .,P e r i p h e r i e“, d. i. des Reiches, 
zu erweitern, um gegenseitig befruchtend aufeinan¬ 
der einzuwirken und die Verantwortung xauf breitere 
Schultern zu verteilen. 

I )ie ä r z 11 i c he St a n des- u n d W irtsehafts- 
polilik wurde von neuen Gesichtspunkten aus be¬ 
sprochen. Der gewerkschaftliche Gedanke, der bisher 
durch den Zwang der Verhältnisse notwendig war. soll 
in den Hintergrund treten gegenüber der Idee fciner 
v e r a n I w o r 11 i c h e n E i n g 1 ieder u n g mit Selbst- 
v c r w a 11 u n g in die s o z i a 1 c G e s e t z g e b u n g i m 
B a li m e n e i n e r H e i c h s ä r z I e k a in in e r. 1 )ie Stel¬ 
lung der Aerzleschaft muß wieder-eine der Bedeutung des 
ärztlichen Standes cnlsjn'echende werden. 

Bei den einzelnen Punkten der Tagesordnung bestand 
Uebereinstimmimg. 

Der Vertrag mit den gewerblichen Beruis- 
g e n o s s e n sc h a ft e n soll am 1. April zum 1. Juli ge¬ 
kündigt werden. 

Im übrigen wurden noch folgende Beschlüsse ein¬ 
stimmig gefaßt: 

Betr. ReichSnolge me in schaft. 
Der Beirat des Harlmannbundes billigt die Absicht 

des Vorstandes, seine Bemühungen um die Aufhebung 
des Numerus clausus mit allen Kräften forlzuselzen. 

Erklimmt den Vorschlägen zu. die der Vorstand am 
2. Januar 1927 der Rvichsnolgemeinschaft gemacht hat. 
und bevollmächtigt ihn. der Reichsnotgemeinschaft ihre 
Aufnahme in den Hartmannbund als Sondergruppe zu 
erklären, sobald sie die in Aussicht gestellte Beschrän¬ 
kung ihres Mitgliederkreises auf Aerzle. die zur Kassen¬ 
praxis zwar bereit, aber noch nicht zugelassen sind, 
dnrehgeführt hat. 

Von der Reichsnolgemeinsehaft erwartet der Beirat, 
daß sie in ihrer ganzen Haltung nach außen hin den 
Grundsatz einträchtiger Zusammenarbeit mit dem Hart¬ 
mannbund deutlich zum Ausdruck bringt und in diesem 
Sinne auf ihre I nterorganisationcn und einzelnen Mit¬ 
glieder nachdrücklich einwirkt. 

R e t r. M i 11 c 1 s t a n d s k r a n k c n v e r s i c h e r u n gen. 
Der Beirat des LV. verlangt von seinen Unterorgani¬ 

sationen. daß die Beschlüsse der Hauptversammlung des 
I V. in bezug auf die Mittelstandskrankenversicherungen 
streng durchgeführt werden. 

Schicksalsfragen der Aerzteschaft. 
I nter dem Titel ..Schicksalsfragen der Aerzteschaft" 

hat der „Berliner Lokal-Anzeiger", veranlaßt durch die 
Notlage der Aerzteschaft und durch die in Aussicht ge¬ 
stellte Reform der RVO. 'maßgebende Persönlichkeiten 
aus verschiedenen Lagern um ihre Ansicht über den 
Stand der Dinge befragt. Es ist sehr zu begrüßen und 
dankenswert, daß die Tagespresse sieh mit dieser wich¬ 
tigen Frage befaßt und die OeffenUiehkeit über die Lebens¬ 
fragen unseres Standes näher unterrichtet. Die Oeffent- 
lichkeil weiß bedauerlicherweise von der Not der Aerzte, 
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insbesondere von der Ausnahniegesetzgebung gegen die 
Aerzte so gut wie gar nichts. Nur auf dem Wege der 
Aufklärung der Oeffentlichkeit und der Reichstags- und 
Landtagsabgeordneten über unsere mißliche Lage wird 
der Gesetzgeber veranlaßt werden, den furchtbaren 
Druck, der auf der deutschen Aerzteschaft lastet, zu be¬ 
seitigen und der Aerzteschaft die Stellung zu geben, die 
sie verdient, und in der sie für die Allgemeinheit un¬ 
endlich mehr leisten kann, als in der jetzigen Lage. 

Wir bringert zuerst den Beitrag des Herrn Wirk! Geh. 
Oberregierungsrat W. Spielhagen: 

Freiheit der ärztlichen Berufstätigkeit in der Kranken¬ 
versicherung. 

Von W. Spielhagen, Wirkl. Geh. Oberregierungsrat. 

Die Aerzteschaft legt als freier Berufsstand den größ¬ 
ten Wert auf die Wahrung dieser Freiheit. Die letztere 
bildet daher neben der Forderung angemessener Ver¬ 
gütung den Hauptpunkt in den langjährigen Kämpfen 
der Aerzte mit den Krankenkassen. Ein freier Beruf, so 
sagen die Aerzte, bedarf freier Bahn für seine Tätigkeit. 
Hieraus ergibt sich das Verlangen nach freier Arztwahl, 
d. h. nach Zulassung aller Aerzte zur Praxis 
bei den Krankenkassen. Weiterhin muß aber auch der 
Kassenarzt ein freier Berufstätiger bleiben, er darf mit¬ 
hin zur Kasse nicht in ein Anstellungs- oder in ein ähn¬ 
liches Abhängigkeitsverhältnis treten. Demgegenüber 
halten die Kassen im Interesse ordnungsmäßiger und 
sparsamer Verwendung ihrer Mittel eine Einschränkung 
der Zahl der für sie tätigen Aerzte sowie ein mehr oder 
minder großes Bechl zur Kontrolle der ärztlichen Täiig- 
keit für nötig. 

Die unausgesetzten Bemühungen der Reichsregierung 
um Vermittelung in diesem Zwist haben lange Jahre hin¬ 
durch nur geringe Erfolge gezeitigt. Erst neuerdings ge¬ 
lang es dem 1923 geschaffenen paritätisch zusammen¬ 
gesetzten ..Reichsausschuß für Aerzte und Kranken¬ 
kassen”. in gemeinsamer Verhandlung die streitenden 
Parteien etwas näherzubringen und wenigstens einen ge¬ 
wissen Modus vivendi herbeizuführen. 

Leider droht neuerdings auch diesem bescheidenen 
Ausgleich große Gefahr. Sie wird durch das einseitige 
Vorgehen der Krankenkassen oder, genauer gesagt, des 
Hauptverbandes Deutscher Ortskrankenkassen und der 
ihm angeschlossenen Kassen heraufbeschworen. Die 
Kassen können die freie Arztwahl da, wo sie einmal ein¬ 
geführt ist, infolge der bestehenden Vorschriften nicht 
mehr willkürlich beseitigen. Sie suchen daher ihrem 
Ziele auf einem anderen Wege, nämlich durch Errich¬ 
tung von Eigehbetrieben aller Art. insbesondere 
von Ambulatorien, näher zu kommen. Die in solchen 
Betrieben tätigen Aerzte sfehen unvermeidlich in einem 
Abhängigkeitsverhältnis zur Kasse, verlieren also inso¬ 
weit die Freiheit ihrer Berufstätigkeit. Den übrigen 
Aerzten aber wird durch die Eigenbetriebe der Kassen 
der Patientenkreis wesentlich eingeschränkt, den ihnen 
das System der freien Arztwahl sichern soll. Noch han¬ 
delt es sich bei diesen Maßnahmen der Kassen um An¬ 
fänge, die freilich namentlich in Berlin schon erheb¬ 
lichen Umfang gewonnen haben; allein die Kassen lassen 
keinen Zweifel darüber, daß sie dabei systematisch und 
in weitestem Umfange vorzugehen beabsichtigen. Sic be¬ 
gründen ihr Verhalten damit, daß sie im Eigenbelrieb 
billiger arbeiten und Besseres leisten können. Ein Beweis 
für diese Behauptung ist indessen bisher nicht erbracht. 
Die Aerzte aber sehen in der Ausbreitung jener Eigen¬ 
betriebe den Versuch einer Sozialisierung ihres 
Standes und des gesamten Heilwesens überhaupt. Und 
hierauf läuft die Sache im Ergebnis tatsächlich hinaus. 
Recht lehrreich ist dieserhalb ein Artikel, den der ge- 
schäflsführende Vorsitzende des oben genannten Haupt- 
verbandes, Helmut Lehmann, in einer von Dr. Korkisch 

kürzlich herausgegebenen Broschüre „Die Arztlräge in 
der Sozialversicherung der einzelnen Staaten“ veröffent¬ 
licht hat. Hier heißt es u. a.: „In diesen Anstalten liegen, 
die Keime einer Weiterentwicklung der ärztlichen Ver¬ 
sorgung über die Leistung des Individualmediziners 
hinaus zu dem Typ des Sozialmediziners . . . Auch diese 
Umformung des ärztlichen Dienstes in der Sozialversiche¬ 
rung wird nur in schärfstem Kampfe mit der individua¬ 
listisch eingestellten Aerzteorganisation durchgeführt 
werden können . . . Diese höhere Form der ärztlichen 
Leistung wird schließlich die althergebrachten Formen 
ärztlicher Betätigung verändern.“ Der hier zu Gebote 
stehende Raum verbietet es, auf die etwaigen Vorzüge 
und die zweifellos vorhandenen Mängel der so beabsich¬ 
tigten Umformung näher einzugehen. Das eine muß aber 
doch hervorgehoben werden, daß zu einer solchen völ¬ 
ligen Umgestaltung einer Berufstätigkeit in erster Reihe 
die beteiligten Berufsangehörigen, hier also die Aerzte, 
nicht aber Außenseiter berufen sind, zu denen man die 
Vertreter der Krankenkassen schließlich doch rechnen 
muß. Die Aerzteschaft in ihrer großen Mehrheit aber will 
von solcher Umgestaltung nichts wissen. I nd es ist zum 
mindesten fraglich, ob es die nächst ihnen am meisten 
Beteiligten, die Kassenmitglieder selbst, wollen und 
ob sie gegebenenfalls an einer solchen l mgestaltung 
große Freude erleben würden. Gewiß ist nichts dagegen 
einzuwenden, daß Ideen der gedachten Art zur öffent¬ 
lichen Diskussion gestellt werden. F'twas ganz anderes 
aber ist es, wenn diese Ideen über die Köpfe der 
Nächstbeteilig len h i n w e g e i n s e i t i g u n d ge¬ 
waltsam in die Wirklichkeit mngcsetzl werden. Wenn 
daher die Aerzte hiergegen ankämpfen, so ist dies ebenso 
erklärlich wie berechtigt. Dem Frieden kann ein solches 
Vorgehen der Kassen ganz gewiß nicht förderlich sein. 

Der Hauptverband und seine Kassen wollen es übri¬ 
gens bei diesem Versuche, den Acrztesland zu soziali¬ 
sieren. nicht bewenden lassen. In ihrem Bestreben, den 
Kreis ihrer Tätigkeit und damit ihre Machtbefugnisse so¬ 
weit als möglich auszudehnen, greifen sie darüber hinaus 
in die verschiedensten Gebiete über, die bisher der pri¬ 
vaten Erwerbstätigkeit Vorbehalten waren. So errichten 
sie Zahnkliniken mit allem Zubehör: sie nehmen unter 
Umgehung der Apotheken die Arzneimiltelbcschaffimg 
weitgehend in die eigene Hand; sie stellen in eigener 
Werkstatt die Bandagen. Hilfsmittel gegen Verunstaltung 
und Verkrüppelung und dergleichen her. die sic den Ver¬ 
sicherten gewähren müssen oder können. Die Berufs¬ 
stände, denen sie damit Konkurrenz machen und deren 
Erwerb sie schädigen, gehören ganz überwiegend dem 
Mittelstand an, dem zumal bei dem gegenwärtigen 
Tiefstand der wirtschaftlichen Verhältnisse solche 
durch keine Notwendigkeit bedingten Ein¬ 
griffe ganz gewiß erspart bleiben sollten. Wenn die 
Kassen sich darauf berufen, daß das Gesetz ihnen die 
Uebemahme solcher Tätigkeiten nicht ausdrücklich ver¬ 
bietet. so mag das stimmen, der Absicht des Gesetzgebers 
aber entspricht eine solche Schädigung alter Berufs¬ 
stände durch eine von ihm lediglich zu YVohlfahrtszwek- 
ken geschaffene Einrichtung keinesfalls. Auch der 
nicht versicherte Teil der Bevölkerung wird nament¬ 
lich durch die Sozialisierung des Aerzleslandcs in Mit¬ 
leidenschaft gezogen. Das P r i v a I p u b 1 i k u in hat 
d u r ch au s n i c h t i m m er Lust, seine ärztliche Hilfe 
bei den von der Kasse oft vielleichl nach Parleirück- 
sichlcn angestelltcn Aerzten zu suchen. Je mehr aber 
die Eigenbetriebe der Kassen um sich greifen, um so 
mehr wird es sich dazu gezwungen sehen. Und endlich 
entsteht die Frage: Woher entnehmen denn die Kassen 
die gewaltigen Mittel, deren sie für alle diese kostspieligen 
Veranstaltungen bedürfen? Doch nur aus den Zwangsbei¬ 
trägen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer, also aus 
der Wirtschaft heraus, der zur Zeit die größte Sparsam- 



Nr. 14. 1927. BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESRONDENZBLATT. SEITE 167. 

keil nottut. Es sind mithin nicht nur die Aerzl(e, 
s o n d e r n a u c li d i e weitesten Volks k r e i s e. die 
ein Interesse daran haben, daß jenen Sozialisicrungs- 
heslrebungen der Krankenkassen E i n h a 11 geböte n 
wird. Ob die Kassen selbst zu dieser Einsicht gelangen, 
ist mehr als zweifelhaft. Soll weiteres Unheil verhütet 
werden, m uß daher das Gesetz e i n g r e i f e n. Vi- 
dcanl consules! 

Auf ärztlicher Seite besteht, wie mir mitgeteilt wurde, 
die Besorgnis, daß die Berliner Kassen ihre Ambulatorien 
an die Gewerkschaften verkaufen und diesen 
unter Aufhebung der entsprechenden Satzungsbestim¬ 
mungen die gesamte Eamilienversicherung übertragen 
wollen. Wieweit sich diese Mitteilung auf Tatsachen 
stützt, ist mir nicht bekannt. Ein Artikel in Nr. 01/02 der 
den Ambulatoriumsärzten nahestehenden Zeitschrift „Der 
Kassenarzt“ enthält allerdings eine Drohung in diesem 
Sinne. Ich glaube indessen nicht, daß die Aerzteschafl 
eine solche Drohung allzu ernst zu nehmen braucht. Erei- 
lich würde es der betreffenden Gewerkschaft freistehen, 
Ambulatorien in beliebiger Zahl ohne aufsichtliche Ge¬ 
nehmigung und ohne Bindung an das für Berlin bestehende 
Arztsystem zu errichten. Allein die rechtlichen und 
tatsächlichen Schwierigkeiten einer Uebernahme der Ea¬ 
milienversicherung dürften den Gewerkschaften doch zu 
groß sein, und sie würden außerdem das Wagnis laufen, 
(laß der Gesetzgeber jetzt oder später die Familienver- 
sicherung zu einer Pflichtleistung der Krankenkassen 
machen kann, was ohnehin aus sozialen Gründen leb¬ 
haft zu begrüßen wäre. Ueberdies wird man es den 
Aerzten kaum zumuten können, sich, wie bisher, loyal 
an alle Bindungen zu hallen, die ihnen der Rcichs- 
ausschuß aufcrlegt, während es den Kassen freisieht, die 
ihnen unbequemen Vorschriften zu umgehen. 

Reichsnotgemeinschaft Deutscher Aerzte, 
Gau Bayern. 

E i n g a b e a n d c n B a y e r. L a n d t ä g. 
Der Gau Bayern der Reichsnotgemeinschafl Deut¬ 

scher Aerzte. in der hauptsächlich die noch nicht zur all¬ 
gemeinen Kassenpraxis zugelassenen Aerzle zusammen- 
gcschlossen sind, und der Landesverband Bayern der 
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen halten in 
einer Eingabe an den Bayerischen Landtag die Bitte ge¬ 
richtet, einen ähnlichen Antrag wie er im Preußischen 
Landtag vorliegl, einzubringen bzw. anzunehmen dahin¬ 
gehend: „Der Landtag wolle beschließen, das Slaats- 
ministcrium zu ersuchen, die Aufhebung der Notverord¬ 
nung vom 31. Okt. 15)23 bzw. der aus ihr übernommenen 
§£ 368e und ff der RVO. durch die Reichsregierung her¬ 
beizuführen.“ 

Die beiden Verbände gingen dabei von der Voraus- 
sclzung aus, daß die Wiederherstellung der freien Arzt¬ 
wahl und die Erhaltung eines leistungsfähigen Aerzle- 
standes im Interesse der Versicherten liege. Daß ferner 
die Notlage der Krankenkassen, die im Oktober 15)23 zum 
Erlaß der Notverordnung geführt haben, nicht mehr vor¬ 
handen ist, wie ja auch aus dem Erlaß des Preußischen 
Ministers für Volkswohl fahrt betr. Aufhebung des 20proz. 
Entbehrungsfaktors auf die Armensätze der Gebühren¬ 
ordnung zuungunsten der Aerzte hervorgeht. Anderer¬ 
seits aber auch, weil diese Verfügung eine ungeheure 
Ungerechtigkeit bedeutet gegenüber den jungen Aerzten, 
die während ihrer Ausbildung, die im Interesse ihrer 
späteren Patienten erfolgte, von dieser Verfügung und 
damit der Unmöglichkeit einer Existenzgründung, be¬ 
troffen wurden. 

Hat man sich in Bayern der Verfügung des 
Preußischen Wohlfahrtsministers schon nicht restlos 
angeschlossen, so hat man der Notlage der jungen Aerzte 

noch viel weniger Verständnis enlgegengebracht. Nach 
Zeitungsberichten ging man im Haushailungsausschuß 
des Landtages über die oben erwähnte Eingabe zur 
Tagesordnung über, nachdem der Regierungsverlreter 
erklärt halle, daß „die für die Aerztezulassung zuständi¬ 
gen Organe die notwendige Kontingentierung nicht mit 
übermäßiger Strenge durchführen". Diese Behauptung 
entspricht leider nicht den Tatsachen. Vielmehr verlangt 
der Pfälzische Krankenkassenverband noch rigorosere 
Zulassungsbestimmungen wegen der angeblichen „Not¬ 
lage der Krankenkassen“. 

Wann endlich wird die Zeit kommen, in der der 
..freie“ Beruf des Arztes wieder frei wird und in der 
jeder Deutsche das ihm verfassungsmäßig zustehende 
Becht auf Arbeit also auch jeder Arzt das Recht auf 
Kassenpraxis — voll und ganz wieder hat! 

Anmerkung der Schriflleitung: Die Frage 
ist leicht zu beantworten: In dem Augenblick, in welchem 
die gesamte deutsche Aerzteschafl einig und geschlossen 
ist, da sie nur dann eine unüberwindliche Macht darstellt. 

Es ist selbstverständlich, daß die deutsche Aerzte¬ 
schafl an der Forderung der Einführung der organisier¬ 
ten freien Arztwahl bei allen Krankenkassen in ihrem 
eigenen Interesse und in dem der Versicherten fest¬ 
hallen muß. Nur unter dem Symbol der „Freien Arzt¬ 
wahl" wird die deutsche Aerzteschafl einig bleiben und 
sich durchsetzen können. 

Es darf aber noch eine Bemerkung gemacht werden: 
Es ist falsch, wenn die Reichsnotgemeinschaft ärztliche 
Politik auf eigene Faust treibt, statt mit bzw. durch die 
ärztliche Landes- bzw. Reichsorganisation, da eine 
Niederlage der Reichsnotgemeinschaft auch der gesamten 
Organisation schadet. Auf der anderen Seite wird ein 
Zusammengehen bzw. eine Vertretung der Wünsche und 
Anträge der Reichsnotgemeinschaft durch die Gesaml- 
organisalion ein ganz anderes Gewicht und damit mehr 
Aussicht auf Erfolg haben, als ein eigenes Vorgehen. 

Wie kamen die Aerzte in die Gewerbeordnung? 
Einem Berichte von Dr. W. H e n o p (Altona) über 

den Eisenacher Aerztetag entnehmen wir die folgenden 
interessanten Ausführungen (..Mitteilungen für den Ver¬ 
ein Schleswig-Holsteinischer Aerzte“ Nr. 11. 1926): 

„Gestatten Sie mir hier für die Jüngeren unter uns 
eine kurze Abschweifung. Ich bin öfter gefragt: wie 
kamen wir in die Gewerbeordnung, und ist es wirk¬ 
lich so schlimm, ihr unterstellt zu sein? Tatsächlich ist 
die unter völligem Bruch mit der Vergangenheit erfolgte 
teilweise Einordnung in die Gewerbeordnung von 1869 
damals auf Anregung eines Teils der Aerzteschafl. 
namentlich der Berliner, gefordert und aus juristisch¬ 
technischen Erwägungen gesetzgeberisch festgelegt. Vor¬ 
her bestand das Monopol der Aerzte auf das Kurieren, 
damit also das Verbolder Kurpfuscherei. Durch 
den § 29 der Gewerbeordnung sind die Aerzte zu denjeni- 
g 'n Gewerbetreibenden gestellt, welche einer besonderen 
Genehmigung Approbation bedürfen, um sich als solche, 
also als Aerzte zu bezeichnen. Nur dadurch und einige 
andere Rechte unterscheidet sie das jetzige Gesetz von 
den Krankenbehandlern. Durch Einfügung in die Reichs¬ 
gewerbeordnung ergab sich von selbst das Recht der Be¬ 
zahlung nach freier Vereinbarung und vor allem die Auf¬ 
hebung des bisherigen Zwanges der Hilfeleistung. Man 
hatte damals die Fesseln dieses Zwanges so schwer emp¬ 
funden, daß man lieber die Sonderstellung des Standes 
und damit das Kurpfuschereiverbot opferte. Manche 
hofften auch wohl auf eine staatliche Neuordnung. Heute 
verlangen wir wieder ein Gesetz für die Freiheit des 
Standes auf Grund eigener Ordnung, ohne Rückkehr der 
Polizeigewalt. Ob dadurch ein Kurpfusehereiverbot 
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näliergerückl wird, ist eine Frage für sich. Zunächst 
handelt es sich für uns um eine Frage des Ansehens und 
der Ehre der Aerzte. Ich erinnere an die goldenen Worte 
des alten Bockendahl, die ich in meiner Festschrift an¬ 
führte: „Früher verknüpfte man unsere Tätigkeit und 
unsere Hilfe mit den höchsten Vorstellungen der Mensch¬ 
heit. jetzt stellt man uns zu den Handwerkern. Aber tun 
wir alle, jeder einzelne an sich, alles, um zu beweisen, 
daß ohne gründliches Wissen, ohne tiefe Gemütsbildung, 
ohne aufreibende Opferfreudigkeit und ohne gewissen¬ 
hafte Strenge in den Anforderungen an sich selber keiner 
ein Arzt zu werden vermag, wie wir ihn fordern." 

Unterstellt wurden alsdann die ärztlichen Belange 
nacheinander dem Reichsministerium des Kultus, dann 
dem Ministerium des Innern und zuletzt infolge Ueber- 
wiegens der Krankenkassenfragen dem Reichsarbeils- 
ministerium, das ja den Gewerkschaften nahesteht. Wir 
wünschen Rückkehr zum Ministerium des Innern, halten 
aber für die Zukunft ein eigenes Reichsgesundheits¬ 
ministerium für nötig." 

Die ärztliche Planwirtschaft in Bayern. 
Von Dr. Nothaas, wissenschafd. Hilfsarbeiter im Statistischen 

Landesamt, München. 

Entsprechend einer Anregung des Reichsausschusses 
der Aerzte und Krankenkassen ordnete das Reichsarbeils- 
ministerium zur Feststellung der Auswirkungen der durch 
Verordnung vom 30. Oktober 1923 eingeführten ärztlichen 
Planwirtschaft die Durchführung einer Aerztestatislik an. 
Für Bayern liegen nunmehr die Ergebnisse dieser, hier 
vom Bayerischen Statistischen Landesamt aufbereiteten 
Erhebungen vor.1 

Nach dem Stande vom 1. April 1926 waren in Bayern 
5093 Aerzte ansässig, die sich amtlich gemeldet hallen 
und Praxis ausübten. Die Erhebung erfaßte somit nicht 
sämtliche Aerzte. deren Zahl sich nach der Berufszählung 
vom 16. Juni 1925 in Bayern auf 6217 hauptberuflich und 
139 nebenberuflich tätige Aerzte bezifferte. Die Verteilung 
der Aerzte auf die einzelnen Regierungsbezirke ist eine 
sehr verschiedene. Während im ganzen Land auf l(MK) 
Einwohner 0,68 amtlich gemeldete, Praxis ausübende 
Aerzte entfallen, beträgt die entsprechende Aerzledichtig- 
keit in Oberbayern 1.24. Niederbayern 0,10, Pfalz 0.50, 
Oberpfalz 0,39. Oberfranken 0,13, Mittelfranken 0,65, 
Unterfranken 0.63. Schwaben 0,54. Von den größeren 
bayerischen Städten war sie am höchsten in München 
(2.17 . Würzburg (1.53), Bayreuth (1,27 und Landshut 
(1,12;, am niedrigsten in Speyer (0,37) und Pirmasens (0,15 

in die von den Versicherungsämtern.zu führenden 
Arztregister waren in Bayern eingetragen: 

prakt. Fach- insge- 
Aerzte ärzte samt 

Aerzte überhaupt. 4648 1265 5913 
davon im Versicherungsamtsbezirk wohnend 3108 920 4028 
aus angrenzenden Bezirken. 1540 345 1885 

Die Eintragung in das Arztregister ist bekanntlich 
Voraussetzung für die Zulassung zur Kassenpraxis, je¬ 
doch ist letztere mit ersterer nicht ohne weiteres ver¬ 
bunden. Vielmehr ist die Zulassung nach im Reich wie 
in Bayern erlassenen Bestimmungen von der Bejahung 
der Bedürfnisfrage abhängig. 

Zur Kassenpraxis waren in Bayern zugelassen: 
prak*. Fach- zu- 
Aerzte ärzte satnmen 

Aerzte überhaupt. 4372 1198 5570 
davon im Versicherungsamtsbezirk wohnend 2913 864 3777 
aus angrenzenden Bezirken. 1459 334 1793 

Ebenso wie Aerzte unter bestimmten Bedingungen in 
die Arztregister mehrerer Versicherungsamtsbezirke ein- 

') Vergl. Zeitschrift des Oayerischen Statistischen Landesamts 1927, 
Heft 1, Seite 109 ff. 

getragen werden können, können sie auch in mehreren 
Bezirken zur Kassenpraxis zugelassen werden. Sowohl 
bei den eingetragenen, wie hei den zugeiassenen Aerzten 
bedeutet somit die Rubrik „Aerzte überhaupt" die Ge¬ 
samtzahl der Eintragungen und Zulassungen, während 
„die im Versicherungsamtsbezirk wohnenden Aerzte" die 
tatsächlich vorhandene Zahl der Aerzte wiedergeben. 

Auf 1000 Einwohner waren in Bayern zur Kassen¬ 
praxis zugelassen: 

prakt. Fach- zu- 
Aerzte ärzte sammen 

Aerzte überhaupt. 0,59 0,16 0,75 
davon im Versicherungsamtsbezirk wohnend 0,39 0,11 0,50 

Bedeutsam sind insbesondere jene Dichtigkeitsziffern, 
welche die Zahl der zur Kassenpraxis zugelassenen Aerzte 
auf 1000 Krankenversicherte2) wiedergeben, da dieselben 
die zahlenmäßigen Unterlagen für die ärztliche Planwirt¬ 
schaft bilden. In Bayern gilt als Norm, daß auf je 1000 
Versicherte ein Arzt entfallen soll, jedoch bleibt der am 
1. November 1923 vorhandene Besitzstand der kassen- 
ärztlichen Organisationen gewahrt mit der Einschrän¬ 
kung, daß die Besetzung der ersten, fünften und jeder 
weiteren fünften sich durch Abgang erledigenden Stelle 
unterbleibt. Diese Abbaubestimmung kommt nicht zur 
Anwendung, wenn und solange bei Krankenkassen mit 
mindestens 1 , der Versicherten eines Versicherungsamts- 
bezirks Bezahlung nach dem Pauschsyslem stattfindet. 
Leber die Normalzahl hinaus können ausnahmsweise so¬ 
genannte „ortsansässige Aerzte" und im Bedürfnisfalle 
auch Fachärzte zugelassen werden. 

Auf 1000 Versicherte kamen zur Kassenpraxis zu¬ 
gelassene Aerzte (siehe Tabelle 1). 

Seil 1. November 1923. dem Stichtag des gewahrten 
Besitzstandes wurden in Bayern 133 praktische Acrzie, 
130 Fachärzte, zusammen also 563 Aerzte (davon wegen 
ungenügender Arztversorgung einzelner Bezirke 16 zur 
KasSenpraxis neu zugelassen; 330 praktische Aerzte. 
64 Fachärzte, zusammen also 391 Aerzle schieden in der 
gleichen Zeit aus der Kassenpraxis aus. 

Die Kombination vorliegender Aerztestatistik mit den 
einschlägigen Ergebnissen der jährlichen Krankenkassen¬ 
statistik (von 1925) ermöglicht die auf einen Arzt im 
Durchschnitt entfallenden Ausgaben der Krankenkassen 
für Krankenbehandlung durch approbierte Aerzte, mit 
anderen Worten das durchschnittliche ärztliche Einkom¬ 
men aus der Kassenpraxis festzustellen, wobei allerdings 
zu berücksichtigen ist, daß in dem einschlägigen Aus- 
gabeposten der Krankenkassen nicht bloß die eigentlichen 
Aufwendungen für ärztliche Behandlung, sondern auch 
die Kosten für Fahrten der Aerzte über Land, die Kosten 
der von Vertrauensärzten vorgenommenen Nachunter¬ 
suchungen und abgegebenen Gutachten (nicht jedoch die 
Prüfung der Aerztercchnungcn und Rezepte sowie die 
Ausgaben für Röntgenbestrahlungen und Höhensoune- 
bestrahlungen in bestimmten Fällen (nicht jedoch für 
Arznei und sonstige Heilmittel mit inbegriffen sind 

Es trafen Ausgaben für ärztliche Behandlung ein¬ 
schließlich Weggebühren, vertraucnsärztlichc Unter¬ 
suchungen u. a.; auf einen zur Kassenpraxis zugelasse- 
nen Arzt (siehe Tabelle 2 

Die großen Verschiedenheiten der Durchschnittsein¬ 
kommen der Kassenärzte in den einzelnen Bezirken 
und Städten erklären sich einerseits aus der Zahl der 
jeweils vorhandenen Kassenärzte, andererseits aus dem 
verschieden großen Umfange der Städte und Bezirke hin¬ 
sichtlich Einwohnerzahl, Kassen- und Versichertenzahl 
(wobei auch die Frage, ob Familienvcrsicherung ein¬ 
geführt ist oder nicht, eine gewichtige Holle spicll und 
dem damit zusammenhängenden verschieden hohen An- 

,) Nicht inbegriffen in der Zahl der Versicherten sind die Mitglieder 
der Reichsbahn- und Postbetriebskrankenkassen sowie der Knnppschaftskassen, 
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Tabelle 1. Tabelle 3. 

In 

Überbayern 
Niederbayern 
Pfalz . . . 
Oberpfalz . 
Überfranken 
Mittelfranken 
Unterfranken 
Schwaben . 

Bayern . ■ 

praktische Aerzte Fachärzte 

2,34 
2,83 
1,94 
3.33 
2,21 
1 66 
3.34 
2,65 

2,39 

jj fi a 

E C4 O 
•5 5 j* 

1,87 
1,68 
1,48 
1,54 
1.23 
1.23 
2,12 
1,60 

1,59 

0,82 
0,72 
0 55 
0,56 
0,49 
0,66 
0,68 
0,51 

0.65 

t s = 
" B " 

Q u js 
O v-z 
ä-S'S 

0 78 
0,19 
0,40 
0,24 
0,23 
0.58 
0 36 
0,33 

0.47 

zusammen 

In den grösseren bayerischen Städten 

Ingolstadt . . 
München . . 
Landshut . - 
Kaiserslautern 
Ludwigshafen a. 
Pirmasens*; 
Spever*) . . 
Amberg . . 
Regensburg 
Bamberg 
Bayreuth 
Hof . . . 
Erlangen*) . 
Fürth . . . 
Nürnberg*) 
Aschaffenburg 
Schweinfurt 
Würzburg . 
Augsburg*/ . 

Rh *) 

2,73 
1,97 
1,22 
1,28 
0,91 
1,03 
1,19 
1,79 
1,78 
1,88 
1,91 
1,19 
1,75 
1,19 
0,95 
1,15 
0,64 
1,59 
1,11 

¥) = Stadt und Bezirksamt. 

1,91 
1,83 
1,11 
0,66 
0,91 
0,88 
1,03 
1,79 
1 28 
1,09 
1,53 
1,06 
1,38 
1,19 
0,95 
1,15 
0.64 
1,59 
1,00 

0,95 
1,36 
0,66 
0,70 
0,37 
0,27 
0,40 
0,60 
0,94 
0 64 
0,84 
0,73 
1,02 
0 63 
0,80 
0,36 
0,41 
1,03 
0.50 

0,95 
1,35 
0,66 
0,70 
0,37 
0,27 
0,40 
0.60 
0,94 
0,64 
0,84 
0,73 
1,02 
0,63 
080 
0,36 
0,41 
1,03 
0,50 

3,16 
3,55 
2,49 
3,89 
2,70 
2,32 
4,02 
3,16 

3,04 

3,68 
334 
1,88 
1,98 
1,29 
1,31 
1,59 
2,38 
2,72 
2,52 
2.75 
1,91 
2,77 
1,83 
1.75 
1,50 
1,05 
2,62 
1,61 

iL *2 C 
V p V 

>12 
iig 
C u v 
o v~z 
> .C .S » u E 

2,65 
1.77 
1.88 
1.78 
1,46 
1,81 
2,48 
1,93 

2,06 

2,86 
3,18 
1,77 
1.36 
1,29 
1,15 
1,43 
2,38 
2,22 
1,73 
2.37 
1,79 
2,40 
1,83 
1,75 
1,50 
1,05 
2,62 
1,50 

T a b e 1 Le 2. 

In 

Oberbayern . 
Niederb ayem 
Pfalz . . . 
Oberpfalz . . 
Oberfranken . 
Mittelfranken 
Unterfranken 
Schwaben . . 

Bayern 

überhaupt 

RM. 

unter Ausschal* 
tung der Aerzte 
aus angrenzenden 

Bezirken 

RM. 

5 235 
2 389 
6 407 
2 885 
4 325 
6 136 
3 490 
8 928 

4 567 

ln den grösseren bayerischen Städten 

Ingolstadt .... 
München . ■. . . . 
Landshut. 
Kaiserslautern . 
Ludwigshafen a. Rh.*) 
Pirmasens*) .... 
Speyer *). 
Amberg. 
Regensburg .... 
Bamberg. 
Bayreuth. 
Hof. 
Erlangen *) .... 
Fürth. 
Nürnberg*) .... 
AschafTenburg . . . 
Schweinfurt . ... . 
Würzburg. 
Augsburg *).... 

4 476 
5 689 
4 870 
5 429 

16 501 
9 782 
9 770 
6 017 
4 527 
4 282 
4 354 
6 611 
2712 
9 253 
9 479 
9 348 

17 799 
5 590 
8 428 

6 261 
4 813 
8 480 
6 333 
8 047 
7 842 
5 663 
6 415 

6 734 

6 755 
5 973 
6 175 
7911 

16 501 
11 069 
10 855 
6 017 
5 533 
6 239 
5 057 
7101 
3 123 
9 253 
9 479 
9 348 

17 799 
5 590 
9 076 

Regierungsbezirk 
bz*. 

Städte mit über 
25 000 Einwohnern 

Oberbayern 
Niederbayern 
Pfalz . . . 
Oberpfalz . 
Oberfranken 
Mittelfranken 
Unterfranken 
Schwaben . 

Bayern 
In 

Ingolstadt . 
München 
Landshut . 
Kaiserslautern 
Ludwigshafen 

am Rhein*) 
Pirmasens *) 
Speyer *) 
Amberg . . 
Regensburg 
Bamberg 
Bayreuth 
Hof . . . 
Erlangen *) . 
Fürth . . . 
Nürnberg *) 
Aschaffenburg 
Schweinfurt 
Würzburg . 
Augsburg *) 

*) = Stadt 

Ein¬ 
wohner¬ 

zahl nach 
der Volks¬ 
zählung 

v. 16. Juni 
1925 des 
Versiche- 

rungsamts- 
bezirkz 

1702436 
757601 
924918 
630182 
75866? 
999215 
763770 
864781 

Krankenkassen und Versicherte 

Mit¬ 
glieder* 
stand *) 
(Jahres¬ 
durch¬ 
schnitt 
1925) 

Aerztliche Ver¬ 
sorgung der 
Familienmit¬ 

glieder hatten 
eingeführt 

103 
54 

101 
69 

3143 
70 
60 

105 

483926 
150788 
218551 
118545 
202299 
303296 59 
143210 56 
212347 95 

91 
45 
75 
57 

131 

Mitglieder 
stand *) 
(Jahres¬ 
durch¬ 
schnitt 

19251 

446479 
124626 
202687 
92932 

183498 
285777 
138249 
196809 

Ent¬ 
schädigte 

Krank¬ 
heitsfälle 
von Ver¬ 
sicherten 

281 900 
54 038 

138 233 
57 898 
89 123 

171 713 
80 208 

111568 

7401568 705 1 832962;609 1 671057 984 681 
den grösseren bayerischen Städten 

27542 " - ‘ - 
681000) 31 

1 
15 

Ent¬ 
schädigte 

Krankheits- 
tage von 

Ver¬ 
sicherten 

25850 
59336 

142215 
97314 
49042 
26330 
75786 
50152 
35306 
41377 
42731 
72391 

415799 
34584 
36336 
89915 

192864 

7 334 
251344 

9033 
25811 

53631 
32900 
12570 
6712 

20249 
20213 
13075 
15155 
13736 
26788 

168237 
13956 
21865 
29013 10 
78039 38 

7334 
249427 

9033 
16070 

53596 
32900 
12570 
6712 

20249 
19876 
13075 
15155 
13736 
26788 

168237 
13i'56 
21865 
29013 
77531 

4 601 
140 568 

4 013 
12 217 

46 887 
15 787 

6 024 
3 736 

12 301 
6 477 
4 692 
7 189 
7038 

12 407 
112 514 

7 844 
17 591 
14 847 
48 059 

7161823 
1027908 
3134221 
1151303 
1816665 
4029467 
1623129 
2711246 

22655762 

108415 
4414536 

82291 
347193 

1057211 
327422 
149168 
84627 

272460 
139943 
84031 

144588 
160 626 
304998 

2705985 
144 603 
834 363 
318256 

1358007 
und Bezirksamt. 

Tabelle 4. 

In 

Oberbayern . 
Niederbayem 
Pfalz . . . 
Oberpfalz . . 
Oberfranken. 
Mittelfranken 
Unterfranken 
Schwaben 

Bayern 

Ingolstadt 
München 
Landshut 
Kaiserslautern 
Ludwigshaf a 
Pirmasens *) 
Speyer*) . 
Amberg . 
Regensburg 
Bamberg . 
Bayreuth . 
Hof . . . 
Erlangen *) 
Fürth . . 
Nürnberg •) 
Aschaffenburg 
Schweinfurt 
Würzburg 
Augsburg *) 

In den grösseren bayerischen Städten 

Rh* 

Entschädigte 
Krankheitsfälle 

überhaupt 

unter Aus¬ 
schaltung der 

Aerzte ans 
angrenzenden 

Bezirken 

184 
101 
254 
126 
163 
244 
139 
166 

177 

•220 
203 
836 
276 
303 
312 
226 
271 

261 

Entschädigte 
Krankheitstage 

ttbirhaupt 

unter Aus¬ 
schaltung der 

Aerzte aus 
angrenzenden 

Bezirken 

4 678 
1918 
5 761 
2 497 
3 321 
5 732 
2818 
4 035 

4 067 

170 
168 
236 
240 
680 
367 
301 
234 
224 
127 
130 
248 
1S5 
253 
381 
374 
765 
195 
381 

219 
176 
251 
349 
680 
415 
335 
234 
213 
185 
151 
266 
213 
253 
381 
374 
765 
195 
411 

4 015 
5 262 
4 841 
6 80S 

15 322 
7614 
7 458 
5 289 
4 954 
2 744 
2 334 
4 986 
4 227 
6 224 
9173 
6 886 

14 538 
4188 

10 778 

5 595 
3 864 
7 626 
5 482 
6 179 
7 326 
4 572 
6 597 

5 998 

5163 
5 525 
5143 
9 920 

15 322 
8 616 
8 287 
5 289 
6 055 
3 998 
2711 
5 355 
4 867 
6 224 
9 173 
6 886 

14 538 
4188 

11607 

*) = Stadt und Bezirksamt. 

*) = Stadt und Bezirksamt. 
*) Sämtlicher reichsgesetzlicher Krankenkassen mit Ausnahme der Reichs¬ 

bahn- und Postbetriebskrankenkassen und der Knappschaftskrankenkassen. 
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fall an entschädigten Krankheitsfällen und Krankheils¬ 
tagen von Versicherten, worüber umstehende Uebersicht 
Aufschluß gibt (siehe Tabelle 3). 

Die Inbeziehungsetzung der zur Kassenpraxis zu¬ 
gelassenen Aerzte (bzw. der ärztlichen Zulassungen zu 
den von den Krankenkassen entschädigten Krankheits¬ 
fällen sowie entschädigten Krankheitstagen gibt ein un¬ 
gefähres Bild der Arbeitsbelastung der Aerzte durch die 
Krankenversicherung, xvobei aber in Erwägung zu ziehen 
ist, daß durch die amtliche Statistik die nicht mit Ar¬ 
beitsunfähigkeit verbundenen Krankheitsfälle und insbe¬ 
sondere die gesamten Krankheitsfälle der nicht versicher¬ 
ten Familienmitglieder nicht erfaßt werden. 

Auf einen zur Kassenpraxis zugelassenen Arzt ent¬ 
fallen entschädigte Krankheitsfälle bzw. Krankheitstage 
siehe Tabelle 4 . _ 

Krankenkassen und Geschlechtskrankheiten. 
Von Geheimen Medizinalrat Professor Dr. Leo v. Zumbusch, 
1. Vorsitzender des Zweigvereins Bayern der Deutschen Gesell¬ 

schaft zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. 
Bei der hohen Aufgabe, unserem gequälten Volk, 

dem fast alles genommen ist. wenigstens eines der aller¬ 
wichtigsten Güter, die Gesundheit zu erhalten, fällt den 
Krankenkassen mit die Hauptrolle zu. Für weite Kreise, 
namentlich der städtischen Bevölkerung, sind sie es 
allein, die Hilfe, ärztliche Behandlung, Heilmittel usw. 
bieten und bieten können. Aber auch auf dem Lande 
werden stets weitere Kreise von der Versicherung erfaßt, 
auch hier wachsen die Aufgaben immer mehr. Daß es der 
größten Umsicht bedarf, um bei den jetzt herrschenden 
schwierigen Verhältnissen die Lage zu meistern, ist nicht 
zweifelhaft. Ebensowenig ist es zweifelhaft, daß im 
großen und ganzen die Kassen ihrer Aufgabe gerecht 
werden. In einem Punkt jedoch, der gerade dem Schrei¬ 
ber dieser Zeilen am Herzen liegt, fehlt es noch da und 
dort, wird noch aus einer zwar löblichen, aber als fehl 
am Ort zu bezeichnenden Sparsamkeit mehr geschadet 
als genützt, auf dem Gebiete der Geschlechtskrankheiten. 

Wir Aelteren erinnern uns alle noch der Zeit, wo 
nach der Reichsversicherungsordnung bei den Ge¬ 
schlechtskrankheiten. als selbstverschuldet, die Kranken¬ 
hilfe verweigert wurde. Es scheint unnötig, die Schaden 
aufzuzählen, die'diese Vorschrift nach sich zog. Noch 
heute sehen wir ab und zu Opfer dieser törichten Bestim¬ 
mung. Leute, jetzt schon in reifen Jahren, die damals, 
jung und leichtsinnig, einer Geschlechtskrankheit ver¬ 
fielen und jetzt daran leiden, da der Sache nicht entgegen¬ 
getreten wurde, als sie noch frisch und heilbar war. Diese 
Zeit ist zum Glück bald nur mehr von historischem Inter¬ 
esse, immerhin aber muß gesagt werden, daß manches 
noch besser sein könnte, als es ist und mancher Schaden 
auch jetzt noch entsteht, der vermieden werden könnte. 
Es handelt sich um folgendes: In den großen Städten, 
bei den großen Kassen wird den venerischen Krankheiten 
wohl allenthalben die gebührende Aufmerksamkeit ge¬ 
schenkt, die Behandlung ist absolut genügend. Nicht im¬ 
mer ist es so auf dem Lande, wo die Kassen naturgemäß 
nicht so groß und damit auch nicht so leistungsfähig 
sind. Es sind hier vor allem zwei Belange, auf die ich 
hinweisen möchte. Erstens der § 188 der RVO., welcher 
aussagt, daß im ersten Jahr 2f5 Wochen Krankenhilfe ge¬ 
leistet werden müsse, im zweiten Jahr können die 
Leistungen, wenn es sich um dieselbe Krankheit handelt, 
auf 13 Wochen beschränkt werden, im dritten Jahr sind 
es wieder 26 Wochen. Die Stilisierung des § 188 ist so. 
daß m. E. deutlich aus ihr hervorgeht, daß der Gesetz¬ 
geber nur die Möglichkeit ins Auge faßt, im zweiten Jahr 
nur 13 Wochen zu leisten, nicht aber, daß die Leistung 
von 26 Wochen auch im zweiten Jahr als etwas Ver¬ 
schwenderisches, gleichsam als ein Geschenk für den 
Versicherten, anzusehen wäre, die 13 Wochen aber die 

Regel darstell len. Die Sache scheint mir mehr für solche 
Fälle gedacht zu sein, wo es sich um chronische Zustände 
handelt, bei denen der gute Wille des Versicherten, ob 
er sich arbeitsfähig oder hilfsbedürftig fühlen will, die 
Hauptsache ist. Solchen Leuten, die schwach gegen sich 
sind und geneigt, auf Kosten der anderen wirkliche oder 
eingebildete Vorteile zu genießen, soll der Versicherungs- 
träger die Lust zum Gesundsein und Arbeiten aufzwingen 
können. 

Der § 188 wird nun in letzter Zeit öfter bei Syphilis 
angewendet sehr zum Schaden aller feile. Denn es gibt 
eine Reihe (die meisten) von Fällen frischer Syphilis, wo 
man mit 13 Wochen im zweiten Krankheitsjahr einfach 
nicht auskommt. Die 26 Wochen im ersten Jahr werden 
meist genügen, denn eine energische Syphiliskur dauert 
etwa zwei Monate und ebensoviel laßt man Pause zwi¬ 
schen den einzelnen Kuren. Hat der Kranke aber nach 
den drei auf diese Art im ersten Jahr gemachten Kuren 
noch eine positive Wassermann-Reaktion, behalt sie 
vielleicht (was gar nicht selten ist) auch noch nach der 
vierten oder fünften Kur, so daß man im zweiten Jahr 
auch zwei oder drei Kuren machen muß. so geht das eben 
in 13 Wochen nicht, man kann da nur eine und eine halbe 
Kur machen. Ich möchte aber mit dem ganzen Gewicht 
meiner Stellung als Arzt, Lehrer und forscher auf die¬ 
sem Gebiet, alle, welche Kraft ihrer Stellung, ohne selbst 
Aerzte zu sein, auch die Verantwortung über Leben und 
Gesundheit ihrer Mitmenschen und Volksgenossen 
tragen, eindringlich aufmerksam machen, daß eine so 
gründliche Behandlung der Syphilis notwendig ist. daß 
unzulängliche Behandlung hier oft schlechter ist als 
keine, und endlich, daß wir nicht übertreiben, wenn wir 
sagen, die Syphilis kann mit den neuen Methoden aus¬ 
gerottet werden, aber nur mit dem größten Energieauf¬ 
wand und wenn man nicht am falschen Ort spart Welche 
Vorteile dies aber in tausend Belangen, darunter auch in 
wirtschaftlicher und finanzieller Beziehung hätte, für 
die Allgemeinheit wie auch für alle Versichcrungslräger. 
das brauche ich Fachleuten nicht auseinanderzusetzen. 

Der zweite Punkt, über den ich einiges sagen möchte, 
ist die Hospilalisierung dor Geschlechtskranken, Ik’soii- 

ders der Frauen, nebenbei auch die der Haulkranken 
Wir erleben in der von mir geleiteten Klinik und Kran¬ 
kenabteilung für Haut- und Geschlechtskranke immer 
wieder folgenden Fall: Eine Frauensperson, ab und zu 
auch ein Mann; von irgendwo vom Lande, kommt zu uns. 
oder, was das Gewöhnliche ist. wird von der Polizei auf¬ 
gegriffen, bei der Untersuchung gcschlechlskrank be¬ 
funden und bei uns eingewiesen. Kaum ist die Behand¬ 
lung eingeleilet, so kommt ein Schreiben des bclreffen- 
tlen Kostenträgers, in der Regel einer Kasse, ab und zu 
auch einer kleinen Gemeinde, in dem steht, der oder die 
ist sofort zu entlassen oder dem Krankenhause da und 
dort zu überstellen. Dies bedeutet, wenn auch nicht be 
absichligt, meist nicht mehr und nicht weniger, als daß 
die Heilung der Betreffenden verhindert wird. Man ver¬ 
stehe mich nicht falsch! Ich zweifle nicht am guten Wil¬ 
len, auch nicht am Wissen und Können des Arztes, in 
dessen Händen der Patient nun kommt. Aber, man wird 
mir kaum widersprechen können, wenn ich sage, daß 
mehr geleistet werden kann, wenn die Behandlung in 
einem Krankenhaus stattfindet, dessen Einrichtungen 
speziell auf Geschlechtskranke ahgeslcll! sind, dessen 
Leiter, unterstützt von einem Stab zum Teil jahrelang 
fachmännisch ausgebildeter Ililfsärzle. von einem auf 
diese Dinge sozusagen dressierten Personal. Fachmann 
gerade auf diesem Gebiete ist. Man kann vom tüchtigsten 
Allgemeinpraktiker, der in innerer Medizin, Ghirurgie. 
Geburtshilfe beschlagen sein muß, lauter wichtigen 
Dingen, deren Kenntnis der Schreiber dieses neidlos Ixd 
ihm anerkennt, ohne daß er sie selbst in gleichem Maße 
zu besitzen behauptet, doch nicht vorausselzen, daß er 
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Den Gefahren der Kontakt-Infektion bei Typhus und Paratyphus 
durch Leichtkranke und Bazillenträger 

begegnen Sie am wirksamsten durch 

Perorale Immunisierung 
mittels unserer 

Typhus-Immunoids 
(auch Paratyphus und Misch-Immunoide) nach C. Neuberg und A. v. Wassermann D. R. P. a. Name ges. geschützt 

unter gleichzeitiger Beachtung der vorgeschriebenen hygienischen und sanitären Maßnahmen. 

Völlig unschädllcli lind ohne jede Nebenwirkung-am Tier und am Menschen alswirksamerpiolit 
Einfachste Anwendungsart Wohlfeiler Preis 

„Unentbehrlich vor Antritt von Reisen in den Süden, Balkare Orient etc." 
Literatur: Besredka: Impfstoff per os (Annales — Comptes rendues); Brotsu: Versuch einer Typhusimmumsierung 
auf oralem Wege, Ref.: Zentralblatt f. d. ges. Hyg., Bd. 9, S. 164; Gauthier: Vaccination gegen Typhus an den Verdauungs- 
wegen, Ref.: Zentralblatt f. d. ges. Hyg., Bd. 9, S. 163 u. Bd. 10, S. 307; K a b e 1 i k: Systematische Immunisierung eines 
Dorfes mit spezifischem Vaccin per os, Ref.: Zentralbl. f. Bakt., Bd. 79, S. 201; Kurokau a: Zeitschrift für Immumtatstf., 
Bd. 46 Heft 6; Reiter: Deutsche Med. Wochenschrift Nr. 23 (1926); Manthey: Zeitschrift für Medizinalbeamte, 

Heft 10 (1926); Fränkel: Medizinische Klinik Nr. 5 (1927). 
Wir weisen ferner hin auf die vorzüglichen Erfolge mit unseren 

Staphylo-Immunoids und Staphylo-Streplokokken-Misdi-Immunoids 
und stellen Versuchsproben gern zur Verfügung. 

Dr. Laboschin Act.-Ges., Abt. Bakteriologie 
Tel.-Adr.: Doctolabo Berlin BERLIN NW 219 Telefon: Moabit 8885—888 

auch ein ebenso routinierter Facharzt sei. Er hat auch. 
w( nn es wäre, nicht die Zeit, sich einem solchen Kranken 
genügend zu widmen; Verletzungen, dringende operative 
Eingriffe, Entbindungen, akute schwere Krankheitsfälle 
nehmen ihn viel zu sehr in Anspruch. Ebenso ist cs beim 
Personal, jedermann, der die Verhältnisse in kleinen 
Krankenhäusern kennt, weiß, daß dort ein (meist der 
oder die Geschlechtskranke eine traurige Rolle spielt. Er 
ist ein Fremdkörper, ein Gegenstand der Verachtung, der 
Abscheu und der Furcht vor Infektion, er paßt auch nicht 
in die biedere Umgebung. Der Zustand ist für ihn so 
schlimm wie für die anderen, bald haben eine oder beide 
Seilen nur mehr den gleichen Wunsch: Hinaus. Die 
Schwestern wünschen cs. der Arzl isl geneigt, die \cr- 
wallung slrebl danach, der Patient sehnt sich danach. 
So wird der Wunsch aller erfüllt, bevor die Heilung da 
ist. So hat dann die Gemeinde, da bald nach dem Aus¬ 
setzern der Behandlung die Sache wieder schlechter und 
infektiöser wird, ihren Seuchenherd, nebenbei hat der 
Patient, da Geheimhaltung im kleinen Ort unmöglich 
ist, sein Brandmal, «las ihn fürderhin überall und immer 
schädigt. 

Der Kostenträger allerdings hal den momentanen 
Vorteil: Die Kurkoslen mußlen kürzer bezahlt werden 
und waren pro Tag niederer als im Großstadtspital. Was 
aber nachkommt, ist: Die Sache rezidiviert, wird chro¬ 
nisch, macht immer und immer wieder Kosten. Die 
Kranke, die ihren Wandel meist weilerführt, steckt Leute 
an. die Krankheit vcrbreilel sich, kurz, cs folgt, wie man 
sagl. «las dicke Ende erst nach. 

Daß ich keine Phantasien schreibe, gehl aus unserer 
sich immer wiederholenden Erfahrung hervor, daß 
solche Kranke nach kürzerer oder längerer Zcil wieder 
zu uns kommen, ohne geheilt zu sein. Wie sich durch 
eine Person Geschlechtskrankheilen auf dem Lande ver¬ 

breiten können, zeigt der Fall, der sich vor Jahren in 
einem Dorfe im Hochgebirge zugeiragen hat. wo ein Sol¬ 
dat mit Syphilis vom Militär heimgekommen war und 
nach einem Jahr einige 30 Personen jeden Alters und 
Geschlechts, teils auf geschlechtlichem, teils auf außer¬ 
geschlechtlichem Wege syphilitisch geworden waren, so 
daß die Regierung, um der Sache Herr zu werden, einen 
Arzl in dem Dorfe anstetlen mußte, der nur die Syphiliti¬ 
schen behandelte und fortlaufend die ganze Einwohner¬ 
schaft auf ihren Gesundheitszustand kontrollierte. Auch 
hier spart man also, wie auch sonst im Leben mehr, wenn 
man nicht im Moment knausert, sondern das Geld im 
richtigen Augenblick richtig verwendet. Ich übersehe die 
schwierige Lage vieler besonders kleiner Kassen keines¬ 
wegs. dennoch glaube ich mich verpflichtet, mit diesen 
Ratschlägen an alle Versicherungsträger heranzutrelcn. 

(Blätter für Gesundheitsfürsorge, Nr. 6, 1926. 

Bekämpfung der Kurpfuscherei. 
Der Aerzteverein Roll weil erließ folgende Mit¬ 

teilung in der Tagespresse: ..Angesichts der Ausbreitung 
der Kurpfuscherei in Rottweil sehen sieh die Mitglieder 
des Aerztevereins genötigt, solchen Personen, die Kur¬ 
pfuscher in Anspruch nehmen, die ärztliche Hilfe zu ver¬ 
sagen. dringende Notfälle ausgenommen.“ 

In Ungarn erhalten bloss Unbemittelte unentgeltliche 
ärztliche Behandlung. 

Aus Budapest wird berichtet: Die Lage der ungari¬ 
schen Aerzte ist eine äußerst kritische, und es wurde 
festgcstelll. daß 80 Proz. der Aerzte nicht in der Lage 
sind, das ExLstenzminimum zu verdienen und tatsächlich 
Hunger leiden müssen. Nun sollen Maßnahmen zur Res- 



SEITIi 17-2. BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESPONDENZBLATT. Nr. H. 1927. 

sc'j'unif der Lage der Aerzte ergriffen werden. In Buda- 
pesl'sind 27G Ambulatorien, in denen die Patienten un¬ 
entgeltlich behandelt und mit ärztlichem Rat versorgt 
werden. Es wurde konstatiert, daß diese Ambulatorien 
auch von Personen aufgesucht werden, die einer unent¬ 
geltlichen Behandlung nicht bedürfen, die in der Lage 
sind, den Arzt zu bezahlen. Der Budapester Aerztever- 
band beschloß daher, daß in diesen Ambulatorien nur 
Personen behandelt werden dürfen, die unbemittelt sind, 
und es wird von nun an die Vorlage eines Armutszeug¬ 
nisses oder eines sonstigen Dokuments, aus dem ersicht¬ 
lich ist. daß der Patient unbemittelt ist. gefordert. Es 
sollen alle möglichen Maßnahmen im Interesse des 
Schutzes der Aerzte ergriffen werden. 

Warnt vor dem Medizinstudium! 

Flugblätter erhält jeder Arzt in beliebiger Anzahl auf 
Anfordern kostenlos von der statistischen Abteilung des 
Verbandes der Aerzte Deutschlands Harlmannbund . 
Leipzig. Plagwilzerstr. 15. 

Vereinsnachrichten. 
(Originalbericht des Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes.) 

Aerztlicher Bezirksverein Schwabmünchen-Zusmarshausen- 
Wertingen. 

(Sitzungsbericht vom 27. März 15)27. 

Anwesend 15 Mitglieder, entschuldigt 2 Mitglieder. 
Vorsitz: San.-Ral Dr. Medicus. 

Nach kurzer Begrüßung Erledigung des Einlaufes, 
darauf kurzer Jahresbericht des Vorsitzenden und Rech¬ 
nungsablage des Kassiers Dr. Bader Weiden,. Hierauf 
Bericht über den Außerordentlichen Aerztetag in Nürn¬ 
berg. 

Der Kassenarzt vertrag Schwabmünchen wurde vom 
Vorsitzenden wegen seiner doppelten Limitierung neuer¬ 
dings bemängelt. 

Die Krankenhaüsfrage Werlingen wurde in zufrie¬ 
denstellender Weise erledigt. Revision der bestehenden 
Beschlüsse. Die Abänderungen werden jedem einzelnen 
Kollegen in den nächsten Tagen schriftlich zugeleilel. 
Die Angelegenheil mit der Krankenkasse Türkheim 
wurde vom Vorsitzenden in persönlicher Besprechung 
mit dem dortigen Kassenverwalter dahin geregelt, daß 
sämtliche Schwabmünchener Aerzte berechtigt sind, im 
Grenzbezirk Mitglieder der Krankenkasse Türkheim in 
dringenden Fällen zu behandeln, jedoch werden die 
Herren ersucht, energisch darauf zu dringen, daß die 
Krankenscheine rechtzeilig beigebracht werden. 

Punkt 8 der Tagesordnung wurde für die nächste 
Sitzung zurückgestellt. Ein Antrag Reiter auf Festsetzung 
einer Strafe l>ei Nichteinhaltung der Termine für Ein¬ 
sendung der Kassenrechnungen führte zu folgendem Be¬ 
schluß: Ab 1. April 15)27 muß bei Nichteinhaltung des 
Termins für Rechnungseinsendung für bezirkszusländige 
Krankenkassen jeweils ab 15. des einschlägigen Monats 
pro Tag 3 Mark Strafe erhoben werden. 

Eventuell rückständige Quartalsbeitrüge, pro Kopf 
25 RM„ für beamtete Aerzte 15 R.M., sind umgehend an 
Kollegen Bader (Weiden einzusenden. Dr. M 

Aerztlicher Bezirksverein WUrzburg. 

Sitzung der kassenärztlichcn Abteilung vom 22 März 
15)27. Einstimmig wurde der Beschluß gefaßt: „Es möge 
an den Landesausschuß herangetreten werden, daß die 
letzte Grippeepidemie als Epidemie anerkannt wird und 
daß die Krankenkassen dementsprechende Nachzahlun¬ 
gen zu leisten haben.“ 

(mol. Vereinigung von Pyramiden und Novalgin) 

klinisch erprobtes 

Antipyreticum Analgeticum und 
M:li, 
HZ 

Rasche und intensive Wirkung bei fieberhaften Erkran¬ 

kungen, Grippe sowie schmerzhaften Zuständen jeder Art. g?*5V7 r t E n ... o_i m • j * 

rZTE 

143» 
fiOr 

Handelsform: Röhrchen mit 10 und Glas mit 25 Tabletten zu 0,5 £ 
Klinikpackung mit 100 Tabletten. 

Originalpackung- „Hoechtt“. 

Aerzten stehen Literatur und Proben zur Verfügung. 
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I. !‘haie: Eiweissminimum-GleichRewicht. II. Phase - Lipoidfreie Ernährung. Ul. Phase: Promonla-Zalage. 

Diese Kurve, 
entnommen der Arbeit von 
Dr. phil. E. \VheeIer»HiIl, 

chemischer Assistent an der StoffwechsehAbteilung, 
aus der Direktorialabtciiung des Allg. Krankenhauses Hamburg=Eppendorf, 

Med. Univ.>Klinik (Direktor: Prof. Dr. L. Brauer), 

„Über die eiweißsparende Wirkung der Lipoide“ 
(Klinische Wochenschrift Nr. 43/1926) 

demonstriert 
die eiweißsparende Wirkung des Lipoid*Komplexes der 

|£A ■■«£% SXV IX Sil IX. n üü #x u 

n V. UM Ui» 
Nervennahrung 

und daher die Bedeutung dieses Präparats für die 
Ökonomie des Stickstoffhaushalts. 

Promonta wird empfohlen von den Herren Prof.- Dres. 
Brauer, Deneke, Glaser, Groebbels, Kafka, Külz, Landau, Much, 

Mühlens, Munk, Neuberger, Nocht, Nonne, Reiche, 
Rubne’r, Rumpel, Saenger, Schittenhelm, Schweitzer, Weygandt. 

Sonderdruck obiger Arbeit und weitere Literatur nebst Proben bereitwilligst kostenlos. 

Ä 

Chemische Fabrik Promonta G.m.b. H., Hamburg 26 
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Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnachrichten. 

Die Stellen eines Bezirksarztes für den Verwaltungs¬ 
bezirk Roding und für den Verwaltungsbezirk Erding 
sind erledigt. Bewerbungen sind bei der für den \\ ohn- 
ort des Bewerbers zuständigen Regierung, Kammer des 
Innern, bis 15. April 1. J. einzureichen. 

Die Stelle eines Bezirksarztes für den Verwaltungs¬ 
bezirk Illerlissen ist erledigt. Bewerbungen sind bei der 
für den Wohnort zuständigen Regierung, K. d. I., bis 
15. April 1927 einzureichen. 

Vereinsmitteilungen. 

Sterbekasse der Freien Kreisärztekammer von Oberfranken. 

Herr San.-Ral Dr. H ö pf el (Bayreuth ist gestorben. 
Das Sterbegeld wurde umgehend ausbezahlt. Die Ver¬ 
eine werden gebeten, die Lmlage von M. 5.— pro Kopf 
der Mitglieder umgehend an ..Sterbekasse der freien 
Oberfränkischen Aerztekammer, Sitz Bamberg", Post¬ 
scheckkonto Xr. 13972, Postscheckamt Nürnberg, einzu¬ 
senden. K o t h. 

Aerztlicher Bezirksverein Bayreuth. 

Die spezifizierten Quartalsrechnungen der Orts¬ 
krankenkassen und Betriebskrankenkassen sind von nun 
ab an die Verrechnungsstelle (Herrn San.-Rat Dr. Hol- 
zinger) direkt einzusenden, und zwar bis spätestens 
15. April, bei einer Versäumnisgebühr von M. 3.— pro 
Tag ab 16. April. 

Die Rechnungen der Ersatzkassen. Sanitätskasse, 
Postkasse usw. wollen schon bis 3. April an Herrn San.- 
Rat Dr. H o 1 z i n g e r eingeliefert werden. 

Vorschüsse sind ebenfalls bis 3. April bei ihm anzu¬ 
fordern. 

Sachleistungen sind bei Orts- und Betriebskranken¬ 
kassen besonders kenntlich zu machen. Betreff Sach¬ 
leistung siehe g 8. 8, Beispiel 3, Absatz 3 des K.K.B. 

Bei den Betriebskrankenkassen sind für Familien¬ 
hilfe besondere Rechnungen einzusenden. 

Bei den Orts- und Betriebskrankenkassenrechmm- 
gen kommt für die Monate Januar bis Juni inkl. nur ein 
lOproz. Abzug in Anrechnung (also für Januar nicht 
80 Pf., sondern schon 90 Pf. für Beratung;. 

Bei den Zugeteilten-Rechnungen erfolgt die Berech¬ 
nung entsprechend der Mitteilung auf Seite 144/146 der 
Nr. 12 des Aerztl. Correspondenzblattes. 

Bei der Postkrankenkasse II München werden ab 
1. Januar die vollen Mindestsätze der Preugo bezahlt. 
Die Anwendung der gg 8 und 9 fällt weg. 

Die Ersatzkassen und die Sanitätskasse zahlen ab 
1. Januar die vollen Mindestsätze der Adgo. 

Bei der Bestätigung der Arbeitsunfähigkeit kann der 
letzte Sonntag mit einbezögen werden. Der Arzt soll je 
nach Lage des Falles entscheiden. Die Kranken unter¬ 
stehen jedoch an diesem Sonntag der üblichen Kassen¬ 
konirolle. 

Kassenärztliche Organisation Pegnitz. 

Rechnungen für die OrLskrankenkasse Pegnitz, für 
die Pegnitzhütte und für Zugeteilte sind bis 10. April an 
die Kassenärztliche Organisation (Dr. Lauter, Lrcußen 
bei einer Versäumnisgebühr von M 3.— pro verspäteten 
Tag einzureichen. Dr. An ge rer. 

Mitteilung des Aerztlichen Bezirksvereins Nürnberg. 

Die nebenamtliche Stelle des Arztes der Stadt. Säug¬ 
lings- und Kleinkinderfürsorgestelle V (Bezirk Gostenhol 
ist neu zu besetzen. Aerzte, vor allem Kinderärzte, wel¬ 
che sich um die Stelle bewerben wollen, und welche 
noch kein anderes städtisches Nebenamt bekleiden und 
nicht im Bezirk der Mütterberatungsstelle V wohnen, 
oder dort ihre Sprechräume haben, wollen umgehend Be¬ 
werbungsschreiben an den Stadtrat Nürnberg einreichen. 

S t e i n h c i m e r. 

Mitteilungen der Abteilung für freie Arztwahl 
des Aerztlichen Bezirksvereins München-Stadt. 

1. Von der A 11 g. Ortskrankenkasse Mün¬ 
chen (Stadt) wurde durch Auszüge aus den Kranken- 
lislen des Jahres 1926 festgestellt, daß eine Reihe von 
Acrzten Versicherte weit über 26 Wochen hinaus in un¬ 
unterbrochener ärztlicher Behandlung hatten. Es wird 
auf Ziff. 19 Seite 8 des Merkblattes hingewiesen und drin¬ 
gendst ersucht, auf die Anspruchsberechtig u n g 
der Versicherten streng zu achten, da die Allg. Orls- 
krankenkassc München (Stadt) gegebenenfalls Begrell- 
ansprüche gellend macht. 

2. Der Vorsitzende der 11 onorar-Kontroll- 
kommission, Herr San.-Ral Dr. Cohn, ist vom 6. bis 
23. April verreist; Vertreter Herr San.-Rat Dr. Althen. 

3. Das Mitgliederverzcichnis wird neu er¬ 
stellt. Die Herren Kollegen, welche irgendeine Acnde- 
rung in der Eintragung wünschen, werden höflichst ge 
beten, sic bis spätestens 15. April 1927 der Ge¬ 
schäftsstelle mitteilen zu wollen. 

Leukoplast 
das beste Kautschuk-Heftpflaster 

P. Beiersdorf & Co. A.-G., Hamburg 



Nr. 14. 1927. BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESPONDENZBLATT. SEITE 175. 

Coffetylin 
Coffein-Acetylin. 

Bei nervöser Abgespanntheit, 
fieberhaften Erkrankungen, Grippe, Neur¬ 

algien, Kopfschmerzen und Migräne 
bewährt. 

Packungen: Glasröhrchen mit 20 Tabletten zu 0,5 g,- Papierröllchen m t 

10 Tabletten zu 0,5 g (für Krankenkassen). 

Klinikpackung: Glas mit 1000 Tabletten. 

* Gyneclorina 
Tabletten mit 0,5 g Chloramin-Heyden. 

Wohlriechendes Desinfiziens von vorzüg¬ 

licher bakterizider und desodorisierender 

Wirkung. 

Für Vaginalspülungen, Händedesinfektion, zur Beseitigung 
übelriechender Schweisse. 

Packungen: Gläser mit 25 Tabletten. 

Klinikpackung: Glas mit 1000 Tabletten. 

Proben und Literatur stehen den Herren Aerzten zur Verfügung. 

Chemische Fabrik von Heyden Aktiengesellschaft, Radebeul - Dresden. 

Wie’s gemacht wird. 

Unter dieser Ueberschrift nahm die „Zeitschrift für 
Deutschlands Buchdrucker“ Nr. 17 Seite 112 Stellung 
gegen die Reklame der Firma Vulnoplast - Lakemeier 
A.-G., Bonn a. Rh., die ihren an Aerzle verschickten 
Katalogen ein Angebot zur Ausführung von Druckarbei¬ 
ten „in eigener Hausdruckerei“ beifügt: 

100 Besuchskarten auf Büttenkarton M. 1 —; 
1000 Rezeptblälter M. 1.80. und dazu auch noch je 

50 blockiert. 
Gegen eine solche Konkurrenz, von der wir hier nur 

einige Beispiele anführen, wendet sich mit Recht auch 
die Aerzteschaft. So lesen wir in der „Schlesischen 
Aerzle-Korrcspondenz“ Nr. 12, Seite 283: 

Schleuderkonkurrenz. 

„Dem Rundschreiben einer Pflasterfabrik liegt ein 
Angebot auf ärztliche Vordrucke aller Art zu Preisen 
vor. die hei weitem nicht die Selbstkosten der Druk- 
kerei decken, die also lediglich eine an die Adresse der 
Aerzte gerichtete Reklame darslellen. Das ist ein Vor¬ 
gehen. das von den Druckereien mit Recht als eine 
schwere Schädigung aufgefaßt wird, und das in gewis¬ 
sem Sinne als ein Bestechungsversuch bei den Aerzten 
aufgefaßt werden muß. Wenn die chemischen Fabriken 
den Aerzten Proben ihrer Fabrikate schicken, so mag 
darin nichts zu finden sein, auch die Uebersendung 

von Mementos, wie Taschen. Brieföffner oder Aschen¬ 
becher. mag hingehen. Dadurch wird schließlich kaum 
jemand anders geschädigt. Hier handelt es sich aber 
um einen notwendigen Gebrauchsartikel und demge¬ 
mäß um eine Schädigung eines bestimmten Berufsstan¬ 
des, nämlich der Buchdrucker.“ 

Es wird gebeten, daß in allen Aerzlefachzeilschriften 
das Vorgehen der oben genannten Firma ins rechte 
Licht gesetzt wird. 

Fachnormenausschuss Krankenhaus (Fanok). 

Der Fachnormenausschuß Krankenhaus (Fanok . 
dessen Träger der Gutachterausschuß für das öffentliche 
Krankenhauswesen und der Reichsverband der prbalen. 
gemeinnützigen Kranken- und Pflegeanstalten Deutsch¬ 
lands sind. veröffenUicht seine Normenblatt-Entwürfe 
mit Erläuterungsberichten, sowie seine Sitzungsproto¬ 
kolle in der ..Zeitschrift für das gesamte Krankenhaus¬ 
wesen“ (Verlag von Julius Springer. Berlin W. 9 

In Heft 7. das in den nächsten Tagen zur Ausgabe 
gelangt, werden die folgenden Veröffentlichungen er¬ 
scheinen: 

Mehrere Unterausschüsse des Fachnormenausschus¬ 
ses Krankenhaus haben in Fortsetzung ihrer Arbeiten 
praktisch wichtige Beschlüsse gefaßt. Die Gruppe ..Kran¬ 
kentransportwagen“ hat über den Bau eine Reihe \on 
Bestimmungen getroffen, nach denen für die nächste 

▲ 
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Ferro-calciumsaccharat 12:1000 

enthält das Eisen in derJwirksamen Ferro-Form! 
Entspricht wsitgahandst den Fordarungan 

der modernan Eisentherapie. 

Aegrosan wird selbst vom kranken Magen gut vertragen, mischt sich 
ohne weiteres mit dem Magensaft, braucht weder reduziert noch aufgelüst 

werden und wird schnellstens und restlos resorbiert. 

Daher schnelle und durchschlagende Elsen- und Kalkwirkung 
ohne Verdauungsstörungen, selbst bei Säuglingen und Dreisen. 

Preis Mark 1.05 In den Apotheken. Versuchsproben auf Wunsch. 

Johann G. W. Opfermann, Köln 66 

Prima Rauchfleisch 
r*nz maeer (Ripperl u. Halt¬ 
stücke) 9Pfd. franko Mk. 16.—, 
mager durch*rtchsen(Brüstl u. 
Waramerl)9Pfd. franko Mk. 16. 

la Wurstwaren 
5 feine, haltbare Sorten, 

Braunschw. Mettwurst, Del.- 
Leberw., Göttinger 1. Blasen, 
Thüringer Rotwurst u. Hausm. 
Leberwurst gemischt 8*/tPfd. 

netto franko Mk. 16.—. 

Die H. H. Aerzte 
wardan gebatan dan mir überwiesenen Patienten, 

apez. bat M o o r Iam g e n bl d • r n, die durch 

besondere Ausführung selbst bei veralteten Leiden 

wie Qieht, Rheumat., Ischias uew., niemale ihre 

hervorragende Wirkung verfehlen — stete eine Ver¬ 

ordnung mitgeben zu wollen. 

Schweineschmalz Doset Kreitmair, Apollo-Bad 
feinste deutsche Raffinade 

Kübel 25 Pfd. netto Mk. 26.- 
franko. Postblecheimer mit 
brutto 10 Pfd. franko Mk. 10.50. 
Ign. Meissner, RegensburgW 51 

.Mönchen {gegenüb. d. Ortskrankenkasse) Tel.596141 

Zugelassen 
bei allen Bayer. Krankenkassen FerrangalMn" ämoglobi n-Eisen-AI bum inat 

seit über 50 Jahren bewährt; ohne und mit Arsen 0,02. 
O.P. 200,0 erhältlich in allen Apotheken. 

Chem.Fabr. Rob. Harras, München. Gegr.lS?» 
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Sitzung eine Zeichnung solcher Wagen mit Gleitschiene 
vorgelegt werden soll. Für ..Eß-, Transport- und Küchen¬ 
geschirr' hat die zuständige Gruppe Maßbestimimmgen 
über Inhalt und Wandstärke fcstgclegt. Die Gruppe 
..Aerztliche Instrumente“ hat für Operationsmesser Re¬ 
stimmungen über die Beschaffenheit der Griffe getroffen 
und zur Normierung eine Grifflänge von 10.5—11 cm 
vorgeschlagen Mit der Herstellung der Xormbläüer 
wurde eine der mitarbeitenden Firmen beauftragt. Die 
Gruppe ..Verbandstoffe” hat Grundsätze über die drei 
verschiedenen Sorten der Wundwatte, die vorgeschlagen4 
werden soll, aufgestellt und beabsichtigt, nach vier Wo¬ 
chen wieder eine Sitzung abzu'halten. in der Zwischenzeit 
aber die vorgeschlagenen Proben in Anstalten auspro¬ 
bieren zu lassen. Schließlich wurde der Normungsent¬ 
wurf für Krankenaufzüge fertiggestellt. 

Bücherschäu. 

kommt in Tabletten in den Handel, die 0,5 Aspiphenin enthalten 
und ist nach meinen Erfahrungen ein sehr gut verträgliches und 
von einer ausgezeichneten analgetischen Wirkung begleitetes Prä 
parat, das ich sehr gerne verordne. 

Die relative Ungiftigkeit des Phauodorms, Von Dr. A. F. 
Kauffmann, Berlin-Weissensee. (Klin. Wochenschr. 1926 Nr. 51.) 
Verfasser hatte Gelegenheit, sich von der relativen Ungiftigkeit 
des Phanodorms zu Überzeugen, als ein Patient, ein etwas schwach¬ 
sinniger Psychopath, suicidii causa 10 Phanodorm-Tabletten ä 0,2 g 
auf einmal schluckte. Der herbeigerufene Arzt ordnete die Ueber- 
(ührung ins Krankenhaus an, wo der Patient schon wesentlich 
munterer war und den Anblick eines mittelschweren Rausch¬ 
zustandes bot. Die Magenspülung l1/» Stunden nach der Ver¬ 
giftung förderte keine Tablettenreste mehr zutage. »Ueberraschend 
war für mich«, betont der Autor, »die geringe Schwere des Krank¬ 
heitsbildes, die keinen Moment an Lebensgefahr denken liess « 
Während das Zehnfache der üblichen schlaf bringenden Einzel- 
dosis bei Veronal und bei Luminal zu schweren, oft sogar töd¬ 
lichen Vergiftungen geführt hatte, verlief die Vergiftung durch 
10 Tabletten = 2 g Phanodorm äusserst leicht und ohne bedroh¬ 
liche Erscheinungen. 

Voranzeige. 
Freie Arztwahl und Sozialversicherung. Von Priv. Doz. Dr. med. 

et phil. Hermann v. Hayek, Innsbruck. Verlag der Aerztlichen 
Rundschau Otto Gmeltn München NO' 1927. Preis RM 3.—. 
Partiepreis bei 10 Ex RM. 2.50, bei 25 Ex. RM. 2.—. 

Das neue Buch von Hayek stellt gegenüber dem aufsehen¬ 
erregenden Buch von Dr. Liek »Der Arzt und seine Sendung« 
eine gewisse Ergänzung dar in positivem Sinne. Es wendet sich 
gegen den bürokratisch - schematisierten Massenbetrieb in der 
Kassenpraxis und fordert die freie Wahl- des Arztes als eine 
Lebensfrage für gute ärztliche Arbeit und für das Schicksal der 
Kranken. Es ist zu hoffen, dass dieses ausgezeichnete Buch eine 
weite Verbreitung findet unter den Aerzten, Krankenkassen, Be¬ 
hörden und Parlamentariern und nicht zuletzt unter den Ver¬ 
sicherten selbst. Die ärztlichen Organisationen sollten sich be¬ 
mühen, das Buch in diesen Kreisen zu verbreiten, was der 
Verlag durch billigste Partiepreise ermöglicht. Scholl. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, Manchen 

Für die Inserate: Adolf Doha, München. 

das klassische OHglnal-Komblnatlonsprflpamt gegen 
Schmerrrustande und fieberhafte Erfcranfcunoen 
Jeder Art Rascheste Wirkung ohne 
Gewöhnung u. andere Neben¬ 
erscheinungen. 

Spifobismol 
tösL und unlösl. Wismut, gebunden en Jod-Omm 
pwowo S y pH 111 ■ oll«r Strzdlon, 
besonders auch Neuroluet und Lues congenita. 
Sicherste Heilerfolge bei geringster^ 
Wismutmenge: höchste 
Vertraglichkoitu. 
Remanenz. 

Solvochin 
Arzneimittelreferate. 

Behandlung der Schmerzen nnd der Schlaflosigkeit (unter 
Ausschluss der Kopfschmerzen und Migräne). Von Dr. H. Berger, 
Professor an der Universität Jena (Aus Sonderabdruck aus dem 
Handbuch der gesamten Therapie in sieben Bänden. IV. Band ) 

Aspiphenin ist eine von »Bayer« eingeführte, sehr zweck¬ 
mässige Kombination von Aspirin 0.3 und Phenacetin 0,2 Es 

Zur ge fl. Beachtung! 
Der Gesamtauflage dieser Nummer liegt ein Prospekt der Firma 

Gödecke & Co., Chem. Fabrik A.-G-, Berlin-Charlottenburg I, 
über Targesin, 

ferner ein Prospekt der Firma Chem. und pharm. Fabrik 
Dr. Georg Henning, Berlin, über Testogan bei. 

Wir empfehlen die Beilagen der besonderen Beachtung 
unserer Leser. 

SSI.lfl« reizlose, tätliche ChlnlmOtunfi. Sp«*ifiKurr» 
gwqwn kruppöaw Rnoumonlo, 

Malaria, WehenvoratÄrkung. Ratchoto 
Wirkung durch Bildung einaa 
hohen Chininapiogoit 
im Blut 

Tfcmspulmin 
Chin. bat. anhydr. und Camph. In ather. Getan die 
parenterale schmerzlose CHlolntHwrnple 
bei BroocHopnoumorWo, oitngor 
Bronchitis, poetoperatu.Gnppe* 
Pneumoni*. 

CHEMISCH-PHARMAZEUTISCHE 
r BAD HOMBURG 

a.-G. 

Staats- ^ Quelle 
Nieder-Selters 

Das natürliche Selters 
Altbekanntes und bewährtes Heilmittel bei Erkrankungen der Atmungsorgane und des Halses. 

Linderungsmittel für Brustkranke. 
AusfQhrllche Brunnenschriften kostenlos durch das Zentralbüro Mieder-Selters. Berlin W 8. 

Wilhelmstrasse 55. , er..n w o, 

Die St aut s qu e 11 e Nieder-Selters in Hessen-Nassau ist der einzige Brunnen 
mit Selters Namen, der nur im Urzustand abgefüllt und versandt wird. 
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Einladungen zu Versammlungen. 

Kraftfahr-Vereinigung Deutscher Aerzte (KVDA.). 

Mitgliederversammlung des Gaues „Südbayern“ in 
München am Freitag, dem lä. April, abends 8 Uhr, im 
Hotel Deutscher Kaiser, Arnulfstraße. — Tagesordnung: 
Neuwahl des Gauvorslandes. Geschäftliche Mitteilun¬ 
gen des Herrn Dr. llarlig (Zweigstelle München, Jakob- 
Klar-Slraßc 7 11 . — Gesellschaftsfahrt zum Aerztctag 
Lindau. LA.: Dr. Gnoll, Gauvorstand. 

Aerztlicher Bezirksverein Lindau-Bodensee. 

Am Mittwoch, dem 27. April, um 12l/2 Uhr mittags 
beginnend. I-'rühjahrshauj)!Versammlung im Bayerischen 
Hof in Lindau. Tagesordnung: Gemeinsames Mittag¬ 
essen. Wahl der Yorslandschaft. — Bayer. Aerztetag 
in Lindau. Yorlrag von Geheimrat Bever über „Er¬ 
lerntes und Erlebtes in 60jübriger ärztlicher Praxis“. •— 
Sonst noch Anfallendes. Weitere Anträge an den 
Unterzeichnelen möglichst bald erbeten. — Wegen der 
Wichtigkeit der Tagesordnung wird zahlreiches Er¬ 
scheinen erwartel. I. A.: Dr. Euler. 

Mitteilung des Landesausschusses der Aerzte Bayerns. 

Die Anträge für den Bayerischen Acrzlclag in 
Lindau sind bis s p ü I e s l e n s 1 1. M a i an den Landes- 
ausschuß der Aerzle Bayerns, Nürnberg, Luitpoldhaus, 
Gewerhemuseunisplatz I. zu richlon. 

Das Aerztegesetz im Bayerischen Landtage. 

Von Ministerialrat Wirschinger. 

Der Bayerische Landtag befaßte sich mit dem 
Entwurf eines Gesetzes über die Bcrufsverlrelung der 
Aerzle, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker (Aerzlc- 
gesetz) vom 9. Februar 1927 abgcdruckl im Bayeri¬ 
schen Aerztlichen Correspondenzblalt 1927 Nr. 10 und 
11 in den Sitzungen des Verlässungsausschiisscs am 
8., 9., 10., II.. 12. und 11. März, und des Landtagsplemuns 
am 30. 31. März 1927. Aus dem Gange der Verhand¬ 
lungen sollen im nachstehenden die wesentlichsten 
Punkte und die am Hegierungsenlwurf vorgenommenen 
Armierungen hervorgehoben werden. 

Vom Landtage waren für den Gesetzentwurf als Be¬ 
richterstatter Geheimer Justizrat Graf von Pestalozza 
Bayer. Volksparlei und als Mitberichterstalter Mi¬ 

nisterialrat Dr. Roth Völkischer Block aufgestellt. Aut 
der Regierungsseite vertraten den Entwurf der Staals- 
minister des Innern Stützei. Geheimer Rat Dr. Dieu- 
donnc und Ministerialrat Wirschinger. Die Verhand¬ 
lungen verliefen im allgemeinen sehr ruhig und sachlich. 
Da zur Zeit kein Arzt dem Landtag angehörl. hatten 
di.* meisten Fraktionen vor Beginn der Beratungen 
Parteiangehörige Aerzte als Sachverständige gehört. 
Außerdem war ein großer Teil der Abgeordneten nach 
ihren eigenen Angaben noch privatim von einzelnen 
Aerzlen und Acrztegruppen mündlich und brieflich in¬ 
formiert worden. Hierbei scheinen sich insbesondere die 
Gegner der gesetzlichen Regelung eifrig belätigt zu haben, 
so daß von einzelnen Abgeordneten die Behauptung der 
Regierung und der Berichterstatter, daß die über¬ 
wiegende Mehrzahl der bayerischen Aerzte mit dieser 
Regelung einverstanden sei. stark in Zweifel gezogen 
wurde. An Eingaben lagen dem Landtag vor: 1. Eine 
Denkschrift des Landesverbandes Bayerns des deutschen 
akademischen Assistentenverbandes und des Münchener 
ärztlichen Assistenlen-Vereins, die den Entwurf aus 
grundsätzlichen Firwägungcn und im Hinblick auf die 
Sonderstellung der Assistenten ablehnt: 2. eine Ent¬ 
schließung des Deutschen Notbundes geistiger Arbeiter 
in Bayern, die den Landtag um Annahme des Gesetzes 
ersucht, und 3. Eingaben des Arztes Dr. Zehnder in 
Deggendorf, in denen verschiedene Bedenken gegen 
die beabsichtigte Regelung erhoben werden. 

Im Yerfassungsausschuß wurde bei Beginn der Be¬ 
ratungen von den Berichlerstallcrn wie von Regierungs¬ 
seile aus die Notwendigkeit der beabsichtigten gesotz¬ 
liehen Regelung eingehend dargelegt. Sie wurde auch 
von allen Parteien mit Ausnahme der Kommunisten und 
Sozialdemokraten anerkannt. Der Sprecher der letzteren. 
Amtsrichter Dr. Högner. bestritt übrigens nicht die Not¬ 
wendigkeit einer Berufsvertrelung für die Aerzte an sich, 
sondern äußerte nur Bedenken gegen den vorgesehenen 
öffentlich-rechtlichen Zwangscharakter dieser Berufs- 
verlretung. durch den ein zünfllerischer Innungsgeisl 
in die Aerzleschafl getragen und Standesdünkel und 
Kastenwesen gefördert werden könne. Die Gliederung 
der Berufsvertretung in ärztliche Bezirksvereine und 



SEITE 178 BAYERISCHES AERZTLICHES C0I1HESP0NDENZBLATT. Nr. 15. 1927. 

Landesärzlekammer wurde von keiner Seile beanslandel. 
Zu Art. 1 Abs. II wurde von mehreren Rednern an¬ 
geregt aut' die Beiziehung der nicht mehr Praxis aus¬ 
übenden Aerzte zur Berufsvertretung zn verzichten. 
Nachdem jedoch von Regierungsseite betont wurde, daß 
besonderer Wert darauf gelegt werden müsse, daß die 
Berufsvertretung alle Aerzte und insbesondere auch die 
älteren, erfahrenen, nicht mehr im unmittelbaren Kon¬ 
kurrenzkampf stehenden Aerzte umfasse, wurde Art. 1 
schließlich unverändert angenommen. 

Bei Artikel 2 wurde vom Beriehterslaüer unter Hin¬ 
weis auf die Gesetzesbegründung ausdrücklich festge¬ 
stellt, daß die Berufsvertretung sich auch mit der Ver¬ 
tretung wirtschaftlicher Interessen der Aerzte befassen 
könne, soweit Artikel 159 der Reichsverfassung und das 
Verhältnis zwischen Aerzten und Krankenkassen da¬ 
durch nicht berührt werde. Hiegegen erhob sieb von 
keiner Seite ein Widerspruch. 

Zu Artikel 3 Abs. I lag ein Antrag Hilpert auf 
Streichung des letzten Satzes über die Teilung großer 
Verwaltungsbezirke und ein Antrag Sch äff er auf fol¬ 
gende Fassung dieses Salzes vor: 

„Verwaltungsbezirke mit mehr als 50t) Aerzten kön¬ 
nen. wenn es wenigstens ein Drittel der Anwesenden 
einer ordnungsmäßig einberufenen Mitgliederversamm¬ 
lung des ärztlichen Bezirksvereins beantragt, vom 
Staatsministerium des Innern nach Anhörung der 
Landesärztekammer in mehrere selbständige Vereins¬ 
bezirke zerlegt werden." 

Dieser Fassungsvorschlag wurde damit begründet, 
daß die Teilung allzu großer Vereinsbezirke zur 
Erhaltung arbeitsfähiger Bezirksvereine unentbehrlich 
sei. daß sie aber im Entwurf so verklausuliert sei. daß 
sie praktisch unmöglich werde: man müsse sie daher 
erleichtern. Von anderer Seite wurde hiegegen ein¬ 
gewendet, daß es bedenklich sei. hier von dem Mehr¬ 
heitsprinzip abzugehen und die Entscheidung in die 
Hand einer kleinen .Minorität ‘zu legen. Der Slaals- 
minister wies dagegen darauf hin. daß die Entscheidung 
über die Teilung auch nach dem Antrag Schäl'fer 
bei der Staatsregierung bleiben solle. Die Regierung 
wünsche, daß die Verhältnisse sich so gestalteten, daß 
Teilungen nicht vorgenommen werden müßten. Die 
Möglichkeit der Teilung müsse aber unbedingt bestehen 
bleiben. Mit der vom Abgeordneten Schäffer vorge¬ 
schlagenen Aenderung des Regierungsentwurfes könne 
man sich abfinden, da eine Ueberrumpelung durch ent¬ 
sprechende Satzungsbestimmungen ausgeschlossen wer¬ 
den könne. 

Nach längerer Debatte wurde schließlich der Antrag 
Hilpert abgelehnt und der Antrag Schäffer im 
Verfassungsausschuß in erster und zweiter Lesung mit 
Mehrheit angenommen. 

In der Vollversammlung des Landtags erhielt aber 
dann Artikel 3 Abs. I Satz 3 auf Grund eines Antrags 
Hilpert-Roth die Fassung:*) 

„Verwaltungsbezirke mit mehr als 
300 Aerzten können, wenn es die Mehrzahl 
dieser Aerzte beantragt, vom Staats¬ 
ministerium des Innern nach Anhörung 
der Landesärztekammer in mehreri¬ 
selbständige Vereinsbezirke zerlegt wer¬ 
de n.“ 

Für Artikel 1 Abs. 1 Satz 2 beantragte Dr. Butt¬ 
mann folgende Fassung: 

„Zu den Aerzten im Sinne dieser Bestimmung ge¬ 
hören nicht die staatlichen Amtsärzte, die Sanitäts¬ 
offiziere und Unterärzte des Reichsheeres und der 
Reichsmarine, soweit sie keine Privatpraxis ausüben; 

*) Die endgültig beschlossenen Aenderungen des Regierungsentwurfes 
sind gesperrt gedruckt. 

bezüglich der Ausübung ihrer amtlichen Tätigkeit und 
Praxis unterstehen sie lediglich ihrer Vorgesetzten 
Behörde.“ 

Der Antrag wurde in der Hauptsache damit begrün¬ 
det. daß die Amtsärzte eine andere Beschäftigung und 
andere Interessen als die im freien Beruf stehenden 
Aerzte hätten, und daß sie bei Unterstellung unter die 
Zwangsorganisation in Konflikt mit ihrer Amtspflicht 
geraten könnten. Dieser Auffassung wurde von mehre¬ 
ren Rednern entgegengetreten. Auch von den Regierungs- 
Vertretern wurde betont, daß die Mitwirkung der be¬ 
amteten Aerzte in den Bezirksvereinen nicht entbehrt 
werden könne, daß ihre Sonderstellung bereits im Ge¬ 
setz ausreichend berücksichtigt sei, und daß die Medi¬ 
zinalbeamten in ihrer großen Mehrheit auch für die Mit¬ 
gliedschaft in den Bezirksvereinen seien. 

Der Antrag Buttmann wurde hierauf abgelehnl. 
Dagegen fand in der 1. Lesung im Ausschuß ein Antrag 
Högner zu Abs. II Annahme, wonach nur die „wegen 
gemeiner Verbrechen“ zu Zuchthausstrafe Verurteilten 
ausgeschlossen sein sollen. In der 2. Lesung wurde die¬ 
ser Zusatz jedoch wieder gestrichen. 

Zu Artikel 5 lag ein Antrag S c h ä f f e r -T' u n k e auf 
Einfügung folgenden Absatzes I vor: 

„In ärztlichen Bezirk s v e r e i n e n m i I 
mehr als 500 Mitgliedern wird der Vor¬ 
st a n d nachd e n G ru nd säl z e n d er V erhä11 - 
n i s w a h 1 d u r c h geheime und s e h r i f 11 i c h e 
A b s t i m m u n g g e w ä h 11.“ 

Durch diese Bestimmung soll es in den großen Be¬ 
zirksvereinen den Minoritäten ermöglicht werden zur 
Geltung zu kommen. Der Antrag wurde mit Mehrheit 
angenommen. 

In Art. ti Satz 2 wurde auf Antrag des Milbericlil- 
erstatlers nach „Ziff. 3“ eingefügt „sowie Abs. II". 
Dadurch wurden die von der Mitgliedschaft nach Art. 1 
Abs. II ausgeschlossenen Aerzte von der Beitragspflichl 
zum Bezirksverein befreit. 

Art. 7 und 8 des Gesetzes wurden ohne wesentliche 
Erinnerung angenommen. 

Bei Art. 9 entwickelte sich eine Debatte darüber, ob 
für die Wahl der Abgeordneten zur Landesärztekammer 
der im Entwurf vorgesehene Schlüssel beibehalten und 
die Verhältniswahl im Gesetz vorgeschrieben werden 
solle oder nicht. Es lagen hierzu folgende Anträge vor: 

1. Ein Antrag Funke auf Einsetzung folgenden 
Abs. III: „In Bezirksvereinen mit mehr als 
100 Mitgliedern wcrden die Abgeordneten 
nach den G r u n d s ä I z e n d e r Verhältnis¬ 
wahl durch geheime und s c h r i f 11 i c h e A b - 
Stimmung gewählt. Die näheren B fc s t i m - 
m u n g e n über das Wahlverfahre n werden 
vom Staatsministerium des Innern in 
einer Wahlordnung getroffen; vor deren 
Erlaß oder Aenderung ist die La ndesürzte- 
k a in m e r z u h ö r e n.“ 

2. Ein Antrag Müller-Dissinger in Abs. II 
die Worte „solche von 101 200 Mitglieder usw.“ zu 
ersetzen durch „solche von 101 150 Mitglieder I. 
solche von 151 200 Mitglieder 5, größere Vereine für 
je 75 Mitglieder einen weiteren Abgeordneten". 

Und als weiteren Satz beizufügen: 
„Die Wahlen finden nach den Grundsätzen der 

Verhältniswahl mit gebundenen Listen stall, wenn 
mindestens zwei Abgeordnete gewählt werden; das 
Verfahren regelt das Staalsministcrium des Innern.“ 

3. Ein Antrag Timm auf folgende Fassung des 
Abs. II: „Bezirksvereine bis zu 50 Mitglieder wählen 
einen, solche von 51 KM) Mitglieder 2, größere Ver¬ 
eine für je weitere 100 Mitglieder einen Vertreter. Die 
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Vertreter werden in gleicher, unmittelbarer und ge¬ 
heimer freier Listenwahl nach den Grundsätzen der 
Y e rh ä 11 n i s wa h 1 gewählt.“ 

Gegen den im Gesetz vorgesehenen Schlüssel für die 
Wahl der Abgeordneten wurde eingewendel, daß dadurch 
die Landesärztekammer zu groß werde und daß die Stadl¬ 
ärzte zu stark benachteiligt würden. Von anderer Seite 
wurde dagegen gerade in der Bevorzugung der Landärzte 
durch den Schlüssel ein Vorteil erblickt. Von Regierungs¬ 
seite wurde dringend gebeten, an dem von den Aerzten 
gewünschten, seit langer Zeit eingclcbten Schlüssel nichts 
zu ändern. Es wurde schließlich auch in dieser Rich¬ 
tung die Fassung der Regierungsvorlage angenommen. 

Die Einführung der Verhältniswahl wurde nament¬ 
lich von den Rednern der Linksparteien mit der Begrün¬ 
dung verlangt, daß bei Einführung einer Zwangsorgani¬ 
sation für den Schutz der Minderheit gesorgt werden 
müsse, daß es nur vorteilhaft sein könne, innerhalb der 
Aerztcschaft auch die kleineren Gruppen zum Wort kom¬ 
men zu lassen, und daß ein Teil der Aerztcschaft die 
Verhältniswahl wünsche. Die Gegner des Verhältniswahl¬ 
systems. befürchteten von seiner Einführung eine Zer¬ 
splitterung und Politisierung der Aerztcschaft; sie be¬ 
riefen sich ferner darauf, daß die überwiegende Mehrheit 
der Aerztcschaft die Verhältniswahl ablehne und daß im 
übrigen die Vereine, in denen Neigung für die Verhältnis¬ 
wahl bestehe, sie ja im Wege der Satzung einführen 
könnten. Die Mehrheit des Ausschusses hielt aber doch 
die Festlegung der Verhältniswahl im Gesetz für ange¬ 
zeigt. So wurde schließlich mit Mehrheit der vermit¬ 
telnde Antrag Funke angenommen, der die Ver¬ 
hältniswahl nur für die großen Bezirksvereine Vorsicht; 
die gleiche Mehrheit sprach sich auch für freie Listen¬ 
wahl aus. Die übrigen Anträge wurden abgelehnt. 

Da mit dem Verhältniswahlsystem Ersatzwahlen 
nicht vereinbar sind, mußte im bisherigen Absatz III 
dem zweiten Satze über die Zulässigkeit von Ersatz¬ 
wahlen angefügt werden „soweit nicht nach den 
G r u n fl s ä t z e n der V e r h ä 11 n i s w a h 1 g e w ä h 11 
w u r d c“. 

Durch die Einführung der Verhältniswahl erschien 
ferner der Vollzug des bisherigen Absatz V über 
die Vertretung der medizinischen Fakultäten in der 
Landesärztekammer derart erschwert, daß durch An¬ 
nahme eines Antrags Stclzner den Fakultäten selbst 
das Recht zur Auswahl ihrer Abgeordneten eingeräumt 
wurde. Der Absatz lautet nunmehr: „In die Landes- 
ä r z t c k a m m er entsendet j e d e m e d i z i n i s c h e 
Fa k u11 ä t der drei Landesuniv er s i t ä t e n je 
einen Abgeordneten.“ 

Ein im Landlagsplenum eingebrachler Antrag Bull- 
mann, in Art. !) Abs. IN „die Angehörigen der jüdischen 

Basse vom Wahlrecht und der Wählbarkeit zur Aerzte- 
kammer auszuschließen“, wurde mit großer Mehrheit ab- 
gelehnt. 

Zu Art. 10 Abs. I l>eantragle der Abgeordnete 
Dr. Müller die Streichung der Zuwahl oder wenigstens 
ihre Beschränkung auf 1 6 des Mitgliederbestandes des 
Vorstandes und ihre Durchführung nach den Grund¬ 
sätzen der Verhältniswahl. In der anschließenden De¬ 
batte wurden von verschiedenen Seiten Bedenken da¬ 
gegen geäußert, daß durch die Zuwahl das Ergebnis der 
Wahl stark abgeändert werden könnte. Da jedoch von 
Regierungsseile auf Belassung der Möglichkeit einer Zu¬ 
wahl bestanden wurde, einigte man sich schließlich auf 
die Beschränkung der Zu wähl auf 1/6 des 
M itgliederbestandes. Die Einführung des Ver¬ 
hältniswahlsystems wurde abgelehnt. Gegen die in 
Abs. 111 Regierungsentwurf vorgesehene Zulassung der 
Mandalsüberlragimg wurde von keiner Seite ein Be¬ 
denken erhoben. 

Bei Art. 11 beantragten die Sozialdemokraten für die 
Standesordnung die Genehmigung oder wenigstens die 
Anhörung des Landtages vorzusehen, weil die Allgemein¬ 
heit ein lebhaftes Interesse an der ärztlichen Standes¬ 
ordnung habe; im Jahre 1901 habe sich der Landtag ver¬ 
anlaßt gesehen, sehr wesentliche Aenderungen an der von 
den Aerzten beschlossenen Standesordnung vorzu¬ 
nehmen. Von anderer Seite wurde dagegen eingewendet, 
daß in der Genehmigung der Richtlinien durch den Land- - 
lag ein der Verfassung widersprechender Eingriff in das 
dem Staatsministerium zustehende Recht der Exekutive 
zu erblicken sei. Auch der Regierungsvertreter sprach 
sich gegen die Einschaltung des Landtags bei der Geneh¬ 
migung der Standesordnung aus. weil es Sache der 
Selbstverwaltung des Standes sei. die ärztlichen Berufs¬ 
pflichten im einzelnen feslzulegen. Das öffentliche Inter¬ 
esse werde hiebei in ausreichendem Maße durch die vor¬ 
gesehene Genehmigung des Slaalsministeriums des 
Innern gewahrt, zu dem man das Vertrauen haben müsse, 
daß es die Interessen der Allgemeinheit schützen werde, 
und das im übrigen ja auch vom Landtag jederzeit zur 
Verantwortung gezogen werden könne. Gerade die Er¬ 
fahrungen des Jahres 1901 hätten gezeigt, daß die Auf- . 
Stellung einer ärztlichen Standesordnung im Landtage 
sehr schwierig sei. Die Mehrheit des Ausschusses zeigte 
trotzdem Neigung, eine Mitwirkung des Landtags bei 
Erlaß der Standesordnung vorzusehen. Daraufhin brachte 
Abgeordneter Schäffer den Yermiltlungsvorschlag ein. 
von einer Aenderung des Gesetzes abzusehen und dafür 
folgende Resolution zu beschließen: 

..Die von der Landesärztekammer aufgestellten 
Richtlinien sind vor der Genehmigung durch das Slaats- 
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ministerium des Innern dem Landtag zur Kenntnis zu 
bringen.“ 

Diese Resolution wurde sodann unter Ablehnung der 
sozialdemokratischen Anträge mit großer Mehrheit an¬ 
genommen. Bei der zweiten Lesung des Gesetzes im Yer- 
fassungsausschuß wurde die Entschließung des Außer¬ 
ordentlichen Bayerischen Aerztetages vom 13. März 1927 
bekänntgegeben, wonach in dieser Resolution ein Miß¬ 
trauen gegen die bayerische Aerzteschaft und eine nicht 
tragbare Beschränkung des Selbstverwaltungsrechts zu 
erblicken sei. Diese Auffassung wurde zwar von ver¬ 
schiedenen Seiten als unrichtig bezeichnet, es wurde aber 
schheßlich, nachdem die Berichterstatter und die Staals- 
regierung ihre Bedenken gegen die Resolution wieder¬ 
holten. die in erster Lesung beschlossene Resolution mit 
Mehrheit abgelehnt. 

Ein Antrag des Mitberichterslatters in Abs. III. letzter 
Satz, ähnlich wie in Art. 6. die Befreiung der ausgeschlos¬ 
senen Mitglieder von der Beitragspflicht vorzuschen. 
fand keine Annahme. 

Art. 12 wurde ohne Debatte angenommen. 

Entwurf einer bayerischen Aerzteordnung. 
Bericht über die Verhandlungen im Plenum des bayerischen 
Landtages (s. sBayer. Staatszeitung Nr 74 vom 31. März 1927). 

Ueber den Entwurf berichtet auf Grund der Ver- 
handlungen im Yerfassungsausschuß Abg. Graf Pesta- 
lozza (B.Y.). 

Staatsminister des Innern, S t ü t z e 1, legt noch ein¬ 
mal kurz Zweck und Ziel der Regierungsvorlage dar. die 
den Wünschen der Aerzteschaft entspricht. Die deutsche 
und die bayerische Aerzteschaft hat einen berechtigten 
Anspruch, daß ihre Wünsche von der Staatsregierung 
und der Volksvertretung berücksichtigt werden. Die Ge¬ 
wissenhaftigkeit, die Pflichterfüllung und die wissen¬ 
schaftliche Betätigung der Aerzteschaft verdient weit 
über die Grenzen des Vaterlandes hinaus Anerkennung. 
Ganz besonders ist es die ethisch hochstehende Berufs¬ 
auffassung und das Pflichtgefühl, das die Aerzteschaft 
auszeichnet. Die Entwicklung der wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnisse birgt leider im Zusammenhang mit der Ueber- 
füllung des Aerzteberufes die Gefahr in sich, daß Aerzte 
sich nicht immer auf der bisherigen Höhe halten können. 
Die Aerzteschaft hat selbst diese drohende Gefahr gefühlt 
und hat nach Staatshilfe gerufen. Bei der Schaffung der 
neuen Berufsorganisation ist auf die Wünsche der betei¬ 
ligten Kreise möglichst Rücksicht genommen worden und 
die überwiegende Mehrheit der Aerzteschaft ist mit der 
vorgesehenen Regelung, die den Aerzten eine weitgehende 
Selbstverwaltung einräumt, einverstanden. Möge das Ge¬ 
setz den beteiligten Bcrufskreisen und der Allgemeinheit 
reichen Nutzen und Segen bringen! (Bravo!) 

Abg. Dr. Hilpert (Dschntl.) stimmt im allge¬ 
meinen dem Grundsätze des Gesetzes zu_, daß es ein In¬ 
strument der Selbstverwaltung des Aerztestandes sein 
soll. Im Ausschuß sind aber einige Verschlechterungen 
in das Gesetz hineingekommen, die wir beseitigt haben 
wollen. Redner begründet hierauf die diesbezüglichen 
Abänderungsanträge seiner Fraktion. 

Abg. Dr. Roth (V. Bl.) ist gleichfalls mit dem Grund¬ 
gedanken des Gesetzes, den Aerztcstand auf wissenschaft¬ 
licher und sittlicher Höhe zu halten, einverstanden. 
Auch dieser Redner befürwortet einige Gesetzesände- 
rungen. 

Abg. Frau Aschenbrenner (K.P.D.) erklärt, sie 
habe Zuschriften aus Aerztekreisen, die mit dem Gesetze 
nicht einverstanden sind. Eine große Anzahl von Aerzten 
ist in Unkenntnis darüber gelassen worden, daß das Ge¬ 
setz mit der Kassenpraxis nichts zu tun hat und hat aus 
dieser Unkenntnis heraus sich für diese gesetzliche 
Regelung ausgesprochen. 

Abg. Streicher (N.S.Gr.) begründet den Antrag 
seiner Fraktion, wonach Angehörige der jüdischen Rasse 
von der Wählbarkeit zur ärztlichen Standesvertrelung 
ausgeschlossen werden sollen. Im übrigen erklärt er 
sich mit der Regierungsvorlage einverstanden. 

Abg. Dr. R u t z (Dschtl.) betont, daß die Schaffung 
einer Standesordnung und einer Ehrengerichtsbarkeil 
dem allgemeinen Wunsch der Aerzte selbst entspreche. 
Weiter spricht er sich für die Aufrechterhallung der im 
Ausschuß beschlossenen Bestimmung aus, daß auch 
im Verfahren der ersten Instanz rechtskundige 
Personen als Verteidiger zugelassen werden 
sollen. 

Abg. Graf Pestalözza (B.V.) erklärt, daß die Frak¬ 
tion der »Bayerischen Volkspartei an den Ausschuß¬ 
beschlüssen festhalte und alle Abänderungsanträge ab¬ 
lehnen werde. Es handle sich bei diesem Gesetz um An¬ 
gelegenheiten eines Berufskreises, wobei allerdings auch 
Allgemeininteressen mitspielcn. Wo immer diese nicht 
berührt werden, sollte eine Bevormundung des Standes 
vermieden werden. Das Recht, sich eines juristischen 
Verteidigers bedienen zu können, sollte den im Ehren¬ 
gerichtsverfahren Beschuldigten nicht beschnitten wer¬ 
den. Die Au.sschußbcschlüssc kämen den Wünschen der 
Aerzte weitgehend entgegen. 

Abg. Dr. Roth (B.V.) gibt die Erklärung ab, daß 
seine Fraktion dem nationalsozialistischen Antrag auf 
Ausschließung der Juden von der Wählbarkeit zur ärzt¬ 
lichen Standesvertretung nicht zuslimmen könne, weil 
er der Verfassung Widerspreche. 

Nach weiteren kurzen Ausführungen der Abg. 
Streicher (N.S.Gr.) und S l e 1 z n e r (V.B1.) erfolgt die 
Abstimmung. Hierbei gelangt zum Art. 3 Abs. I ein 
Antrag Dr. Hilpert-Dr. Roth zur Annahme. Darnach er¬ 
hielt der dritte Satz dieses Artikels folgende Fassung: 
„Verwaltungsbezirke mit mehr als 300 Aerzten können, 
wenn es die Mehrzahl dieser Aerzte beantragt, vom 
Staatsministerium des Innern nach Anhörung der Lan¬ 
desärztekammer in mehrere selbständige Vereinsbezirke 
zerlegt werden.“ Alle übrigen Abänderungsanträge wer¬ 
den abgelehnt, so daß es im übrigen bei den Beschlüssen 
des Ausschusses sein Bewenden hat. 

Vor der Gesamlabstimmung der zweiten Lesung ver¬ 
liest Abg. Dr. H ö g n e r (Soz.) eine E r k 1 ä r u n g der 
Sozialdemokratischen Fraktion, in der diese 
die Ablehnung der Vorlage ankündigt, weil sie es 
nicht billigen könne, daß der Staat die Berufstätigkeit 
einzelner schaffender Stände mit besonderen Rechts¬ 
wohltaten bedenkt und durch die Schaffung besonderer 
Ehrengerichte für. akademische Berufe die Jahrhunderte 
alte Spaltung des deutschen Volkes zwischen Gebildeten 
und Ungebildeten weiter aufrechterhalten werde. 

Die Abstimmung ergibt die Annahme des 
Gesetzentwurfes gegen die Stimmen der Sozial¬ 
demokraten und Kommunisten. 

Mitteilungen der Schriftleitung. 

1. Es wird wiederholt darauf hingewiesen, daß 
Schluß der Redaktion jeweils Dienstag 
Mittag 12 Uhr ist. Bei Zusendungen, die nach die¬ 
sem Termin eingehen, kann nicht mehr mit Aufnahme 
in der laufenden Woche gerechnet werden. 

2. Alle Zusendungen und Beiträge für den redaktio¬ 
nellen Teil, also auch Einladungen für Sitzungen und 
Versammlungen, sind an den S c h r i f 11 c i t c r, San.-Rat 
Dr. Scholl, München, Pettenheckstr. 8, nicht an den 
Verlag, einzusenden. 

3. Sonderabzüge und einzelne Exemplare des Blattes 
sind beim Verlag (Otto Gmelin, München, Würzerslr. I b) 
direkt zu bestellen. 
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Gilt das im Arztvertrag vereinbarte Honorar auch dann, 
wenn der Kasse gern. § 1542 RVO. ein Ersatzanspruch ihrer 
Aufwendungen gegen einen Dritten (Schädiger) zusteht? 

oder 
Können die Aerzte für die Behandlung eines Kassenmit¬ 
gliedes dann ein höheres Honorar fordern, wenn die 
Krankheit des Versicherten durch einen schadensersatz¬ 

pflichtigen Dritten verschuldet wurde? 

Zu dieser Frage hal das Bayer. Eandesversicherungs- 
amt in einem vom Landesausschuß für Aerzte und Kran¬ 
kenkassen erbetenen Rechtsgulachten dahingehend Stel¬ 
lung genommen, daß es die erstere Frage bejaht und 
damit die zweite Frage verneint hat unter folgender 

-Begründung: 
Der Versicherte hat nach § 182 Nr. 1 RVO. im 

Falle der Krankheit, auch wenn diese durch ein nach 
anderen gesetzlichen Vorschriften zum Schadensersatz 
verpflichtendes Verhalten eines Dritten verursacht ist, 
gegen die Krankenkasse Anspruch auf Krankenpflege, 
die auch die ärztliche Behandlung umfaßt. Die Kranken¬ 
kasse hal diese ihr dem Versicherten gegenüber oblie¬ 
gende Sachleistung durch den Arztvertrag (§ 3G8 RVO.) 
sicherzustellen. Durch diesen als Vertrag zugunsten 
Dritter der Versicherten anzusprechenden Vertrag 
(§ 328 BGB.) ist der Arzt der Kasse gegenüber ver¬ 
pflichtet. den erkrankten Versicherten zu der vertrags¬ 
gemäß vereinbarten Gebühr zu behandeln, wenn dieser 
seine Hilfe als Kassenmitglied beansprucht und diese 
Eigenschaft durch Vorlage des Krankenscheines nach- 
weist (s. § G Z. t d. K L B ). Wenn der Arzlvertrag nicht 
anders bestimmt, kann der Arzt nur die allgemein ver¬ 
einbarte Gebühr von der Kasse verlangen, auch wenn 
dem Versicherten ein Schadensersatzanspruch gegen 
Dritte, etwa auf Grund des g 823 BGB., zusteht. Auch 
dem Versicherten gegenül)er hat in diesem Falle der 
Arzt keinen Anspruch auf eine über die vertragsmäßige 
Gebühr hinausgehende Vergütung. Durch den Arztver¬ 
trag entsteht zwar auch zwischen dem Versicherten 
und dem Arzt ein Rechtsverhältnis, auf Grund dessen 
der Arzt dem Versicherten zur Behandlung mit der er¬ 
forderlichen Sorgfalt verpflichtet ist (vergl. Hahn. Hand¬ 
buch der Krankenversicherung, 1. Band. S. 611. An¬ 
merkung 1c zu § 368 Es erwachsen jedoch aus diesem 
Rechtsverhältnis dem Versicherten gegen den ihm Hilfe 
leistenden Arzt im Regelfall keine geldlichen Verpflich¬ 
tungen. 

Zu dem Dritten (Schädiger) tritt der Arzt infolge 
der nach dem Arztvertrag geleisteten Hilfe überhaupt in 
keinerlei Rechtsbeziehungen. Es ist schlechterdings kein 
Rechtsgrund denkbar, aus dem der Dritte deswegen, weil 
er der ersatzpflichtige Urheber des die Krankheit her¬ 
beiführenden Ereignisses ist, dem Arzte gegenüber ver¬ 
pflichtet sein sollte, für dessen Tätigkeit die Gebühr der 
Privatpraxis ganz oder in dem Teilbetrag zu zahlen, in 
dem sie die von der Kasse vertragsmäßig zu leistende 
N ergulung übersteigt. Eine solche Verpflichtung könnte 
nur dann in Frage kommen, wenn der Versicherte — wo¬ 
zu er aber nicht verpflichtet ist seinen Schadensersatz- 
anspruch gegen den Dritten an den Arzt abträte. Hieran 
ist er aber durch den Umstand gehindert, daß nach 
§ 1542 RVO. dieser Schadensersatzanspruch kraft Ge¬ 
setzes schon im Augenblick seiner Entstehung auf die 
Krankenkasse in der Höhe der von dieser zu gewähren¬ 
den Leistungen, und zwar, soweit Krankenpflege in Be¬ 
tracht kommt, in der Hohe von des maßgebenden 
Grundlohnes, übergeht (§ 1512 Abs. 2, § 1521 Abs. 1 
S 2 RVO.). Eine Abtretung des Schadensersatzanspruches 
wäre demnach nur möglich, soweit derselbe den kraft 
Gesetzes auf die Krankenkasse übergegangenen Teil 
übersteigt. Dies ist aber ohnehin ausgeschlossen, wenn 
man sich auf den vom Reichsgericht in seinem Urteil 

vom 3. November 1921 (/.Monatsschrift 1922, S. 176; ver¬ 
tretenen Standpunkt stellt. Hiernach ist die in § 1503 
RVO. früherer Fassung (nunmehr § 1524 Abs. 1 S. 2) 
vorgesehene Pauschalierung des Ersatzes für Kranken¬ 
pflege nicht nur für das Verhältnis zwischen den Kran¬ 
kenkassen und dem schadensersatzpflichligen Dritten 
maßgebend, sondern .,sie stellt sich zugleich als der Be¬ 
trag dar, den (nicht mehr und nicht weniger) der Dritte 
dem Versicherten für Krankenpflege schuldig ist“. 

Der von den Aerztevertretern ins Auge gefaßte Weg. 
„daß der Arzt nur die Möglichkeit haben solle, der 
dritten Person eine Rechnung zu stellen, ohne daß diese 
F'ordernng als Aufzahlung betrachtet werde“, erscheint 
demnach rechtlich nicht gangbar. 

Auch dem von Aerzteseite gestellten Antrag, daß der 
Arzt von der Kasse das ihr von dem Dritten ersetzte oder 
ein höheres Honorar zu fordern berechtigt sein soll, 
stehen erhebliche Bedenken entgegen. Bei diesem Antrag 
ist nicht beachtet worden, daß die Kasse auf dem Wege 
des § 1542 RVO. vom Schädiger nicht etwa stets mehr 
erhält als das, was sie nach den Sätzen des Arztver¬ 
trages an den Arzt zu zahlen hat. sondern für die ge¬ 
samte Krankenpflege (ärztliche Behandlung, einschließ¬ 
lich Arznei und Heilmittel eine regelmäßig auf 3/8 des 
Grundlohnes bemessene Pauschalentschädigung erhält 
die ihrem Wesen nach dem wirklichen Aufwand in der 
Regel nur nahekommen kann und im einzelnen Falle 
höher oder niedriger sein wird als dieser. Von einer Be¬ 
reicherung der Kasse auf Kosten des Arztes kann daher 
im allgemeinen nicht die Rede sein. Hierauf hat Dr. Jäger 
mit zutreffenden Gründen lungewiesen. Es würde aber 
durchaus unbillig sein, dem Arzt ein Honorar in der 
Höhe von V/8 des Grundlohnes die übrigens.‘wie stjhon 
bemerkt, die gesamte Krankenpflege abgelten) zuzubilli¬ 
gen. obwohl sein Gebührenanspruch nach den Sätzen 
des Vertrages geringer ist im entgegengesetzten Falle 
aber ihm eine diesen Pauschbetrag übersteigende Ver¬ 
gütung zu gewähren Eine solche Regelung’ hätte zur 
Folge, daß die Pauschalierung sich einseitig zuungunsten 
der Kasse auswirkt. 

Auch die von Dr. L in Nr. 50 der „Aerztlichen Mit¬ 
teilungen“ vertretene Ansicht daß die Kasse die vom 
Arzt ausgestellte Privatrechnung begleichen und vom 
Schädiger einziehen kann, läßt die Pauschalierung des 
Ersatzanspruches für Krankenpflege außer acht. 

Ebensowenig besteht ein Rechtsgrund zur Schaffung 
eines unmittelbaren Rechtsanspruches des Arztes gegen¬ 
über dem Dritten, denn dieser hat ja nur den Versicher¬ 
ten. nicht alx?r auch den Arzt geschädigt Im Gegenteil, 
dieser würde ohne die den Versicherten schädigende 
Handlung oder Unterlassung des Dritten zu der Behand¬ 
lung des Geschädigten überhaupt nicht gelangen. Auch 
sonst hat die Sache praktisch keine große Bedeutung, 
denn abgesehen von den seltenen Haftungen des Arbeit¬ 
gebers, der ja ohnehin schon zu jeder ärztlichen Behand¬ 
lung seiner Arbeiter in Gestalt seines Beilragsanteils bei¬ 
steuert und daher nicht noch dem Arzte gegenüber be¬ 
sonders haftpflichtig gemacht werden könnte, werden 
die haftpflichtigen Urheber von Verletzungen meist zah¬ 
lungsunfähige Mitarbeiter oder sonst dem Versicherten 
wirtschaftlich gleichstehende Persönlichkeiten sein, von 
denen der Arzt ohnehin nichts erhoffen könnte. Jeden¬ 
falls sind die besonders gelagerten Fälle, in denen eine 
Regelung im Sinne der Aerzte am Platze wäre, so selten, 
daß sich eine eigene gesetzliche Regelung für solche 
Fälle nicht lohnen würde. 

VV enn der Versicherte — wozu er berechtigt ist — 
auf die Leistungen der Krankenkasse verzichtet und als 
Privatpatient die Hilfe des Arztes in Anspruch nimmt, 
so kann dieser selbstverständlich Vergütung nach den 
Sätzen der Privatpraxis fordern. Einen unmittelbaren 
Anspruch gegen den Dritten hat der Arzt aber auch in 
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diesem Falle nicht, es sei denn, daß der Versicherte 
seinen Schadensersatzanspruch an den Arzt abtritt. Aber 
auch in diesem Falle stünde der Durchsetzung der er¬ 
höhten Forderung der Hiuwand des Ersatzpflichtigen 
entgegen, daß er nur für die dem Verletzten erwachsenen 
notwendigen Auslagen haftet, nicht für freiwillige 
Mehrleistungen, die der Versicherte ohne jede Verpflich¬ 
tung hierzu dem Arzt zuwendet. 

Aerzte und Kurpfuscher. 
A'on Obermedizinalrat Dr. Grass 1 (Kempten im Algäu). 

Es mehren sich die Fälle, daß Bezirksvereine den 
Beschluß fassen. Kranke, die vorher in Behandlung von 
Kurpfuschern standen, nur mehr in Notfällen ärztlich 
zu behandeln. Dieser Beschluß riecht nach Geschäfts¬ 
sinn und schadet dem ärztlichen Stande sehr. In vielen 
Fällen läßt er sich gar nicht durchführen. Wenn Mit¬ 
glieder von Kassen, die mit den Aerzten Verträge ab¬ 
geschlossen haben, vorher in Behandlung von Kurpfu¬ 
schern standen und dann bei Eintritt von Arbeitsunfähig¬ 
keit in unsere Behandlung kommen, so müssen wir sie 
vertragsmäßig übernehmen. Unsere Privatpatienten wer¬ 
den uns in Zukunft noch mehr anlügen, als sie es schon 
bisher getan haben. Wir erfahren noch weniger. Statt 
aller Belehrung zwei Fälle aus meiner Praxis: Rechts¬ 
anwalt S. in Vilshofen war mir eng befreundet; seine 
Frau und die meine waren Schulgenossinnen. Frau 
Rechtsanwalt hatte Lungentuberkulose im Endstadium. 
Helfen konnte ich ihr nicht. Eines Tages überbrachte 
mir meine Frau die dringende Bitte der Kranken, ich 
möge den Bader in Otterskirchen als Konsiliarius bei¬ 
ziehen. der könne der Kranken helfen. Natürlich ver¬ 
weigerte ich diesen Wunsch und trat von der Behand¬ 
lung zurück. Nach einem Vierteljahr bat mich mein 
Freund um Wiederaufnahme der Behandlung, was ich 
auch tat. — Man überbrachte mir als Bezirksarzt in 
Viechtach, daß ein Bauer in Draxelsried sein idiotisches 
Kind arg vernachlässige. Bei meinem Amtsbesuch hatte 
das geistesschwache Kind den Arm in der Schlinge. 
Nach längerer Unterredung beichtete mir der Vater, 
daß das Kind vor einigen Tagen gefallen sei und daß 
man einen bekannten Knochenflicker gerufen hätte; der 
hätte bloß eine Prellung gefunden. Unter Anwendung 
einer Portion Grobheit — und ich kann grob werden, 
wenn es die Pflicht fordert — und unter dem Druck 
der Autorität des ..Gerichtsarztes“ gelang es. das Kind 
zu untersuchen. Eine uneingerichtete Ellbogenluxation 
wurde durch einen einzigen Griff geheilt. — In beiden 
Fällen hätte ich also gegen den Vereinsbeschluß mich 
verfehlt. Ich glaube, wir müssen im Gegenteil alle ver¬ 
pfuschten Fälle in Behandlung nehmen und heilen. Das 
hilft mehr. Zuerst sind wir Aerzte, dann Geschäftsleute. 

Zur Novellierung des Gesetzes über die Versicherung 
der Angestellten in der tschechoslowakischen Republik. 

Die Aerzteschafl hat sich nie um die wilde, freie 
Arztwahl bemüht, hingegen verlangte sie immer die 
freie organisierte Arztwahl. Hierbei muß sie aber den 
Versuch, die freie Arztwahl so auszulegen, daß das 
Recht, den Arzt zu wählen, der Krankenkasse anstatt 
den Versicherten zusteht, ablehnen. In der Praxis würde 
es darauf hinauslaufen, daß die Krankenkasse den Ver¬ 
sicherten die freie Wahl unter einer von ihr bestimmten 
Anzahl von Aerzten überläßt — wobei sie andere, organi¬ 
sierte Aerzte, die sich bereit erklärt haben, zu den 
gleichen Bedingungen zu behandeln, ausschließt. Das ist 
keine freie organisierte Arztwahl, sondern ein bemäntel¬ 

tes System fixangestellter Aerzte. Dieses System wird von 
der Aerzteschafl abgelehnt. 

(Aerztliche Nachrichten der Deutschen Aerzte in der 
Tschechoslowakischen Republik 1926, Nr. 26.) 

Bkk. Hilfsmittel für Entbindungen. 

In den sämtlichen Nürnberger Polizeiwachen sind 
Geburtssäcke aufbewahrl, welche alle zu einer hygieni¬ 
schen Durchführung von Geburt und Wochenbett nötigen 
Gegenstände enthalten und in Notfällen unentgeltlich 
zur Verfügung stehen. Sie können von Hebammen oder 
auf deren Vcranlassmxg_auch von anderen Personen in 
Empfang genommen werden. Nach Gebrauch werden 
die Säcke entkeimt und zur weiteren Verwendung bereit¬ 
gehalten. 

Die Alkoholfrage und der deutsche Arzt. 
Von Dr. Bamberger (Kronach). 

Zwei Millionen Wohnungen fehlen in Deutschland, 
mehr als neun Millionen Betten fehlen, trotzdem gibt 
das bis weit in die Kreise des früher besitzenden Mittel¬ 
standes verarmte deutsche Volk immer noch alljährlich 
vier Milliarden Goldmark für Alkohol aus; es sieht 
also durchaus nicht nach Trockenlegung in 
Deutschland aus. Kein vernünftiger Mensch denkt 
an Trockenlegung, insbesondere nicht die abstinenten 
Aerzte, die viel zu einsichtsvoll sind, um einer solchen 
Fata Morgana nachzujagen. Bisher ist die Schauermär 
von der drohenden Trockenlegung lediglich eine be¬ 
wußte Erfindung des deutschen Alkohol- 
kapilais, geboren aus der Angst, daß seine fetten 
Dividenden etwas kleiner werden könnten; im übrigen 
sind die deutschen Alkoholinteresscnlen von der ab¬ 
soluten Unwahrheit „ihrer Befürchtungen“ 
überzeugt und wollen lediglich durch ihre bewußte 
Irreführung der Oeffentlichkeit ihrem Geldbeutel dienen. 
Salvator, Servator, Pokulator usw. beherr¬ 
schen die Stunde. Daß sich aber auch Aerzte finden, 
die gleichfalls zum Zusammenschluß gegen die drohende 
Trockenlegung-(! Deutschlands, gegen dieses lächerliche 
Gespenst, auffordern, anstatt in dieser gesundheitlich, 
vaterländisch, wirtschaftlich und sittlich gleich bedeu¬ 
tenden Frage Führer des deutschen Volkes zu 
sein, daß sich Aerzte finden, die, gewollt oder unge¬ 
wollt, auf diese W e i s e Schrittmacher des A 1 k o - 
holkapitals werden, ist eine tieftraurige Tatsache, 
die die Alkoholinteressenten weidlich ausbeulen werden. 

Wo sollen diejenigen deutschen Aerzte, die in der 
bedeutsamen Frage wirklich für das deutsche Volkswohl 
kämpfen, noch den Mut hernehmen für ihre Tätigkeit, 
wenn bei jedem öffentlichen Vortrag des Vorgehen des 
Herrn Dr. Müller vorgeworfen werden kann? Difficile 
est, satiram non scribcre! 

Vereinsnachrichten. 
(Originalbericht de« Bayer. Aerztl. Correapondenzblattei.) 

Aerztlicher Bezirksverein Traunstein-Laufen. 

Bericht über die Versammlung zu Traunstein 
am 3. April 1927. 

Nachruf des Vorsitzenden für den jüngst verstorbe¬ 
nen Kollegen Herrn Dr. Eberl in Teisendorf. Ver¬ 
lesung und Genehmigung des Protokolls. Einlauf. 
Aussprache über PrivatpraxLs und Mittelslandskassen. 
Nach Mitteilung des Landesausschusses sollen demnächsl 
Verhandlungen mit den letzteren statlfinden. Dr. Leon¬ 
pacher Ist dringend dafür, daß deren Geschäftsgebahren 
von Staats wegen im Auge behalten wird, nachdem doch 



Jnkretm gmn Fettsucht 

1800 90 kg 

1700 80 ,, 
- 

80 1600 70 
ocxjdxxxxi 

70 1500 60 „ I-i-1-1-!-i-i-^OIJ^<fJ<Xx400opi> 

T ^ 
60 1400 50 

2 Tabletten 2 Tabletten 

PULS CAL. GEW. 

2 Tabletten 
1—.•» 

3 4 
MONATE 

j | 
i2Tabletten ! 2Tabletten 

CAL ZUFUHR. SOLLUMSAT? xux GRUNDUMSATZ — — — PULS-.- 

Typische Inkretan-Wirkungskurve 
Anwendungsdauer: 7 Monste in einzelnen Kurperioden 

von 4 Wochen 
Oxydationssteigerung: ca. 300 Kalorien. 
Durchschnittliche Kalorienzufuhr: 1750 Kalorien. 

Wasserausfuhr: steigert sich durchschnittlich um ca. 50— 
200 ccm pro die 

Pulsfrequenz (Wocbenmittelwerte in der Kurve): konstant. 
Gewichtsverlust: 62 Pfund. 

'Die‘Behandlung der Fettsucht mitJnkretan ist unbedenklich, wen 
durcß Cinsteffung des ofcßifddrüsenanteifs nac6 dem 
ßodgefiafi bei Onneßaftung der ‘Dosierungsangaben 

Viberdosierungen vermieden werden. 

Neuere Literatur: 

C. von Noorden, Altes und Neues zur Schilddrusentherapie der Fettsucht 
auf Grund 30 jähriger Erfahrung. Klin.Wochenschr. Nr. 27/1926. 

Rahel Hirsch, Entfettung ohne Diät. Medizinische Klinik Nr. 45/1926. 

Muster und Behandlungs-Richtlinien kostenfrei. 

Chemische Fabrik Promonta G. m. b. H., Hamburg 26. 



SEITE 184 BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESPONDENZBLATT. Nr. 16. 1927. 

große Teile des Volksvermögens, namentlich des Miltei¬ 
standes, in diese Kassen fließen und erfahrungsgemäß 
nicht immer mit der nötigen Gewissenhaftigkeit verwal¬ 
tet werden. — Dr. Wolf berichtet über die bisherigen 
Arbeiten für Gründung einer Arbeitsgemeinschaft der 
Freien Berufe, Ortsgruppe Traunstein, für welche auch 
seitens des Anwaltsvereins Traunstein, sowie der Ver¬ 
einigung der Zahn- und Tierärzte des Bezirkes Traun¬ 
stein sehr reges Interesse besteht. Die Gründung dieser 
Arbeitsgemeinschaft ist hier bereits vollzogen worden. 
Delegierter des Bezirksvereins ist Dr. Wolf. — lieber 
Kurpfuscherei hielt Herr Dr. Model (Grabenstätt) ein 
sehr beifällig aufgenommenes Referat. Die Herren Kol¬ 
legen werden gebeten, alle diesbezüglichen Erfahrungen 
und Ausschnitte aus Tageszeitungen oder Zeitschriften 
usw. aus der Umgebung an Herrn Dr. Model einzu¬ 
schicken. — Der Vorsitzende ersucht die Kollegen drin¬ 
gendst. angefallene Sterbegelder — sobald der 
Sterbefall vom Kreissekretariat Oberbayern im Corre- 
spondenzblatt ausgeschrieben ist — umgehend an 
ihn einzusenden, und es doch nicht auf Postauftrag an¬ 
kommen zu lassen, nachdem es sich dabei um eine 
Ehrenpflicht gegenüber den Kollegen handelt und nie¬ 
mand wissen kann, ob nicht seine eigenen Angehörigen 
schon bald darauf warten werden. — Bericht über die 
letzte. Sitzung des Kreisverbandes Oberbayern. — Die 
Apotheken lassen um genauere Signaturen bei den Re¬ 
zepten bitten. — Kassenärzllicher Teil: Verlesung und 
Genehmigung des ProiokoUs. — Die Ausschließung eines 
Arztes aus der Kassenpraxis ist auf einen Einspruch des¬ 
selben hin vom Schiedsamt wegen Formfehler aufge¬ 
hoben worden. — Bezüghch Rechnungsstellung für das 
erste Vierteljahr 1927 wie bisher: Beratung = M. 1.—, 
Besuch = M. 2.—; Sonderleistungen wie Preugo: z. B. 
39 a = M. 2.—. Die Berücksichtigung des verschiedenen 

Nachlasses erfolgt von der Prüfungsslelle aus. Kilomeier¬ 
verzeichnis anlegen! Dieselben dürfen nicht in die ärzt¬ 
lichen Leistungen hineinaddierl werden. Seiten einzeln 
und insgesamt zusammenzählen! Genaue Diagnose er¬ 
beten, besonders falls Ausnahme von der Begrenzung 
beantragt wird! Bei auswärtigen Besuchen muß auch 
die Gemeinde angegeben werden; bei Besuchen muß die 
Arbeitsunfähigkeit ausdrücklich vermerkt werden, da 
sonst die Besuchsgebühr nicht zulässig ist. — Einsendung 
bis spätestens 15. April an die Kassen, sonst Strafe! 

Dr. W o 1 f. 

Warnt vor dem Medizinstudium! 

Flugblätter erhält jeder Arzt in beliebiger Anzahl 
auf Anfordern kostenlos von der Statistischen Abteilung 
des Verbandes der Aerzte Deutschlands (Hartmannbund), 
Leipzig, Plagwitzer Straße 15. 

Amtliche Nachrichten. 
Dienstesnachrichten. 

Die neu errichtete Hilfsarztstelle in Hof ist zu be¬ 
setzen. Der llilfsarzl hat den Landgerichtsarzt in der 
Wahrnehmung der land- und bezirksärztlichen Geschäfte 
zu jmterstülzen. Gewährt wird vorerst eine Vergütung 
von SO Proz. des Anfangsbezuges der Besoldungsgruppe X. 
Bewerbungen sind bei der Regierung, Kammer des In¬ 
nern, von Oberfranken bis 15. April 1927 einzureichen. 
Bewerber, die die Prüfung für den ärztlichen Staats¬ 
dienst mit Erfolg abgelegt haben, erhalten den Vorzug. 

Die Stellen eines Bezirksarztes für Stadt und IJe- 
zirksamt Passau (Gruppe XI) und für den Verwaltungs¬ 
bezirk Aibling (Gruppe X) sind erledigt. Versetzungs- 
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gesuche bzw. Bewerbungen sind bei der Regierung, Kam¬ 
mer des Innern, des Wohnortes bis 1. Mai 1927 einzu¬ 
reichen. 

Versorgungsamt Regensburg. 

Es wird um Bekanntgabe des Folgenden in Aerzte- 
kreisen gebeten: 

Beim Yersorgungsamt Regensburg könnte ein Arzt, 
der einige Erfahrung in der ärztlichen Begutachtung hat, 
als Gutachter auf einige Zeit beschäftigt werden. Ver¬ 
gütung erfolgt nach Vergütungsgruppe X RAT. 

Falls geeignete Herren bereit wären zu dieser Tätig¬ 
keit, wollen sich diese um nähere Auskunft an d^s Ver- 
sorgungsamt wenden. I.A.: v. Scheben, Reg.-Med.-Rat. 

Mitteilung der Krankenkassenkommission des Landes¬ 
ausschusses der Aerzte Bayerns. 

B e t r. Mittelstands versiehe runden. 

Die Herren Kollegen werden wiederholt darauf auf¬ 
merksam gemacht, daß der „Bayerische Gewerbe¬ 
bund“ das Abkommen des Leipziger Verbandes nicht 
anerkannt hat. Die Ausfüllung der Krankenscheine des 
„Bayerischen Gewerbebundes“ ist deshalb verboten. Den 
Patienten dürfen lediglich auf Verlangen und gegen so¬ 
fortige Bezahlung Zeugnisse in freier Form ausgestellt 
werden. Insbesondere ist es strengstens verboten, die 
Prägen am Kopfe der Krankenscheine, die ein ärztliches 
Zeugnis sind, auszufüllen. 

Rechnungen sind auf Privatformular spezifiziert aus- 
zuslellen. 

Vertrauens-, Beirats- und Gesellschaflsarzlstellen sind 
verboten. 

Vereinsmitteilungen. 

Aerztlicher Bezirksverein Deggendorf (Kassenärztliche 
Unterabteilung Deggendorf). 

Ab 3. April haben wir die Familienhilfe in bezug 
auf Arzneimittel bei der Landkrankenkasse Deggen¬ 
dorf-Land wieder eingeführt. Die ärztlichen Leistungen 
bei den Familienangehörigen der Mitglieder dieser Kasse 
werden jedoch nach wie vor von der Kasse nicht hono¬ 
riert. Dr.v. Lücken. 

Mitteilungen der Krankenkassenabteilung des Aerztlichen 

Bezirksvereins Nürnberg. 

1. Wir erinnern daran, daß bei normalen Geburten 
die Nummer 65a der Preugo bzw. 403 der Adgo nur 
bezahlt wird, wenn die Notwendigkeit des ärztlichen 
Beistandes begründet wird. 

2. Das Erholungsheim für Frauen des Vereins für 
Arbeiterwohlfahrt in Schwaig bei Nürnberg nimmt 
ständig auf Antrag der Aerzte bei den Kassen oder gegen 
Selbslbezahlung — täglicher Verpflegsatz 4 RM. — 
erholungsbedürftige oder in Rekonvaleszenz befindliche 
Frauen auf und bittet die Herren Aerzte, bei geeigneten 
Fällen Anträge zu stellen. Steinheimer. 

Mitteilungen der Abteilung für freie Arztwahl 

des Aerztlichen Bezirksvereins München-Stadt. 

1. Die Honorarauszahlung für den Monat März 
findet ab Montag, den 11. April 1927, auf der Bayer. 
Hypotheken- und Wechselbank statt 

Zu gleicher Zeit erfolgt die Schlußzahlung an 
die durch den Zusammenbruch der Paulibank geschä¬ 
digten Kollegen. 

#Pruritus 
Simplex nervosus — vulvae — ani; — Urticaria — Strofulus infantum — Zahnpocken — Intertrigo — 

Ekzeme (besonders nässende) — frische Hautentzündungen — Insektenstiche — Frost- und Brandwunden 

Unguentum Jierbale. Obermeyer 
Bestandteile: Ol. Rut. 3°/o, Ol. caps. bursae pastoris, Oleum Tanacetici aa. 3,5°,o, Extr. betonte. 2*1», Extr. verben., 

^ Extr. Trlgonellae aa. 2,50 o, Extr. Saponar. 3 °/o, Adeps. Um. compos. SO9]». 

Für die kassenärztliche Verordnung in Bayern zugelassen: 
s. Anleitung zu wirtschaftlicher Verordnungsweise fUr die 
kassenärztliche Tätigkeit der Aerzte Bayerns Seite 77 (unten). 

Zur Beachtung: Das im „Bayerischen Arzneiverordnungsbuch1« S. 77 irrtümlich als Unguentum herbale 
compositum bezeichnete Präparat ist identisch mit Unguentum herbale Obermeyer. 

Zur Berichtigung des Textes geht ein gummiertes Deckblatt mit der 
richtigen, wortgeschützten Bezeichnung des Originalpräparates sämt¬ 
lichen Aerzten Bayerns zu. Die falsche Bezeichnung ist zu überkleben. 

Literatur und Proben kostenlos. 
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2. Eine Mitgliederversammlung der Abteilung 
für freie Arztwahl des Aerzll. Bezirksvereins München- 
Stadt wurde noch nicht einberufen, weil die Erledigung 
des Gesetzes über die Berufsvertretung der bayerischen 
Aerzte erst abgewartet werden mußte. Die Vorstand¬ 
schaft der Abteilung führt wie die des Aerzllichen Be¬ 
zirksvereins München-Stadt die Geschäfte als geschäfts¬ 
führende Vorstandschaft vorläufig weiter. 

3. Die Herren Kollegen werden nochmals darauf 
hingewiesen, daß Gesuche um genehmigungs¬ 
pflichtige Leistungen seit 1. April 1927 auf den 
vorgedruckten und auf der Geschäftsstelle erhältlichen 
Formularen eingereicht werden sollen. 

4. Die Allgemeine Ortskrankenkasse Mün¬ 
chen-Stadt ersucht, die Herren Kollegen darauf auf¬ 
merksam zu machen, daß es unstatthaft ist, Kranken¬ 
meldescheine (grüne Zettel), Arbeitsunfähigkeits¬ 
bescheinigungen zum Zwecke des Krankengeldbe¬ 
zuges und Krankenkarten mit gewöhnlichem Bleistift 
auszufertigen. Da es sich um Urkunden handelt, 
außerdem durch Verwendung von Blei zu Fälschungen 
aller Art Gelegenheit geboten wird, ist die Verwen¬ 
dung von Tinte oder Tintenstift notwendig. 

5. Herr Sanitätsrat Dr. Heiden scheidet auf seinen 

Wunsch hih aus der Kommission für Begutachtung zur 
Unterbrechung der Schwangerschaft mit 1. Mai 1927 
aus; an seine Stelle tritt Herr Dr. med. Oskar Raab, 
Widenmayerstraße 6/o. 

5. Die Prüfung der Verordnungen für den Sani- 
lätsverband hat ergeben, daß es verschiedenen 
Herren Kollegen noch nicht bekannt zu sein scheint, daß 
auch die Rezepte der B-Milglicder des Sanitätsverbandes 
von der A.K.O. geprüft werden. Es wird wiederholt 
dringendst ersucht, auch beim Sanitätsverband die An¬ 
leitung zur wirtschaftlichen Verordnungsweise genau- 
estens zu beachten. 

Ferner ist in vielen Fällen zu beanstanden, daß für 
die Mitglieder des Sanitätsverbandes immer noch Privat¬ 
rezepte, und zwar ohne die Bezeichnung, daß cs sich 
um Mitglieder des SanitätsVerbundes handelt, ausgoTer- 
tigl werden. In vielen Fällen wird der Vermerk „S.VB." 
mit Nummer von anderer Hand gemacht; cs konnte bis 
jetzt nicht festgestellt werden, von wem. Den Herren 
Kollegen diene zur Kenntnis, daß diese Verordnungen 
von der A.K.O. nicht als für den Sanitätsverband aus- 
gefertigt anerkannt werden können, und daß dem Sani- 
tätsverband die Berechtigung zusieht, in solchen Fällen 
die Bezahlung dieser Verordnungen zu verweigern. Es 

Ärztliche Rundschau 
Heft? 

Inhalt: Prof. Dr. Lorey, Hamburg: Die diagnostische Bedeutung der Bronchographie mit 9 vorzüglichen Röntgentafeln. 
Dr. Eduard Bremer, Bielefeld: lieber perniziöse Anämie. — Dr. iur. E. Stein: Der neue amtliche Entwurf eines allge¬ 
meinen deutschen Strafgesetzbuches von 1925. — Apotheker Georg Edmund Dann: Sterile Lösungen und Ampullen. 
Sanitätsrat Dr. Leo Silberstein, Berlin-Schöneberg: Wie alt ist die Kombinationstherapie? — Dr. Georg Arany, Karlsbad: 
Praktische Ergebnisse der parenteralen Jodtherapie bei spätluetischen Krankheitserscheinungen. — Dr. M. J. Heinrich, Bernau. 
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Medizin und Physiologie. 

Die Tuberkulose 
Heft 4 

Inhalt: Dr. Frdr. Weleminsky; Widersprüche in der Tuberkuloselehre. — Dr. T. Sternberg: Zur Aktivitätsdiagnose der 
Lungentuberkulose. — Dr. A. Habernoll: Zur Diätetik des tuberkulösen Kindes. — Dr. Ernst Paulsen: Zur Ernährungs¬ 
therapie bei Lungentuberkulose. — Dr. F. Hering: Zur prophylaktischen und faktischen Tuberkulosefürsorge. — Dr. G. Reisen- 
thel: Beitrag zur Technik der Pneumothoraxbehandlung. — G. Schröder: Das Kreis-Tuberkulose Krankenhaus. 
K H Blümel: Oberbegutachtung in Rentensachen der »Lungentuberkulose«. — Tuberkulose und Unfall. — Gibt es ein 
Tuberkulose-Heilklima? — Dr. BochallHDie wissenschaftliche Bäderwoche in Obcr-Schreiberhau vom 24 bis 29. Jan. 1927. 
— Dr. M. Schwab: Aussprache-Abend des Hauptgesundheitsamtes der Stadt Berlin, 10. Febr. 1927, über Hochgebirgskurcn 
(insbesondere in der Schweiz) bei der Behandlung der Tuberkulose. — Mitgliederversammlung des 1 ubcrkulösen-Siedlungs- 

Vereins. — Die nördlichste Lungenheilstätte der Welt. — Referate. 
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Nujol ist vollkommen geschmackfrei sowie chemisch rein und besitzt eine auf 

d:t Physiologie des Darmes eingestellte Viskosität. 

Deutsch-Amerikanische Petroleum-Gesellschaft Nujol-Abteilung 
Hamburg 36, Neuer Jungfernetieg 21 

Prina Rauchfleisch 
nager (Ripperl n. Hals- 
)9Pfd. f stöcke)9Pfd.fnmkoMk.l6.- 

mager durch rachsenlBrüstl u. 
ammerl)9Pfd. franko Mk. 16. 

la Wurstwaren 
5 feine, haltbare Sorten, 

Bmanschw. Mettwurst, Del.- 
Leherw., Göttinger i. Blasen, 
Thüringer Rotwurst u. Hausm. 
Leberwurst gemischt 8*1» Pfd. 

netto franko Mk. 16.—. 

Schweineschmalz 
feinste deutsche Raffinade 

Kübel 25 Pfd. netto Mk. 26.— 
franko. Postblecheimer mit 
brutto 10 Pfd. franko Mk. 10.50. 

Ifi.lleluier.RegeDSliiirgWSl 

fl iwiyl! 
i SS .'.iT'- 

Auto-Garagen 
inWellblechko- struktion. 

Feuersicher, aus Vorrat. 

WolfNetter&Jacobi 
Frankfurt a, M. 

Geschäftsstelle Mönchen 
Fugßepstr. 2 Tel. 72565 

NolQrllcher Mlnerolbrunnen 

Brunnenschriften sowie eine Zusammenstellung 
der ärztlichen Gutachten kostenlos durch das 

Fachinger Zentralbüro, Berlin W 8, Wilhelmstr. 55 

Aerztejoumal wird jederzeit auf Wunsch zugesandt. 
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wird daher gebeten, solche Rezepte genau mit der Be¬ 
zeichnung ..B" und der Mitgliedshummer, und zwar auf 
dem Rezeptformular für Betriebs- und Innungskranken¬ 
kassen zu verordnen. 

Es wird mit Recht vom Sanitätsverband darüber 
Klage geführt, daß häufig die Xamensunterschriften un¬ 
leserlich sind und daß der Gummistempel fehlt oder so 
undeutlich ist. daß er nicht entziffert werden kann. In 
manchen Fällen fehlt auch der Stempel der Klinik. Die 
Herren Kollegen wie auch die Herren Vorstände der 
Kliniken und Polikliniken werden gebeten. Y.R. 62 und 
Y.R. 61 genau zu beachten. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 

Für die Inserate: Adolf Doha, München. 

Arzneimittelreferate. 
Znr perkutanen Saticylsäure-Therapie. Mit der fortschrei¬ 

tenden Erkenntnis der Nebenwirkungen der peroral verabreichten 
Salicylpräparate, insbesondere nach Feststellung der h&ufigen 
Intoleranz seitens des Magens, wurde das Bedürfnis nach per¬ 
kutan applizierbaren Salicylsäurepräparaten rege. Heute steht 
dem Arzte bereits eine große Anzahl von salicylsäurehaltigen 
Einreibemitteln zur Verfügung. Die therapeutische \\ irkung 
dieser Einreibemittel hängt hauptsächlich von der mehr oder 
minder guten Resorbierbarkeit der Salicylsäureverbindung ab, 
die in den verschiedenen Einreibemitieln enthalten ist. Als be¬ 
sonders gut resorbierbar und daher die gewünschten therapeuti¬ 
schen Effekte zeitigend hat sich der Salicylsäurebornyles'.er — 
ein Salicylsäureester von Alkoholen der Kampferreihe — er¬ 
wiesen, der den wirksamen Bestandteil des seit über 2i) Jahren 
bekannten und Hel gebrauchten Einreibemittels „Saht" dar¬ 
stellt. 2 Stunden nach der Einreibung von Salit in die intakte 
Haut erfolgt die Eliminierung im Harn und hält durchschnittlich 
24 bis 48 Stunden an. Auf dieser guten Resorptionsfähigkeit 
des Salit beruht seine rasche und zuverlässige Wirkung bei 
rheumatischen Affektionen. Hexenschuß. Schulterschmerz, Glie¬ 
derreißen, bei Neuralgien und Nervenentzündungen. Durch den 
anregenden Einfluß, den die Salit-Einreibungen auf die Blut- 
zirkulaüon ausüben und der zu der ableitenden und entzün¬ 
dungswidrigen Wirkung des Salit beiträgt, wird die spezifische 
Wirkung des zur Resorption gelangenden Salicylsäurebornylesters 
noch unterstützt. Dabei ist der Reiz, den das'Salil auf die Haut 
ausübt. so gelinde, daß er nicht zu unangenehmen Hautaus¬ 
schlägen führt, wie sie bekanntlich nach manchen anderen Ein¬ 
reibemitteln aüftreten. Rechnet man zu diesen therapeutischen 
Vorzügen des Salits noch den den meisten Patienten angenehmen 
aromatischen Geruch und die sparsame praktische Form der 

gebrauchsfertigen Präparate Salil-Oel (in Flaschen zu 70 und 
35 g) und Salit-Creme (in kleinen und großen Tuben hinzu, 
während das Salitum purum durch Verdünnung mit Oelcn, 
Fetten oder Alkohol dem Arzte eine individuelle Verordnungs¬ 
weise gestattet, so ist die Erklärung für die große Beliebtheit 
und die ausgedehnte Anwendung dieses Mittels zur perkutanen 
Salicylsäure-Therapie gegeben. 

Touristenfahrt zum ewigen Kise. In den letzten beiden Jahren 
hat das bekannte neue Motorschiff der Hamburg-Südameri- 
kanischen Dampfschiffahrtsgesellschafl, die „Monte Sarmiento'V 
in 8 durchweg wohlgelungenen Fahrten an 11000 Vergnügungs¬ 
reisende nach Norwegen gebracht. Im kommenden Sommer 
werden wiederum 7 Nordlandfahrten von der „Monte Sarmiento" 
und ihrem Schwesterschiff „Monte Olivia“ unternommen, die 
von Hamburg nach dem Nordkap und zurück führen und deren 
Preise in der Einheitsklasse bei lötägiger Dauer zwischen 
380 RM. und 420 RM„ je nach Art der Kammern, liegen. Vom 
8. bis zum 20. August unternimmt die „Monte Sarmiento ‘ eine 
Fahrt über die schönsten Orte Norwegens nach Spitzbergen 
und an die Grenze des ewigen Eises, Angesichts der Reise¬ 
dauer und der durchlaufenden Strecke von 8590 km ist der 
Preis von 270 RM. bis 190 RM. als außerordentlich wohlfeil 
zu bezeichnen. — Kostenlose Auskunft und Plntzbclegung durch 
alleinige Generalaocntur für Bayern, Amerikanisches Reise-Büro 
Carl Bierschenk, München, Brienner Straße 53, gegenüber Caf6 
Luitpold. 

Zur gef!. Beachtung! 

Der Gesamtauflage der heutigen Nummer liegt ein Prospekt der 
Firma Chem. Fabrik von Heyden A.-G., Radebeul-Dresden, 
über Agit; 

ferner ein Prospekt der Firma Chem.- pharm. Fabrik Dr. R. & 
Dr. O. Weil, Frankfurt a. M., über Papavydrin, Spasmopurin 
und Somnacetin bei. Wir empfehlen die Beilagen der besonderen 
Beachtung unserer Leser. 

Die H. H. Aerzte 
werden geb»t«n d«n mir 0b«rwU»«n«n PfttlbnUn, 

BD»r b«i M oorlaug •nbldttri», dl« durch 

b«aond«r« Ausführung ««Ibst b«i v«folt«t*n L«'d«n 

wi« Qioht, Rhaumat., Isohiss uaw , niemal« ihr« 

hervorragend« Wirkung verfehlen — stete eine Ver¬ 

ordnung mitgeben zu wollen. 

Josef Kreitmair, Apollo-Bad 
I München (gegenOb. d. Ortakrenkenkaeee) l0l.596141 

Adelholzener Primusquelle 
Hervorragendes Heilwasser bei Nieren-, Leber- und Blasenleiden. 

Slärksie Rubidiumquelle Europas sehr geeignet zu Hauskuren. Bekömmliches Tafelwasser. 

Hauplniederlage: 

Otto Padimayr, appr. Apotheker, Mündien 2 NW 3 
Telephon 27471 Theresienstrasse 33 Telephon 27471 

Lieferanl sämtlicher städtischer Krankenhäuser, Sanatorien und Hellanstatlen. 

NORDLANDREISEN 
Mrr, .MONTE SARMIENTO” und ..MONTE OLIVIA* 

Nordkapreisen 
2.J ul i bis 16.]uli 

n.J;" £ J: Ä;; wen nur 230-420 R.-M. 

Spitzbergenfahrt 
8 August bis 26. August VON MIT 270-490 R.-M. 

Die Preise schließen volle Verpflegung ein 

Gratisprospekte durch die Hamburg-Südamerikanische Dampfschiffahrts-Gesell- 
schaft, Hamburgs, bzw. Generalagentur für Bayern Amerikanisches Reisebüro 
Carl Bierschenk, München, Briennerstr. 53, gegenüb. Cafe Luitpold, Tel. 296032'- 

AlA 

Dieses Zeichen 
bedeutet 

sachverständige und ehr- 
li.he Mitarbeit In allen 

Reklameangelegenheiten, 

ohne besondere Kostenfiir 

Sie. Wirbedienen mehr als 

30 000 Kunden. Verlangen 
Sie bitte unseren unver¬ 

bindlichen Besuch 

ALA 
ANZEIQEN- 

AKTIEN GESELLSCHAFT 

In Interei.engemelnichaft 
mit 

Haasenitein&Vogler A.-Q. 
Daube & Co. Q. m. b. H. 

MUnclien / Karlsplatz 8 
Fernspr eher 52 201. 

Vielbeschäftigter Augenarzt in Münch- n 
sucht zu seiner Entlastung für die 
Nach mit tagssprech stunden 

augenärztlich vorgebildeten 

Assistenten. 
Angebote mit Gehaltsansprüchen unter 
E. A. 201226 an den Verlag dieses 
Blattes München, Wurzerstrasse 1 b. 

Haus Hohenfreudenstadt 
für Nerven- und innere Krankheiten 
Behandlung nach dnn Onind.ltian der IndlyldaalpeyclieHl« 

“A 770 m 0. dem Ml 

silRlimii. 
nn 

OlW * '-’TJ HC TI um 

m 

Da. ganxo iah. 
godftnot 

Drahlanachrlfl 
SchwariwnldbliH' 

Besitzer und leid 
Arzt: Dr.l. Bauer 

dernruf 341 

Chauffeur, 
21Jhr., gelernt. Mechaniker (auch Sanitäter' 
mit Führerschein 2 und 3b, schon längere Zt 
bei einem Herrn Arzt gewesen, sucht soglei' 
oder später wieder Stelle bei solchem. Cd 
Zuschriften erb. Jos. Kiessinger, Chauffeut 
Aichach 203, bei Augsburg. 
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Einladungen zu Versammlungen. 

Aerztlicher Bezirksverein Mühldorf-Altötting. 
Versammlung 22. April, nachmiUag.s 3 Uhr, bei Pol- 

hammer in Mühldorf. — Aus der Tagesordnung: W ahlen. 
Sch in i d sen. 

Ergebnisse der Sitzung der Kleinen Kommission 
vom 7. April 1927. 

I. Interpretation e n. 
1. Zu § 9 Ziff. 1 KLB. 

Hält ein Arzt an auswärtigen Orlen Sprechstunde ah, 
so ist er berechtigt, so oft Kassenmitglieder die Sprech¬ 
stunde aufsuchen, e i n m a 1 Wegegeld zu verrechnen, so¬ 
fern er nicht bereits von dritter Seite (z. B. von Gemeinde, 
Bezirk nicht von Privatpatienten eine Entschädi¬ 
gung für die Vornahme der auswärtigen Sprechstunde 
erhält. 

2. Zu § 9 Ziff. 6 KLB. 
Maßgebend sind die amtlich aufgcslelllcn Entfer- 

mmgsvcrzcichnis.se von Ortschaft zu Ortschaft; sofern 
solche nicht bestehen, ist von Orlsmitte zu Ortsmitle 
zu rechnen. Die Interpretation 2 zu $ 9 Ziff. 1 KLB. 
(s. Min.-Enlschl. vom 21. März 192.» SI.Anz. Nr. 68 
betrifft nicht S 9 Ziff. 6 KLB., sie ist vielmehr zu § 9 
Ziff. 1 a KLB.. also zur Erläuterung der Voraus¬ 
sei zun g. unter welcher Wegegeld zu zahlen ist, er¬ 
gangen. Für die Berechnung des Wegegeldes ist sie 
also unverwcrlbar. 
3. Zu Absehn. V, 1 der Min.-Enlschl. vom 28. Dezember 

1926. SI.Anz. Nr. 301. 
Zusländigc kassenärzllichc Organisation im Sinne 

der Inlerprelalion unlcr Abschn. V, 1 der Min.-Enlschl. 
vom 28. Dezember 1926 SI.Anz. Nr. 301 — isl die 
kasscnürzllichc Organisation des Bezirkes, in dem der 
hclrel'fende Arzt als Grenzarzl tätig werden will. 

II. P-r ü f u n g s s l e 11 e n . 
Es wurde gemäß § f> Ziff. 9 Abs. II KLB. feslgestellL 

daß folgende Prüfungsstellen ihre Tätigkeit wirksam auf¬ 
genommen haben: 

1. Die Prüfungsstelle für die Allgemeinen Orlskran- 
kenkassen Pirmasens und Waldfischbach (ab 1. Oktober 
1926); 

2. die Prüfungsstelle für die Allgemeine Oriskranken- 
kasse Dahn (ah 1 Januar 1927 . 

Das Aerztegesetz im Bayerischen Landtage. 

Von Ministerialrat Wirschinger- 
(Schluß.) 

Zu dem Abschnitte B ..Berufsgerichisverfahren" 
äußerten die Redner der Sozialdemokratischen Partei 
grundsätzliche Bedenken. Die Berufsgerichle solllen der 
Pflege einer besonderen ärztlichen Berufsehre dienen. 
Es gelie aber keine besondere Standesehre, sondern nur 
besondere Berufspflichten. Derartige Ehrengerichte ent¬ 
hielten die Gefahr eines Rückfalls in den militärisch- aka¬ 
demischen Ehrenkodex. (Zur Illustration dieser Rehaup- 
lung wurde auf verschiedene auffallende Urteile ärzt¬ 
licher Ehrenrechte verwiesen. Es sei ferner bedenklich, 
als Richter über die Aerzte Berufskollegen aufzustellen, 
die doch in manchen Fällen Konkurrenten seien. Der 
Ausschluß von Aerzten aus den Bczirksvereinen werde 
nur einen unerwünschten Zustrom zum Kurpfuschertum 
bilden. Er stehe auch mit dem in der Gewerbeordnung 
festgehallencn Standpunkt der Gewerbefreiheit in Wider¬ 
spruch. Der Ausschluß ungeeigneter Elemente aus der 
Aerzteschafl ließe sich auch durch eine entsprechende 
Aenderung des § 53 der Gewerbeordnung erreichen. 

Diesen Ausführungen wurde von anderer Seile cnl- 
gcgcngchalten, daß durch eine Aenderung des § 53 der 
Gewerbeordnung nur die ganz groben Verstöße gegen die 
ärztliche Berufspflicht gefaßt werden könnten. Es be¬ 
stehe aber-ein Bedürfnis, auch kleineren Verstößen im 
Interesse des einzelnen Arztes wie des ganzen Standes 
enlgegcnzutrelen. Gegen Fehlurteile der Berufsgerichte 
biete die im Gesetz vorgesehene Zusammensetzung der 
Berufsgerichte und die Möglichkeit der Nachprüfung 
durch den Yorwaltungsgerichtshof eine ausreichende 
Sicherheit. 

Bei Art. 13 beantragte der Sozialdemokratische Red¬ 
ner die Streichung des zweiten Halbsatzes, weil die 
Heranziehung außerberuflichen Verhaltens zu einer Ver¬ 
beamtung der Aerzle führen müsse. Diese Schlußfolge- 
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rung wurde von anderen Rednern entschieden bestritten. 
Es wurde auf das zwischen Arzt und Patient bestehende 
besondere Vertrauensverhältnis und die entsprechende 
Regelung für Beamte und Rechtsanwälte verwiesen. 
Auch von Regierungsseite wurde die Notwendigkeit einer 
Würdigung des außerberuflichen Verhaltens durch die 
Berufsgerichte betont. Es wurde dann schließlich Art. 13 
mit Mehrheit in der Fassung der Regierungsvorlage an¬ 
genommen. 

Zu Art. 14 Abs. II lagen drei Anträge vor: 
1. Ein Antrag Timm mit folgendem Fassungsvor¬ 

schlag: 
„Politische, religiöse oder wissenschaftliche An¬ 

sichten oder Handlungen oder die Stellungnahme zu 
wirtschaftlichen Berufsangelegenheiten können nicht 
Gegenstand eines berufsgerichtlichen Verfahrens sein.“ 

2. Ein Antrag des Berichterstatters: 
nach ..Handlungen“ einzusetzen „oder die Stellung¬ 

nahme zu wirtschaftlichen Organisationsmaßnahmen“. 
3. EinAntragRutz mit folgendem FassungsvorsclUag: 

„Politische, religiöse oder wissenschaftliche An¬ 
sichten oder Handlungen sowie die Stellungnahme zu 
wissenschaftlichen Berufsangelegenheiten können nicht 
Gegenstand des berufsgerichtlichen Verfahrens sein, 
soferne nicht die Form der Aeußerung, Handlung oder 
Stellungnahme als berufsunwürdig erscheint und ein 
öffentliches Interesse an der Verfolgung gegeben ist." 

Im Anschluß an diese Anträge entwickelte sich eine 
rege Aussprache, in der von den Rednern der Linkspar¬ 
teien insbesondere Bedenken gegen die im Regieruugs- 
enlwurf enthaltenen Worte „als solche“ erhoben wurden, 
weil dadurch die in Abs. II geschützte Freiheit der Mei¬ 
nungsäußerung wieder illusorisch gemacht werden könne 
Von anderen Rednern und von Regierungsseite wurde 
dagegen betont, daß man auf diese Worte, die sich auch 
in anderen Berufsgesetzen fänden, nicht verzichten könne, 
weil die Form der Aeußerung unter Umständen als be¬ 
leidigend und berufsunwürdig beanstandet werden müsse; 
eine verfassungswidrige Einschränkung des Rechts der 
freien Meinungsäußerung könne hierin nicht erblickt 
werden. 

Gegen den beantragten Ausschluß der Stellungnahme 
zu wirtschaftlichen Berufsangelegenheiten wurde das Be¬ 
denken geäußert, daß damit jede Verfolgung von Berufs- 
verletzungen in wirtschaftlicher Hinsicht, z. B. von un¬ 
lauterem Wettbewerb, ausgeschlossen werde. Dies wurde 
von den Vertretern der Anträge bestritten; man wolle 
nur die Stellungnahme zu wirtschaftlichen, nicht in wirt¬ 
schaftlichen Angelegenheiten von der Berufsgerichtsbar¬ 
keit ausschließen. Um diese Absicht klarer zum Aus¬ 
druck zu bringen, wurde der Antrag Timm dahin ergänzt, 
daß nur „die Stellungnahme zu allgemeinen wirt¬ 
schaftlichen Berufsangelegenheiten“ von der Berufs¬ 
gerichtsbarkeit ausgenommen sein solle. 

Es wurde aber schließlich der Art. 14 in der Regie¬ 
rungsfassung mit dem vom Berichterstatter 
beantragten Zusatz, gegen den auch von Regie- 
rungsseite keine grundsätzliche Erinnerung erhoben 
wurde, angenommen; alle anderen Anträge wurden 
mit Mehrheit abgelehnt. 

Art. 15 begegnete keiner Erinnerung. 
Bei Art. 16 wurde von einem Redner bemerkt, daß 

hier ein dem Ordnungsstrafverfahren des Beamtenrechts 
ähnliches Verfahren und damit eine weitere Angleichung 
der Aerzte an die Beamtenschaft geschaffen werde. Der 
Artikel wurde in der Fassung der Regierungsvorlage an¬ 
genommen. 

Bei Art. 17 beantragte Abgeordneter Dr. Bultmann, 
dem Beschuldigten die Revision an den Verwaltungs- 
gerichtshof zu eröffnen. Dies wurde jedoch von der 

Mehrheit des Ausschusses als unnötig erachtet und dem¬ 
gemäß der Antrag Buttmann abgelehnt. In Abs. II wurde 
vor „Aerzte“ das Wort „b e a m t e t e“ e i n g e f ü g t, um 
zum Ausdruck zu bringen, daß das Verfahren vor den 
ärztlichen Berufsgerichten nur durch ein mit dem ärzt¬ 
lichen Berufe in Zusammenhang stehendes Dienststraf¬ 
verfahren, nicht aber z. B. durch ein Dienststrafverfah¬ 
ren ausgeschlossen wird, dem ein Arzt elwfa in seiner 
Eigenschaft als Mitglied eines Gemeinderats nach den 
Bestimmungen der Gemeindegesetzgebung untersteht. 

Bei Art. 18 wurden von mehreren Rednern Zweifel 
geäußert, ob man mit einem Berufsgericht für jeden Re¬ 
gierungsbezirk auskommen werde und deshalb angeregt, 
in Abs. I das Wort „wenigstens“ einzusetzen. Auf Vor¬ 
schlag der Regierung wurde jedoch in der ersten Lesung 
die Regierungsfassung belassen und in der zweiten Lesung 
dadurch Abhilfe getroffen, daß auf Antrag der Bericht¬ 
erstatter dem Abs. I folgender Satz 3 angefügt wurde: 

„Bei den Berufsgerichten und bei dem 
I. a n desbe r u f sg e r ic h t können Kammern 
gebildet werde n.! 

Gegenüber dem Wunsche eines Redners, daß als 
rechtskundiges Mitglied der Berufsgerichtc nur Richter 
bestimmt werden sollen, erklärte der Staatsminister 
unter Zustimmung der Ausschußmehrheit, daß auf die 
Möglichkeit, auch Verwaltungsbeamtc zu berufen, nicht 
verzichtet werden könne. 

Zu Art. 19 lag ein Antrag M ü Iler vor, der die Be¬ 
schränkung der Geldstrafe auf 3000 M verlangte, und 
ein Antrag Timm, der als Strafen Verweis, verschärften 
Verweis, Geldstrafe bis 5000 M. und Aberkennung des 
Wahlrechts und der Wählbarkeit zu den Bezirksvereinen 
vorsah. In der anschließenden Aussprache wurde den 
Bedenken gegen die im Regierungsentwurfe vorgesehene 
Höhe der Geldstrafen entgegengehalten, daß die Aerzte 
selbst zur Ahndung gewinnsüchtigen Vorgehens empfind¬ 
liche Geldstrafen wünschten. Die Notwendigkeit eines 
doppelten Verweises wurde mit dem Hinweis bestritten, 
daß in Art. 16 ja bereits als Vorstrafe des Verweises .eine 
Verwarnung vorgesehen sei. Die Aberkennung des Wahl¬ 
rechtes und der Wählbarkeit wurde als nicht ausreichend 
bezeichnet, weil es sich bei den Bezirksvereinen um 
Zwangsorganisationen handle, deren Mitgliedern man 
nicht den weiteren Verkehr mit Unwürdigen in den Ver¬ 
einen zumuten könne. 

Auf eine Anfrage, ob ausgeschlossene Mitglieder an 
den Wohlfahrtseinrichtungen noch teilnehmen könnten, 
wurde von Rcgierungsscitc erklärt, daß diese Frage in 
den Satzungen geregelt werden müsse. 

Art. 19 wurde schließlich in der Fassung des Rcgic- 
rungsentwurfes unter Ablehnung der gestellten Anträge 
angenommen, desgleichen Art 20 unter Einschaltung 
der Worte „des ersten Buches“ nach „VII. Ab¬ 
schnitt“. 

Bei Art. 21 fand ein Antrag Hilpert, in Abs. 1c die 
Worte „auf andere Weise“ zu ersetzen „durch eine Amts¬ 
stelle oder eine Person, die ein berechtigtes Interesse 
an der Verfolgung hat“, eingehende Erörterung. Es 
wurde die Absicht des Antrags, Denunziationen auszu¬ 
schließen, zwar allgemein gebilligt, andererseits aber das 
Bedenken geäußert, ob der Antrag durchführbar sei 
Von dem Regierungsvertreter wurde bemerkt, daß man 
das Ermessen des Berufsgerichts in dieser Richtung 
nicht einschränken solle, daß man von ihm eine an¬ 
gemessene Würdigung anonymer Denunziationen er¬ 
warten dürfe, und daß auch die in Art. 28 vorgesehene 
Ueberbürdung der Kosten auf den frivolen Anzeiger eine 
gewisse Sicherheit gegen Mißbrauch biete. Art 21 wurde 
sodann in der Regierungsfassung mit der vom Milbcricht- 
erstalter beantragten Aendcrung angenommen, daß in 
Abs. III entsprechend dem Art. 16 „Warnung“ statt 
„Verwarnung“ gesetzt wurde. 
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Art. 22 und 23 wurden ohne wesentliche Debatte an¬ 
genommen. 

Zu Abs. II des Art. 24 lagen folgende Fa.ssungfs,Vor¬ 
schläge vor: 

1. Ein Antrag Müller: 
„Der Beschuldigte kann sich eines Arztes oder 

Rechtsanwalts als Beistands oder Vertreters bedienen.“ 
2. Ein Antrag Rutz-Lent: 

Hinter „eines Arztes“ einzufügen „oder einer 
Person^ die die Fähigkeit zum Richteramt erworben 
hat, oder eines Rechtslehrers einer deutschen Hoch¬ 
schule“. 

Von den Antragstellern wurde die Zulassung eines 
rechtskundigen Beistandes in der Hauptsache damit be¬ 
gründet, daß dem Beschuldigten im berufsgerichtlichen 
Verfahren die Beiziehung eines rechtskundigen Beislan- 
des ebensowenig versagt werden dürfe, wie dem Ange¬ 
klagten im strafprozessualen Verfahren, daß der rechts¬ 
kundige Verteidiger ein notwendiges Gegengewicht gegen 
das juristische Gerichtsmitglicd bilde, das häufig im 
Sinne der Anklage wirken werde, daß bei Ausschluß der 
Rechtsanwälte der Beschuldigte in manchen Fällen über¬ 
haupt keinen Beistand gewinnen könne, und daß von der 
Zulassung der Rechtsanwälte eine wesentliche Verteue¬ 
rung des Verfahrens nicht zu befürchten sei. Zum An¬ 
trag Rutz wurde weiter noch ausgeführt, daß dem Be¬ 
schuldigten dadurch die Möglichkeit geboten werden 
solle, nicht nur Rechtsanwälte, sondern jeden bekannten 
oder verwandten Juristen als Beistand beizuziehen. Von 
anderer Seite wurde der Standpunkt vertreten, daß die 
Aerzte im berufsgerichtlichen Verfahren die Rechtsan¬ 
wälte ausgeschlossen wissen wollten, und daß man diesen 
Wunsch beachten sollte, ferner, daß cs sich in der ersten 
Instanz häufig um weniger wichtige Angelegenheiten 
handle, die die Aerzte lieber unter sich austragen wollten. 
Dem wurde entgcgengehalten, daß ein Teil der Aerzte 
die Zulassung der Rechtsanwälte in der ersten Instanz 
ausdrücklich verlange, daß der Beschuldigte ein Interesse 
daran habe, schon in der ersten Instanz freigesprochen 
zu werden, und daß die Beschränkung der Zulassung der 
Rechtsanwälte nur die Zahl der Berufungen vermehren 
werde. 

Der Regierungsvertreter führte aus, daß das rechts¬ 
kundige Mitglied des BerufsgerichLs nicht die Aufgabe 
eines Anklagevertreters habe, sondern vielmehr nur die 
Beobachtung aller gesetzlichen Vorschriften und eine 
sachgemäße Entscheidung einschlägiger Rechtsfragen zu 
sichern habe. Maßgebend für den Ausschluß der Rechts¬ 
anwälte m der ersten Instanz sei der Wunsch der Aerzle- 
schaft gewesen, die von der Zulassung der Rechtsanwälte 
eine Verteuerung und Verzögerung des Verfahrens 1k?- 
fürchtc. Dieser Auffassung sei eine gewisse Berechtigung 
nicht abzusprechen. In rein ärztlichen Berufsfragen sei 
der Rechtsanwalt selbst Laie, und werde sich deshalb 
unwillkürlich mehr auf das rechtliche und prozeßrecht¬ 
liche Gebiet zurückziehen. Er werde sich damit um so 
leichter tun, als der Gerichlsvorsilzende nicht immer ein 
Jurist sein werde und als außerdem der juristisch vor- 
gebildclc Anklagevertreter fehle, der z. B. im Strafprozeß 
den Ausführungen des rechtskundigen Verteidigers enl- 
gegenlreten könne. Die Regierung sei der Anschauung, 
daß die Rechte des Beschuldigten in der ersten Instanz 
durch die vorgesehene Besetzung des Berufsgerichts ge¬ 
nügend geschützt seien. Schwerere Fälle würden doch 
in der Regel in die zweite Instanz kommen, in der die 
Rechtsanwälte auch nach dem Regierungsentwurf zu- 
gelasscn seien. 

Nach längerer Aussprache wurde schließlich in der 
ersten Lesung der Antrag Rutz mit Mehrheit angenom¬ 
men. In der zweiten Lesung wurde auf Antrag der Be¬ 
richterstatter dem Abs. II die Fassung gegeben: 

„Der Beschuldigte kann sich eines 
Arztes oder einer Person, die die Fähig- 
keitzumRichteramtbe.sitzt, als Beistands 
oder Vertreters bedienen.“ 

Ein im Landtagsplenum eingebrachter Antrag Hil¬ 
pert-Roth auf Wiederherstellung der Regierungsvor¬ 
lage wurde mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 

In Art. 25 erhielt Abs. II mit Rücksicht auf die Be¬ 
schlußfassung zu Art. 24 die Fassung: 

„Die Vorschriften des Artikels 21 Abs. II 
finden Anwendung.“ 

Bei Art. 27 beantragte der Mitberichterstatter fol¬ 
gende Fassung: 

„Beruht ein Urteil des Landesberufsgerichts nach 
Anschauung des Vorsitzenden oder, wenn der Vor¬ 
sitzende nicht rechtskundig ist, nach der überein¬ 
stimmenden Anschauung der rechtskundigen Mit¬ 
glieder des Landesberufsgerichts auf einer für die 
Entscheidung wesentlichen Verletzung des Gesetzes, 
so hat der Vorsitzende die Verhandlungen dem RechLs- 
beschwerdehof zur Prüfung der Rechtsfrage binnen 
zwei Wochen nach Verkündung des Urteils vorzu¬ 
legen. 

Der Rechtsbescbwerdehof besteht aus dem Präsi¬ 
denten des Verwaltungsgerichtshofes oder seines Stell¬ 
vertreters als Vorsitzenden und aus je zwei Räten des 
Obersten Landesgerichts und des Verwaltungsgerichts¬ 
hofes. 

Gesetz im Sinne dieser Bestimmung ist jede 
Rechtsnorm.“ 

Der Antrag wurde im wesentlichen damit begrün¬ 
det, daß die im Gesetz vorgesehene Beschränkung der 
Nachprüfung der Berufsgerichtsurteile auf das Gebiet 
des Staats- und Verwallungsrechts bedenklich sei, daß 
man diese Nachprüfung auch für das Gebiet des Straf¬ 
rechts. des bürgerlichen Rechts und der Vorschriften 
über den unlauteren Wettbewerb zulassen müsse und 
daß deshalb der Gerichtshof mit Richtern besetzt wer¬ 
den müsse, die auf diesen Rechtsgebieten besondere Er¬ 
fahrung besäßen. Gründe der Geschäftsvereinfachung 
stünden der Schaffung eines derartigen gemischten Ge¬ 
richtshofes, wie er z. B. schon im Kompetenzkonflikls- 
gerichtshofe bestehe, nicht entgegen. Diesen Ausführun¬ 
gen wurde von mehreren Rednern widersprochen. 

Auch von Regierungsseite wurde dem Antrag aus 
Gründen der Staatsvereinfachung entgegengetreten und 
das Bedürfnis nach Ausdehnung der Nachprüfung über 
den Rahmen, des Art. 27 des Regierungsentwurfes 
hinaus bestritten. Unbedingt notwendig sei nur, daß das 
in Art. 14 Abs. II festgelegle Recht der freien Meinungs¬ 
äußerung und der Koalitionsfreiheit vor etwaigen Fehl¬ 
urteilen der Berufsgerichte geschützt werde. Straf- und 
Zivilrechtsfragen spielten im Berufsgerichtsverfahren 
keine entscheidende Rolle, weil die Gerichte nicht über 
die kriminelle Strafbarkeit, sondern nur über die Be¬ 
rufswürdigkeit der einzelnen Handlungen zu urteilen 
hätten. Es könne daher auf eine Nachprüfung dieser 
Fragen durch ein Sondergericht ohne Bedenken verzich¬ 
tet werden. Gegen die beantragte Schaffung eines Son¬ 
dergerichts spreche auch die Erwägung, daß die Aerzte 
dann nicht mit Unrecht eine Vertretung in diesem 
Sondergericht verlangen würden. 

Der Antrag Roth wurde hierfür in der ersten und 
zweiten Lesung im Verfassungsausschuß und schließlich 
auch im Plenum mit Stimmenmehrheit abgelehnt. 

Art. 28 wurde ohne Bemerkung angenommen. 
Zu Art. 29 wurde in der ersten Lesung im Aus¬ 

schuß folgender Antrag Timm eingebracht: 
..Die Slaatsregierung wird beauftragt, das berufs¬ 

gerichtliche Verfahren durch eine Berufsgerichtsord- 
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niung zu regeln und die Berufsgerichtsordnung vor 
ihrem Erlaß dem Landtag zur Kenntnis vorzulegen." 

Im Anschluß an diesen Antrag entwickelte sich eine 
staatsrechtliche Debatte über das Yerordnungsrecht der 
Ministerien und die Befugnis des Landtags zu Eingriffen 
in den Gesetzes Vollzug. Der Vertreter der Staalsregle- 
rung erklärte, daß die vom Ministerium des Innern zu 
erlassende Berufsgerichtsordnung in der Hauptsache 
wohl als Verwaltungsverordnung zu betrachten sei, für 
deren Erlaß das Ministerium verfassungsmäßig zustän¬ 
dig sei. daß sie aber auch Bestimmungen enthalten 
werde, die als Rechtsverordnung zu betrachten sind, und 
für die das Ministerium nach der Verfassung einer ge¬ 
setzlichen Ermächtigung bedarf. Aus diesem Grunde sei 
in Art. 29 eine gesetzliche Ermächtigung für die Be¬ 
rufsgerichtsordnung vorgesehen; um die Erteilung dieser 
Ermächtigung dem Landtag zu erleichtern, habe sich das 
Ministerium weiter noch an bereits bestehende gesetz¬ 
liche Vorschriften, nämlich die Bestimmungen des Be¬ 
amt endisziplinarrechts gebunden. Wenn der Landtag 
Bedenken trage, eine so weitgehende Ermächtigung zu 
erteilen, so möge er schon aus praktischen Gründen, 
ganz abgesehen von der staatsrechtlichen Frage, lieber 
die von ihm für notwendig gehaltenen Bestimmungen in 
das Aerztegesetz hineinsetzen, als sich ein Prüfungsrechl 
für die ganze Berufsgerichlsordnung Vorbehalten. 

Es wurde hierauf der Antrag T i m m in seinem 
ersten Teil zurückgezogen, in seinem zweiten Teil ab¬ 
gelehnt. und der. Art. 29 in der Regierungsfassung an¬ 
genommen. In der zweiten Lesung wurde ein neuerlicher 
Antrag Timm eingebracht, demzufolge die Staatsregie¬ 
rung in der Berufsgerichtsordnung an Stelle der veralte¬ 
ten Vorschriften des Bayerischen Beamtengesetzes über 
Akteneinsicht durch die Verteidigung über Teilnahme 
des Beschuldigten an Beweiserhebungsterminen und über 
den Umfang der Beweisaufnahme in der Hauptverhand- 
lung die Bestimmungen der Reichsstrafprozeßordnung 
heranziehen solle. Dieser Antrag wurde zurückgezogen, 
nachdem der Staatsminister erklärt hatte, daß «las Mi¬ 
nisterium im Sinne des Antrags verfahren werde. 

Art. 30. sowie die Abschnitte II—III über die 
Zahnärzte und die Tierärzte wurden ohne wesentliche 
Debatte angenommen. Es wurde nur aus sprachlichen 
Gründen auf Antrag der Berichterstatter in der zweiten 
Lesung in den Artikeln 31—33 das Wort „Landeszahn¬ 
ärztekammer" durch ..Landeskammer für Zahn¬ 
ärzte" und in den Artikeln 36—38 das Wort ..Landes¬ 
tierärztekammer" ersetzt durch „L a n d e s k a m m e r 
für T i e r ä r z l e“. 

Der IV. Abschnitt des Gesetzes über die Apo¬ 
theker gab infolge von Anträgen der Beteiligten zu 
längeren Verhandlungen Anlaß, über die an dieser Stelle 
weggegangen werden kann. 

Die Schluß- und Uebergangsbcstimmungen in den 
Artikeln 46 bis 49 wurden ohne Debatte angenommen. 
Als Zeitpunkt, mit dem das Gesetz in Kraft trill, wurde 
der 1. Juli 1927 bestimmt. 

In der Plenarsitzung des Landtags am 30. März 
1927 gab zunächst der Berichterstatter Graf von Pcsla- 
lozza einen eingehenden Ueberblick über den Verlauf 
der Ausschußverhandlungen und die dort gefaßten Be¬ 
schlüsse —- Landtagsdrucksachen 1926/27, Beilage 2771. 
Hierauf legte der Staatsminister des Innern noch 
einmal Zweck und Ziel der Regierungsvorlage dar. Er 
führte hiebei aus: 

„Die Vorlage des Aerztegesetzes entspricht einem seil 
Jahren geäußerten, dringendem Wunsche der bayeri¬ 
schen Aerzteschaft. Die deutsche und insbesondere auch 
die bayerische Aerzteschaft hat sich durch ihre Leistun¬ 
gen einen Anspruch darauf erworben, daß ihre Wünsche 
von der Staatsregierung und der Volksvertretung gehört 
und nach Möglichkeit berücksichtigt werden. Mit Recht 

genießt der deutsche Arzt wegen seiner Ausbildung, sei¬ 
ner Fachkennlnissc und seiner gewissenhaften Pflicht¬ 
erfüllung hohes Ansehen nicht nur im engeren Valer- 
landc, sondern weil über dessen Grenzen hinaus. Des 
deutschen Arztes zielbcwußtcs Arbeiten im wissenschaft¬ 
lichen Forschungsinstitut und in den Krankenhäusern 
verdient im gleichen Maße Anerkennung, wie seine auf¬ 
opfernden Tätigkeit in der Stadt- und namentlich auch 
in der anstrengenden Landpraxis. Ganz besonders aber 
ist cs die ethisch hochstehende Berufsauffassung und 
das hochentwickelte Pflichtgefühl, das den deutschen 
Arz! und insbesondere auch unsere bayerischen Acrzle 
auszeichnet und ihnen das Vertrauen der Bevölkerung 
gewinnt. 

Die Entwicklung unserer wirtschaftlichen Verhält¬ 
nisse, die Schwierigkeit des Existenzkampfes birgt lei¬ 
der im Zusammenhang mit der Uebcrfüllung des ärzt¬ 
lichen Berufes die Gefahr in sich, daß sich die Aerzte¬ 
schaft nicht auf der bisherigen Höhe halten kann und in 
ihren Leistungen wie in ihrer Berufsauffassung zurück¬ 
geht. Die Aerzteschaft fühlt die drohende Gefahr, die 
sich in gewissen Verfallserscheinungen ankündigt, selbst 
und ruft deshalb nach der Staatshilfe. Sie verlangt vom 
Staat die Schaffung einer Zwangsorganisation mit Be¬ 
rufsgerichtsbarkeit und Umlagenrecht. Hierdurch soll 
dem Stande die Möglichkeit geschaffen werden, auf die 
schwachen Elemente in den eigenen Reihen erziehend 
und stärkend einzuwirken und Mittel für die fachliche 
Fortbildung und Unterslützungszwecke aufzubringen. 
Dieses Verlangen erscheint berechtigt; denn die bisherige, 
auf einer Verordnung aus dem Jahre 189Ö beruhende 
öffentlich-rechtliche ßerufsvertretung des Acrzlcstandes 
in Bayern, hat sich gerade wegen des Fehlens dieses 
Zwanges als unzureichend erwiesen. Auch kommt in Be¬ 
tracht, daß alle an Bayern angrenzenden deutschen Län¬ 
der bereits Aerztcgeselze besitzen, und daß deshalb die 
Gefahr besieht, daß unerwünschter Zuzug nach Bayern 
erfolgt, wenn dieses nicht bald eine entsprechende Be¬ 
rufsgerichtsbarkeit schafft. Es kann ferner keinem Zwei¬ 
fel unterliegen, daß der Aerztestand in seinem über¬ 
wiegenden Teile noch gesund und kräftig genug ist, um 
bei Gewährung der erbetenen staatlichen Zwangsrechte 
im Wege der Selbstverwaltung mit etwaigen Verfalls¬ 
erscheinungen fertig zu werden und sich auf seiner bis¬ 
herigen Höhe zu halten. 

Dies ist aber nicht nur im Interesse der Aerzteschaft, 
sondern auch im öffentlichen Interesse gelegen, denn es 
gibt unter den freien Berufsständen kaum einen anderen 
Stand, dessen Wirken so tief in das allgemeine Wohl 
cingreift, dessen Gedeihen oder Sinken so einschneidend 
für die ganze Bevölkerung ist, als den Aerztestand. Aus 
diesem Grunde glaubte die Bayerische Staatsregierung 
auch die Bedenken, die heute bei der Notwendigkeit 
möglichster Einschränkung der Gesetzgebung neuen 
Gcsetzcsvorlagen entgegenstehen, zurückstellen zu dür¬ 
fen und das Aerztegesetz dem Landtag als eine dringende 
und unaufschiebliche Maßnahme vorlegen zu müssen. 
Sie befindet sich hier auch in I ebereinslimmung mit 
der Anschauung des Bayerischen Landtags, der bereits 
im Vorjahre durch Annahme eines Antrags Pestalozza 
die Staatsregierung ersuchte, baldmöglichst ein Gesetz 
über die Berufsvertretung der Acrzle, Zahnärzte. Tier¬ 
ärzte und Apotheker vorzulegen. 

Es ist selbstverständlich, daß bei der Schaffung der 
neuen Berufsorganisation auf die Wünsche der beteilig¬ 
ten Bcrufskrcisc möglichst Rücksicht genommen wurde, 
soweit sie mit den öffentlichen Interessen vereinbar er¬ 
schienen. Um diese Wünsche kennenzulernen, wurden 
nicht nur alle beteiligten öffentlich - rechtlichen und 
freien Organisationen gehört, sondern es wurde auch 
durch Veröffentlichung eines Rcfercnlenenlwurfs in der 
Fachpresse allen Beteiligten Gelegenheit zur Aeußerung 
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gebolen. Es zt-igle sicli hierauf, daß die Meinungen in 
den beledigten Kreisen über die Art der Regelung zwar 
ziemlich weil auseinandergehen, daß aber die hinter den 
bestehenden Organisationen stehende, weit überwiegende 
Mehrheit der bayerischen Aerzteschali mit der im Ge¬ 
setz vorgesehenen Regelung einverstanden ist. Diese 
baut sich auf den in Bayern seit mehr als 50 Jahren 
eingelebten und bewährten Bezirksvereinen auf und 
räumt der Aerzteschaft hinsichtlich der Organisation wie 
in der Berufsgerichtsbarkeil ein weitgehendes Selbslver- 
waltungsrechl ein. Hin Eingreifen der Staatsbehörden 
ist nur soweit vorgesehen, als es zur Verhütung von Ge¬ 
setzesverletzungen oder zur Verhinderung eines Miß¬ 
brauchs der verliehenen Zwangsrechte unentbehrlich 
erschien. Auf diese Weise ist auch, der Forderung nach 
Staatsvereinfachung entsprechend, eine neue fühlbare 
Belastung der Staatsbehörden und des Staatshaushalts 
vermieden. 

Nachdem ein Äerztegeselz an den Landtag gebracht 
werden mußte, erschien es zweckmäßig, im gleichen Ge¬ 
setz auch die Verhältnisse der mit dem ärztlichen Berufe 
verwandten und zusammenhängenden Berufe der Zahn¬ 
ärzte. Tierärzte und Apotheker zu regeln. Auch diese Be¬ 
rufe haben sich durch ihre Leistungen ein Anrecht auf 
staatliche Berücksichtigung erworben. Auch bei die- 
s.m Berufsständen ist die Erhaltung einer sittlich hoch- 
skhenden Berufsauffassung und Berufsausübung im 
öffentlichen Interesse geboten. Diese Berufsstände sind 
aüch mit der vorgesehenen Regelung im wesentlichen 
einverstanden. Soweit hei ihnen besondere, vom Aerzle- 
sland abweichende Verhältnisse vorliegen, wird ihnen 
bei Erlaß der einschlägigen Satzung Rechnung ge¬ 
tragen werden können. 

Nachdem der Gesetzentwurf bei der Beratung im 
Verfassungsausschuß im wesentlichen die Zustimmung 

des Ausschusses gefunden hat. bitte ich um die Zustim¬ 
mung des Hohen Hauses und verbinde damit den 
Wunsch, daß das Gesetz den beteiligten Berufsständen, 
aber auch der Allgemeinheit Nutzen und Segen bringen 
möge.“ 

Es sprachen dann weiter noch die Abgeordneten Dr. 
Hilpert Dlschntl. und Dr. Roth V. BL), die Abände¬ 
rungsanträge zu den Ausschußbeschlüssen zu Art. 3, 9. 
24 27 eingebracht halten. Vgl. oben die Ausführungen 
zu diesen Artikeln Zur Begründung dieser Anträge, so¬ 
wie die Abgeordnete Aschenbrenner KPD. . die unter 
Berufung auf Zuschriften aus Aerztekreisen grundsätz¬ 
liche Bedenken gegen die vorgesehene gesetzliche Rege¬ 
lung äußerte, und Abgeordneter Streicher (N.S.Gr. , der 
den .Antrag Bultmann zu Art. 9 auf Ausschluß der An¬ 
gehörigen jüdischer Rasse von der Landesärztekammer 
begründete. In der Sitzung am 31. März 1927 wurde die 
Debatte zum Äerztegeselz fortgesetzt durch die Abge¬ 
ordneten Dr. Butz Dtschnatl. . Graf Peslalozza Bayer. 
VP.j, Streicher N.S.Gr. und Stelzner V.BL). 

Bei der anschließenden Abstimmung in erster Lesung 
wurde zu Art. 3 der Antrag Hilpert-Roth (vgl. oben bei 
Art 3 mit Mehrheit angenommen und im übrigen das 
Gesetz in der Fassung der Regierungsvorlage mit den 
auf Grund der Ausschußbeschlüsse sich ergebenden Aen- 
derungen angenommen. 

In der zweiten Lesung verlas Abgeordneter Dr. Hög- 
ner Soz. eine Erklärung der sozialdemokratischen Frak- 
Ihm. wonach diese die Vorlage aus grundsätzlichen, im 
Vorstehenden bereits bei den einschlägigen Artikeln an¬ 
geführten Erwägungen ablehnt. 

Die Schlußabslimmung ergab sodann die Annahme 
des Gesetzentwurfes in der in erster Lesung beschlossenen 
Fassung mit allen Stimmen gegen die Stimmen der So¬ 
zialdemokraten und Kommunisten. 
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Damit ist die Behandlung des Gesetzentwurfes im 
Landtag erledigt. 

Die bayerische Aerzteschaft darf mit dem Verlaufe 
der Landtagsverhandlungen im allgemeinen zufrieden 
sein. Das Gesetz wurde dank des energischen Eintretens 
der Berichterstatter im wesentlichen in der von den 
ärztlichen Standesvertretungen gebilligten Fassung der 
Regierungsvorlage angenommen, insbesondere wurde an 
dem grundsätzlichen Aufbau der Berufsvertretung und 
des berufsgerichtlichen Verfahrens nichts geändert. Die 
Einführung der Verhältniswahl in den großen Bezirks¬ 
vereinen war bei der in den parlamentarischen Kreisen 
herrschenden Vorliebe für das Verhältniswahlsystem 
nicht zu vermeiden. Die einschlägigen Verhandlungen im 
Landtag und in den einzelnen Parteien zeigten deutlich, 
daß. wenn im Gesetz nicht der Aufbau der Landeskam¬ 
mer auf den Bezirksvereinen vorgesehen gewesen wäre, 
wahrscheinlich die Verhältniswahl durch das ganze 
Land für die Aerztekammer vom Landtag beschlossen 
worden wäre. Wenig erwünscht wird weiten Kreisen 
der Aerzteschaft die Zulassung der Rechtsanwälte im 
berufsgerichtlichen Verfahren sein. Die bayerische 
Aerzteschaft wird sich damit aber schließlich ebenso wie 
die Aerzteschaft der übrigen deutschen Länder ablinden, 
in denen ebenfalls die Rechtsanwaltschaft vom Ehren¬ 
oder Berufsgericht nicht ausgeschlossen ist. 

Der Vollzug des Aerztegesetzes wird sich voraus¬ 
sichtlich in folgender Weise gestalten: 

Das Gesetz wird nach Ablauf der in der bayerischen 
Verfassung vorgesehenen dreimonatlichen Frist für An¬ 
rufung der Volksentscheidung im Gesetz- und \erord- 
nungsblatl veröffentlicht werden und am 1. Juli 1927 in 
Kraft treten. Bis dahin wird das Staatsministerium des 
Innern auch die erforderlichen Vollzugsvorschriften er¬ 
lassen, vor deren Erlaß mit dem Landesausschuß der 
Aerzte Fühlung genommen werden wird. Es wird dann 
damit' zu rechnen sein, daß im Herbst dieses Jahres noch 
im Rahmen der bestehenden Bezirksvereinc Wahlen zur 
Landesärztekammer slattfinden und die nach Art. 19 
zunächst nur auf ein Jahr gewählte Landesärztekammer 
im Spätherbst zum ersten Male Zusammentritt. Die Kam¬ 
mer wird sich sodann mit dem Erlaß der Satzungen für 
die Landeskammer und die ärztlichen Bezirksvercine, 
sowie mit den vom Ministerium des Innern nach Art. 9 
und 29 des Gesetzes vorzulegenden Entwürfen der Wahl¬ 
ordnung und der Berufsgerichtsordnung zu befassen 
haben. Diese Vorschriften werden voraussichtlich noch 
in diesem Jahre in Kraft gesetzt werden, so daß die Be¬ 
rufsgerichte ihre Tätigkeit mit Beginn des Jahres 1928 
werden aufnehmen können. Im Jahre 1928 wird sodann 
die Neubildung der Bezirksvereine durchzuführen und 

von diesen eine neue Landesärztekammer zu wählen 
sein, die dann nach Art. 9 des Gesetzes auf vier Jahre 
beisammen bleibt. 

Der neue amtliche Entwurf eines allgemeinen deutschen 
Strafgesetzbuches von 1925. 

Von Gerichtsassessor Dr. iur. E. Stein. 

I. 

Der neue amtliche Entwurf eines allgemeinen deut¬ 
schen Strafgesetzbuches von 192ö, der augenblicklich 
dem Reichsrat zur Beratung vorliegt, ist das Ergebnis 
einer ganz besonders eingehenden und gründlichen Vor¬ 
arbeit. Nicht die gesetzestechnischen Verbesserungen, 
die er bringt, sind das Wichtigste; er zeigt vielmehr in 
seinem Aufbau und in seinen Grundlagen ein grundsätz¬ 
lich anderes Gesicht als das geltende Strafgesetzbuch, 
das aus der Zeit der Reichsgründung stammt. Es kann 
hier nicht Aufgabe sein, auf das grundsätzlich Neue in 
vollem Umfange einzugehen. Wenn eine Besprechung 
des Entwurfes in einem ärztlichen Fachblatte erfolgt, so 
ergibt sich von selbst die Aufgabe, nur die Bestimmungen 
hervorzuheben, die für den Arzt und seine Berufstätig¬ 
keit von unmittelbarer Bedeutung sind. 

Als erste Bestimmung des neuen Strafgesetzbuch- 
Entwurfes, die dem bisherigen Rechtszustande gegen- 
über einen erheblichen Fortschritt bedeutet, ist.der§238 
zu nennen. Er lautet: „Eingriffe und Behandlungswcisc, 
die der Uebung eines gewissenhaften Arztes entsprechen, 
sind keine Körperverletzungen oder Mißhandlungen im 
Sinne dieses Gesetzes.“ An sich ist das selbstverständlich 
und es erscheint fast überflüssig, es in einem Gesetze 
auszusprechen. Es fehlt auch nicht an Stimmen aus 
Juristen- und aus Aerztekreisen, die die Vorschrift für 
überflüssig erklären. 

Allein, da sich die Rechtsprechung ob mit Grund 
oder nicht, bleibe dahingestellt — bisher auf den Stand¬ 
punkt gestellt hat, daß jeder ärztliche Eingriff, sei er 
auch noch so notwendig und sachgemäß, eine Körper¬ 
verletzung darstelle, so ist die ausdrückliche gegenteilige 
Feststellung nicht überflüssig, zumal die neue Fassung 
des Paragraphen über die Körperverletzung allein die 
Rechtsprechung zu einer Aenderung ihrer Auffassung 
kaum veranlassen wird. An sich erscheint es ein Wider¬ 
sinn, einen regelrechten ärztlichen Eingriff, der doch 
gerade auf Heilung zielt, als Körperverletzung anzu¬ 
sprechen. Doch hat das Reichsgericht von dem von ihm 
entwickelten Begriff der Körperverletzung aus daran 
immer festgehalten. Den unerträglichen praktischen 
Folgerungen dieser theoretischen Anschauungen ist in 
der Praxis durch eine juristische Konstruktion dir Spitze 
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abgebrochen worden. Wie bei jedem Tatbestände, so ist 
auch bei der Körperverletzung zu prüfen, ob die an 
sich gegebene objektive Verwirklichung des Tatbestandes 
auch rechtswidrig ist; denn dies ist stets Voraussetzung 
der Strafbarkeit. Es kommt oft vor, daß ein Tatbestand 
objektiv verwirklicht Ist, daß der Täter aber wegen feh¬ 
lender Rechtswidrigkeit straffrei bleibt. Man denke z. B. 
an eine Tötung, die in Notwehr begangen ist. Man hat 
also folgendermaßen konstruiert: Ein ärztlicher Eingriff 
ist an sich Körperverletzung; willigt aber der Verletzte 
ein, so fehlt es an der Rechtswidrigkeit; eine strafbare 
Handlung liegt dann nicht vor. Mit dieser Konstruktion 
kommt man denn auch in den meisten Fällen zum ver¬ 
nünftigen Ergebnis. Aber gekünstelt und dem natür¬ 
lichen Empfinden widersprechend bleibt die Konstruk¬ 
tion doch. Und die Künstelei wird sich am Prüfstein 
jeder Konstruktion, am sogenannten Grenzfall, zeigen. 
Ein solcher Grenzfall ist z. B. die Operation an einem 
Minderjährigen. Hier ist, da die Einwilligung des Minder¬ 
jährigen rechtlich unerheblich ist, nach dem geltenden 
Rechte die Einwilligung des gesetzlichen Vertreters, also 
im Regelfälle des Vaters, notwendig. Wenn dieser sich 
aus nichtigen Gründen, z. B. weil er Anhänger der 
Naturheilkunde ist, weigert, zu einer notwendigen Opera¬ 
tion seine Zustimmung zu geben, so muß der Arzt ge¬ 
gebenenfalls machtlos Zusehen, wie das Kind dem Siech¬ 
tum verfällt, obwohl er weiß, daß er mit einem vielleicht 
kleinen und ungefährlichen Eingriffe helfen könnte. 

Der neue Strafgesetzbuch-Entwurf ändert das nun 
grundlegend. Der Arzt l)egehl jetzt keine Körperver¬ 
letzung mehr, wenn er Eingriffe vornimmt oder Be¬ 
handlungsweisen anwendet, „die der Uebung eines ge¬ 
wissenhaften Arztes entsprechen“. Zweierlei ist also Vor¬ 
aussetzung dafür, daß eine Körperverletzung nicht vor¬ 
liegt: Der Eingriff und die Behandlungsweise müssen 
an sich korrekt und sachgemäß sein; es muß aber auch 
weiter geprüft werden, ob nach der Uebung eines ge¬ 
wissenhaften Arztes der Eingriff überhaupt vorgenom¬ 
men und die Behandlungsweise angewandt werden 
durfte. Der anzuwendende Maßslab ist ein durchaus 
objektiver. Es kommt darauf an, ob — wie es in der 
Begründung des Entwurfes Seite 132 heißt — „der Ein¬ 
griff oder die Behandlung nicht nur nach den Regeln 
der ärztlichen Wissenschaft angezeigt ist und kunst¬ 
gemäß ausgeführt wird, sondern auch vom Standpunkt 
der ärztlichen Ethik aus statthaft erscheint“. Das letz¬ 
tere Merkmal ist besonders wichtig. Nach ihm ist z. B. 
zu beurteilen, ob ein Eingriff auch gegen den W illen des 
Behandelten nicht als Körperverletzung anzusehen ist. 
So wird man in dem oben angeführten Falle ohne 
weiteres darüber hinwegkommen, daß der Vater die 
Einwilligung zur Operation seines Kindes nicht geben 
will. Die ärztliche Berufsethik gestattet nicht nur. son¬ 
dern fordert geradezu in diesem Falle einen ärztlichen 
Eingriff. 

Wird ein Eingriff ausgeführt oder eine Behand- 
lungsweisc angewandt, die den angeführten Erforder¬ 
nissen nicht entspricht, so liegt eine Körperverletzung 
vor, selbst wenn eine Heilung erzielt wird. Straffrei sind 
derartige Eingriffe also wie bisher nur dann, wenn der 
Operierte eingewilligl hat. Dabei bedingt die Einwilli¬ 
gung al>er nicht schlechtweg Straflosigkeit; nach § 239 
des Entwurfes kommt cs darauf an, daß die Einwilli¬ 
gung nicht gegen die guten Sitten verstößt. 

Wenn auch die Regelung nach bisherigem Rechte 
eine stete Gefahrenquelle für den Arzt bildete, so hatte 
sie doch wenigstens das Gute an sich, daß sie jedermann 
vor Operationen und Behandlungen gegen seinen Willen 
schützte. Sie verhinderte, daß sich jemand die Behand¬ 
lung eines Arztes gefallen lassen mußte, zu dem er kein 
Vertrauen hatte, sie verhinderte vor allem, daß jemand 
das Opfer eines allzu experimentierfreudigen Arztes 

wurde. Aber diesen berechtigten Interessen des Patien¬ 
ten wird auch der Entwurf gerecht. Es ist eben nicht 
der Uebung eines gewissenhaften Arztes entsprechend, 
wenn er einen Eingriff vornimmt, wo er nicht unbe¬ 
dingt erforderlich Ist, oder eine Behandlungsweise an- 
wendet, die nicht dringend geboten ist. Das trifft zu¬ 
nächst für Gesunde zu. Aber auch die Anwendung einer 
noch unerproblen Behandlungsweise wird nur im Not¬ 
fälle der ärztlichen Berufsethik entsprechen. Nimmt 
also ein Arzt einen Eingriff ohne zwingende Notwendig¬ 
keit vor, so macht er sich nach dem neuen Entwürfe 
einer Körperverletzung, unter Umständen sogar einer 
Nötigung schuldig. 

Als Ergebnis kann gesagt werden, daß im neuen Ent¬ 
würfe die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung für den 
Arzt geringer ist, und daß darüber hinaus der Arzt in 
den Stand gesetzt wird, auch da helfend einzugreifen. 
\vö ihm eine allzu konstruktive Rechtsprechung bisher 
Schranken zog. Nach wie vor wird natürlich die Fest¬ 
stellung. was denn nun der Uebung eines gewissenhaften 
Arztes entspricht ein Anlaß für die Austragung der 
größten Meinungsverschiedenheiten bilden. Nach wie vor 
wird also der Arzt einen gefährlichen Beruf ausüben, 
der ihn — das scheint bei der im einzelnen Falle so 
oft auseinandergehenden Meinung über das „Richtige“ 
und „Sachgemäße“ nun einmal unvermeidlich — oft 
dicht an den Grenzen des Strafrechtes vorbeiführt. 

Noch in einer anderen sehr wichtigen Beziehung 
sind die Bestimmungen des § 238 des Entwurfes un¬ 
endlich wichtig, nämlich bei der Frage der Unter¬ 
brechung der Schwangerschaft. 

Die Strafbarkeit der Abtreibung ist wohl eines der 
brennendsten Probleme des gesamten Strafrechtes. Wenn 
auch die Meinungen über die Strafwürdigkeit so weit 
auseinandergehen wie nur eben möglich, so herrscht 
wohl ziemliche Einigkeit darüber, daß das geltende 
Recht eine befriedigende Lösung des Problems nicht gibt, 
mag man sich im übrigen zu ihm stellen, wie man will. 
Auf den Streit der Meinungen im einzelnen einzugehen, 
würde den Rahmen dieses Aufsatzes sprengen. Der Ein¬ 
fachheit halber soll hier von dem Standpunkt ausge¬ 
gangen werden, der als der gegenwärtig herrschende 
angesehen werden kann, daß nämlich die Einleitung 
einer Frühgeburt nur auf Grund ..medizinischer In¬ 
dikation“. nicht aber auf Grund „sozialer Indikation“ 
gestattet isL d. h. Voraussetzung für die Straflosigkeit 
der Abtreibung ist daß das Leben oder die Gesundheit 
der Schwangeren ohne Unterbrechung der Schwanger¬ 
schaft ernstlich gefährdet erscheint. 

Wenn gesagt wird, daß die Unterbrechung der 
Schwangerschaft auf Grund medizinischer Indikation 
straffrei ist. so ist das mit aller gebotenen Vorsicht 
aufzunehmen. Grundsätzlich steht nämlich die Recht¬ 
sprechung (die ja nun einmal ausschlaggebend ist. die 
Theorie denkt zum Teil anders) wie bei der Operation 
auf dem Standpunkte, daß die Unterbrechung der 
Schwangerschaft strafbar ist. Wenn ein Arzt, der nach 
gewissenhafter Ueberlegung die Schwangerschaft unter¬ 
bricht. nicht bestraft wird, so liegt das eben daran, daß 
man sich schließlich dem Widersinne einer solchen Be¬ 
strafung nicht verschließen kann. Diese Ueberlegung 
ist das einzige Moment, das Straflosigkeit bedingt, denn 
der Arzt kann sich im allgemeinen nicht auf Notstand 
berufen; nach § 5 t SlrGesB. liegt Notstand nur dann 
vor, wenn Gefahr für Leib oder Leben des Täters 
oder eines Angehörigen vorliegt, und diese Voraus¬ 
setzung wird nur in den seltensten Fällen vorliegen. 
Zwar hat das Reichsgericht jüngst (Urteil vom 25. Jan. 
1926' gerade bei der Unterbrechung der Schwanger¬ 
schaft den Notstandsbegriff etwas ausgedehnt. Aber die 
Entscheidung ist doch zu wenig bestimmt, als daß man 
sie als einen entschiedenen Scbritt auf dem Wege zur 
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vernünftigen Beurteilung des gewissenhaft eingeleiteten 
ärztlichen Abortes ansehen könnte. 

Nach der besprochenen Bestimmung des g 238 des 
Entwurfes kann eine Unterbrechung der Schwanger¬ 
schaft. die der Uebung eines gewissenhaften Arztes ent¬ 
spricht. nun nicht mehr als an sich „strafbare Abtrei¬ 
bung“ angesehen werden. Schon hierin liegt gegenüber 
dem geltenden Rechte ein erheblicher Fortschritt, ob¬ 
wohl die Vorschrift nur Selbstverständliches ausspricht. 
Wenn auch bei der Unterbrechung der Schwangerschaft 
auf die Uebung eines gewissenhaften Arztes abgezielt 
wird, so bedeutet das wie bei der Operation, daß, je nach 
den gegebenen Umständen, auch eine Unterbrechung 
der Schwangerschaft auf Verlangen der Schwangeren, 
aber ohne unmittelbare medizinische Notwendigkeit, vom 
Standpunkte der ärztlichen Ethik aus erlaubt und daher 
straffrei sein kann, ebenso auch eine Unterbrechung der 
Schwangerschaft ohne Einwilligung der Schwangeren 
(z. B. bei Minderjährigen, wenn nur die Einwilligung des 
gesetzlichen Vertreters oder naher Angehöriger vorliegt . 

Darüber hinaus würde eine Unterbrechung der Schwan¬ 
gerschaft nach dem vom Entwürfe im § 22 gegebenen 
neuen Xotstandsbegriffe immer dann statthaft sein, wenn 
der Schwangeren durch die Schwangerschaft die Gefahr 
eines erheblichen Schadens drohte und dem Arzte nach 
den Umständen nicht zuzumuten ist, den drohenden 
Schaden zu dulden. Es ist aber nach dem Entwürfe für 
den Arzt nicht nötig, sich auf Notstand zu berufen: denn 
nach dem Willen des Gesetzgebers, wie er sich in der 
Begründung ausspricht, soll schon durch die Vorschrift 
des § 238 der Arzt hinlänglich gedeckt sein, und in der 
Tat wird eine Unterbrechung der Schwangerschaft auf 
Grund eines Notstandes immer der Uebung eines ge¬ 
wissenhaften Arztes entsprechen. 

Es sei außerdem bemerkt, daß der Entwurf die 
Strafwürdigkeit der Abtreibung nicht mehr so hoch ein¬ 
schätzt wie das geltende Strafgesetzbuch. Während nach 
geltendem Recht die Abtreibung im § 218 grundsätzlich 
mit Zuchthaus bedroht ist (mit der Möglichkeit, bei Vor¬ 
liegen mildernder Umstände nur auf Gefängnis zu er¬ 
kennen), soll sie nach § 228 des Entwurfes grundsätz¬ 
lich mit Gefängnis bestraft werden. Der Entwurf trägt 
damit nur den tatsächlichen Verhältnissen Rechnung; 
denn die Bestimmungen des geltenden Strafgesetzes 
haben sich als zu hart erwiesen. Bei 96,1 Proz. aller 
Verurteilungen auf Grund des § 218, die in den Jahren 
1905 bis 1914 erfolgt sind, sind mildernde Umstände an¬ 
genommen und ist infolgedessen auf Gefängnis erkannt 
worden. 

Die Bestimmungen des g 228 des Entwurfes sind 
übrigens zum wesentlichen Teile bereits Gesetz gewor¬ 
den (Gesetz vom 18. Mai 1926 . Darnach ist der gegen¬ 
wärtige Zustand der. daß die Abtreibung mit Gefängnis 
Aon 1 Tag bis zu 5 Jahren bestraft wird. Nur wenn die 
Tat ohne Einwilligung der Schwangeren oder gewerbs¬ 
mäßig begangen wird, wird sie mit Zuchthaus bestraft. 

Noch zwei Strafbestimmungen, die den Arzt in seiner 
Berufstätigkeit besonders treffen, seien erwähnt, näm¬ 
lich die Tötung auf Verlangen und die ärztliche 
Schweigepflicht. Beide Strafbestimmungen haben auch 
im neuen Entwürfe eine wesentliche Aenderung nicht 
erfahren. 

Was die Tötung auf Verlangen anbelangt, so ist es 
bei der bisherigen Strafbarkeit geblieben. Nur der 
Strafrahmen ist niedriger. Während bisher auf Gefäng¬ 
nis nicht unter 3 Jahren zu erkennen war, bestimmt 
der neue Entwurf im § 223, daß auf Gefängnis, d. h. auf 
Gefängnis von 1 Woche bis zu 5 Jahren zu erkennen ist. 

Bezüglich der ärztlichen Schweigepflicht hat der 
Entwurf im § 293 gegenüber dem bisherigen Rechte in¬ 
sofern eine Erweiterung gebracht, als nun nicht nur 
Privatgeheimnis.se, die dem Arzt „kraft seines Standes 

anvertraut sind“, unter die Schweigepflicht fallen, son¬ 
dern auch die Privatgehcimnisse, die ihm „kraft seines 
Berufes zugängig geworden sind“. Das bedeutet zweifel¬ 
los eine Erweiterung. Denn nach dem Entwurf macht 
sich ein Arzt auch strafbar, wenn er Privatgeheimnisse 
Dritten zugängig macht, die er z. B. bei Ausübung 
seines Berufes zufällig erfahren hat, ohne daß sie ihm 
besonders anvertraul waren. 

Eine weitere Ausdehnung bringt der Entwurf dann 
auch insofern, als die Schweigepflicht in ihm ausge¬ 
dehnt wird auch auf die Personen, die zur Vorberei¬ 
tung auf den Beruf an der Berufstätigkeit leilnehmen. 
Damit ist die Streitfrage des geltenden Rechtes gelöst, 
ob z. B. auch für Studenten, die, ohne selbst tätig zii 
werden, einer ärztlichen Konsultation beiwohnen, das 
ärztliche Schweigegebot gilt. 

Schon nach dem geltenden Hecht war es einem 
Arzte nach der herrschenden Meinung gestattet, in 
Fällen, wo ein dringendes, öffentliches oder auch pri¬ 
vates Interesse es erforderte, das Schweigegebot zu 
brechen. So z. B. bei ansteckenden Krankheiten, wenn 
dritte Personen gefährdet erschienen. Der Entwurf hat 
das ausdrücklich ausgesprochen. In § 293 Abs. 2 heißt 
es: „Wer ein Geheimnis zur Wahrnehmung eines öffent¬ 
lichen oder privaten Interesses offenbart und dabei die 
einander gegenüberstehenden Interessen pflichtmäßig 
abgewogen hat, ist nicht strafbar.“ Der so geschaffene 
Spielraum unterliegt freilich auch wieder der Beurtei¬ 
lung im Einzelfall; an der bisherigen Praxis wird sich 
durch diese Bestimmung wohl nichts ändern. 

Im vorstehenden sind diejenigen Fragen behandelt, 
die die ärztlichen Standes!nteressen unmittelbar be¬ 
rühren. Der Entwurf hat aber für den Mediziner ein 
noch viel größeres allgemeineres Interesse, und zwar 
deswegen, weil nach der Absicht des Gesetzgebers der 
ärztliche Sachverständige in Zukunft eine bedeutend 
größere Holle spielen wird als bisher. Das liegt daran, 
daß der Entwurf in weit höherem Maße als das jetzt 
geltende Strafgesetzbuch die persönlichen Verhältnisse 
des Täters berücksichtigen will. Das zeigt sich in vielerlei 
Hinsicht; wesentlich ist da die neue Fassung des Zu- 
rcchnungsfühigkeitsbogriffes und die größere Beweglich¬ 
keit des Strafrahmens, die ein weitgehendes Eingehen 
auf die persönlichen Verhältnisse und auf die Persön¬ 
lichkeit des Täters selbst gestatten. Wesentlich vor allem 
ist auch die große Rolle, die der Entwurf den Maß¬ 
nahmen der Besserung und Sicherung an Stelle der 
Strafe zuweisl. Hierüber soll weiteres in einem zweiten 
Aufsatze gesagt werden. 

Freie Arztwahl. 
„Das weitere Schicksal des gesamten 

A e r z t c s t a n d e s, di e w eitere M ö g 1 i c h k e i t 
einer fruchtbringenden Mitarbeit der Aerzle 
1) e i d e r Sozial v e r s i c h e r u n g u n d d a in i I das 
weitere Schicksal vieler T a u s e n d c r k r a n - 
k e r M e n s c h e n , die ganze W e i t e r e n I w i c k - 
Iu n g der p r a k ti s c h e n M c d i zin . die d o ch 
eine n n i c h I u n w e s e n I 1 i c h e n To i I im ge¬ 
samten Kulturleben eines Volkes d a r s t c 111, 
siebt und fällt mit der freien Arztwahl.“ 

Aus: „Freie Arztwahl und Sozialversicherung“ von 
Dr. H. v. Hayek (Innsbruck), Verlag der Aerztlichen 
Rundschau Otto Gmelin, München 2 NO 3, Wurzerslr. lb. 

Sind die Bahnärzte angestelltenversicherungspflichtig? 
Leber die Frage liegt eine neue Entscheidung des 

Reichsversichcrungsamtes vom 8. Juli 1926 II AV 1/26 B), 
abgedruckt in der „Juristischen Wochenschrift“ 1927, 

* S. 198, vor, die diese Frage vcrncinl. Es heißt dort: 
Die Aufgabe der Bahnürzle ist die Uebcrwachung der 
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Bediensteten in gesundheitlicher Beziehung gegen ein 
festes jährliches Gehalt, die ärztliche Behandlung in 
Krankheitsfällen und die ärztliche Fürsorge für Verletzte 
bei Unglücksfällen im Eisenbahnbetriebe. Einer allge¬ 
meinen Dienslaufsicht hinsichtlich der Art des Erfolges 
der Behandlung sowie hinsichtlich der Innehaltung einer 
bestimmten Dienstzeit unterliegt er nicht. Lediglich 
nebenher hat er gegen ein geringfügiges Entgelt auch 
medizinalhygienischc Verwaltungsaufgaben zu erledigen. 
Im übrigen ist er beruflich frei tätig. Ein solcher Arzt 
steht nicht in einem Dienstverhältnis im Sinne des An¬ 
gestelltenversicherungsgesetzes. 

Kritik der Ambulatorien. 

Geheimrat Gottstein, Ministerialdirektor a. I)., nimmt 
im Berliner Lokalanzeiger" zu dem Streit der Aerzte 
bezüglich der Ambulatorien Stellung, indem er einige 
Möglichkeiten zur Beilegung dieses Streites erörtert. Er 
sagt unter anderem: 

..Einen ernsten Streitpunkt bilden, wenigstens in 
Berlin, die in der Zeit des Kampfes errichteten Ambula¬ 
torien. Sie könnten bei Teilung der Aufgaben sich für 
beide Teile zweckmäßig erweisen, wenn bestimmte Ver¬ 
einbarungen getroffen werden. Ein Teil der für die Er¬ 
kennung einer Erkrankung unerläßlichen \ orunter- 
suchungen und vor allem die so wichtige, bei uns im 
Gegensatz zu Amerika noch sehr rückständige nach¬ 
gehende Fürsorge für die aus der Behandlung geheilt 
Entlassenen, die aber durch den Beruf so häufig von 
Rückfällen bedroht sind, könnte bei den Ambulatorien 
bleiben; eine große Zahl von Untersuchungen ist im 
Sprechzimmer des Kassenarztes aus Mangel an Zeit und 
Einrichtungen schwer durchführbar: die Beratung und 
Behandlung des gut vorbereiteten Einzelfalles verbliebe 
dann, auch im Interesse des Erkrankten, beim Kassen¬ 
arzt.“ 

Bekanntmachung des Städtischen Versicherungsamtes 
Augsburg. 

Auf Grund des § 8 Abs. VIII Satz 2 der Zulassungs¬ 
bestimmungen vom 15. Dez. 1925 (StA. Nr. 293 in der 
Fassung der Beschlüsse des Landesausschusses für Kran¬ 
kenkassen und Aerzte vom 12. Mai 1926 (StA. Nr. 109 
wird folgendes bekanntgegeben: 

Der gemeinsame Zulassungsausschuß für die Be¬ 
zirke des Staatlichen und Städtischen Versicherungs¬ 
amtes Augsburg hat in seiner Sitzung vom 28. März 1927 
zur Kassenpraxis zugelassen: 

a) den prakt. Arzt Herrn Dr. Franz Ganshorn, 
der seine Praxis in Oberbaar mit einem hiesigen Arzt 
getauscht und nach Augsburg. Ulmer Straße 16. ge¬ 
zogen ist, gemäß § 4 K.L.B.; 

b) infolge Ablebens der prakt. Acrzle IIII Dr. med. 
Kurt Schmidt und Dr. Hans Maußner Frl Dr. med. Elsa 
Wildbrett, Kinderärztin. Augsburg, Mozartstraße 7. 
und Herrn Dr. med. Joseph Maidl, prakt. Arzt, Augs¬ 
burg, Burgfriedenstraße 13, auf Grund des § 5 der Zu- 
lassungsgrundsätze und des in der Sitzung vom 3. Nov. 
1926 aufgestellten Punktsystems unter Berücksichtigung 
der Entscheidung des Schiedsamles beim- Oberversiche¬ 
rungsamt Augsburg vom 3. Februar 1927. 

Den nicht zugelassenen Bewerbern steht binnen 
14Tagen nach Ausgabe dieser Nummer des Bayer. Aerzt- 
lichen Correspondenzblalles das Hecht der Berufung an 
das Schiedsamt beim Oberversicherungsamt Augsburg 
zu. Dieses entscheidet endgültig. 

Augsburg, am 4. April 1927. 
Städt. Versicherungsamt. 
Der stellv. Vorsitzende: 

Bock. 

Bekanntmachung. 

Der Zulassungsausschuß für den Bezirk des Städti¬ 
schen Versicherungsamls Nürnberg hat in seiner 
Sitzung vom 1. April 1927 beschlossen, die nachgenannlen 
Aerzte mit Wirkung vom 1. April 1927 als Kassenärzte 
zuzulassen: 

1. Dr. Karl Guldmann, Facharzt für Nerven¬ 
krankheiten, Nürnberg, Treuslraße 1, 

2. Dr. Max B a r t h, prakt. Arzt, Nürnberg, Tafelfcld- 
slraßc 28. 

Die Gesuche der anderen, um Zulassung zur Kassen¬ 
praxis in Nürnberg sich bewerbenden und ins Arztregister 
eingetragenen Aerzlc mußten, obwohl die allgemeinen, 
für die Zulassung geltenden Voraussetzungen erfüllt 
waren, abgelehnt werden, da nur zwei Stellen zu besetzen 
waren und die Herren Dr. Guldmann und Dr. Barth nach 
den für die Auswahl der zuzulassenden Aerzte gemäß 
§ 5 der Zulassungsgrundsätze (Bayer. Staatsanzeiger 1925, 
Nr. 293) geltenden besonderen Bestimmungen aus der 
Zahl der vorliegenden Anträge zunächst zuzulassen 
waren. 

Gemäß § 8 Abs. VIII Salz 2 der Zulassungsbestim- 
mungen vom 15. Dezember 192.) in der Fassung der Be¬ 
schlüsse des Landesausschusses für Aerzte und Kranken¬ 
kassen vom 12. Mai 1926 (Bayer. Slaatsan/eiger ,1925. 
Nr. 293; 1926, Nr. 109) wird dies mit dem Bemerken l>c- 
kanntgemacht, daß den hiernach nicht zugelassenen 
Acrzten gegen diesen Beschluß «las Hecht der Berufung 
zum Schiedsamt zusteht Die Berufung der nicht zugelas¬ 
senen Aerzte kann sich jedoch nicht gegen die Zulassung 
der oben genannten Herren, sondern nur gegen die eigene 
Nichtzulassung wenden: aufschiebcndc Wirkung hinsicht¬ 
lich der Ausübung der Kassenpraxis durch die zugclas- 
senen Aerzte kommt ihr daher nicht zu. (Vgl Entschei¬ 
dung des Reichsschiedsamles Nr. 27 vom 19. November 
1926. Amtl. Nachr. S. 501: Entscheidung des Bayer. Lan- 
desschiedsamtes Nr. II 11 26 vom 17. Februar 1927 in 
Sachen Dr. J. Tannenwald. 

Eine etwaige Berufung ist gemäß § 9 der Zulassungs¬ 
bestimmungen und § 128 der Reichsversicherungsordnung 
binnen 14 Tagen nach Ausgabe der vorliegenden Nummer 
des Bayer. Aerztl. Gorresp.-Blattes schriftlich oder münd¬ 
lich beim Schiedsamt beim Bayer. Oberversicherungsamt 
Nürnberg, Weintraubengasse 1, einzulegen. 

Nürnberg, den 9. April 1927. 
Städtisches Versicherungsamt Nürnberg 

Der Vorsitzende. 
I. V.: Bersnofer. 

Aerztliche Rechnungen für das Wohlfahrtsamt München. 

Der Sladtrat München hat folgende öffentliche Auf¬ 
forderung erlassen: 

„Personen und Geschäfte, die der Stadtgemeinde 
München während des Geschäftsjahres 1926 (1. April 
1926 bis 31. März 1927 auf Bestellung etwas geleistet 
oder geliefert oder hierüber noch nicht Rechnung ge¬ 
stellt haben, werden aufgcfonlert, 

bis spätestens 20. April 1927 
ihre Rechnungen bei den einschlägigen Geschäftsstellen 
des Stadtrates einzureichen. 

Nach dem 20. April 1927 ist «lie Erhebung von 
Rechnungsbeträgen für im Geschäftsjahre 1926 geleistete 
Arbeiten oder Lieferungen nur gegen Abzug von 
5 Prozent aus dem Rechnungsbeträge mög¬ 
lich.“ 

Dieser Bekanntmachung entsprechend ersucht das 
Wohlfahrtshauptamt, die Einlieferung der Rechnungen 
aus dem Geschäftsjahr 1926 umgehend zu betätigen. 
Allgemein wird darauf hingewiesen, daß bestimmungs¬ 
gemäß die Vorlage der ärztlichen Rechnungen 



Nr. 16. 1927. BAYERISCHES AERZTEICHES CORRESPONDENZBLATT. SEITE 199. 

beim Wohlfahrtsamt zwischen 1. bis 7. jeden Mo¬ 
nats erfolgen muß, da sonst Störungen in der Kranken¬ 
versorgung des Wohlfahrtsamtes, im besonderen in der 
Genehmigung der Weiterbehandlung oder von Sonder¬ 
leistungen unvermeidlich sind. Hi Ihle. 

Vereinsnachrichten. 
(Originalbericht des Bayer. Aerztl. Correspondenzblattes.) 

Freie Schwäbische Aerztekammer. 
(Sitzung am Sonntag, dem 3. April 1927.) 

Anwesend sind 16 Vertreter aus 8 Bezirksvereinen, 
außerdem als Gast Herr Oberregierungsrat Dr. Uebel. 
Dillingen und Mindelheim haben keinen Vertreter ent¬ 
sandt. In seiner Eröffnungsansprache erwähnt der Vor¬ 
sitzende als wichtigstes Ereignis die Annahme der Aerzte: 
ordnung durch den Landtag und die damit zusammen¬ 
hängende wesentliche Umgestaltung unserer ganzen Or¬ 
ganisation. Doch werde wohl — wie das Beispiel Würt¬ 
tembergs zeigte — mindestens ein Jahr vergehen, bis die 
neue Organisation völlig ausgebaul sei. Bis dahin müssen 
wohl die Kammern bestehen bleiben, und auch später 
werde eine Zusammenkunft der Vertreter der Schwäbi¬ 
schen Bezirksvereine zur Besprechung gemeinsamer Fra¬ 
gen von Zeit zu Zeit sehr erwünscht sein. Jedenfalls 
hoffe er, daß uns die bisherigen drei Delegierten in die 
neu zu bildende Landesärzlekammer erhallen bleiben. 

I. Aerzteversorgung: Die Bekanntmachung der 
Bayer. Aerzteversorgung vom 1. Dezember 1926. wo¬ 
durch der Bezug des Ruhegeldes von dem vollständigen 
Aufgeben der Praxis abhängig gemacht wird, hat dem 
Vorsitzenden Veranlassung gegeben, gegen dieselbe Ein¬ 
spruch zu erheben. In dieser Verordnung liegt eine un¬ 
billige Härte gegen alte Kollegen, von denen cs nur ganz 
wenigen möglich gewesen ist, durch entsprechende Ein¬ 
zahlungen ihre Zusalzrente so zu erhöhen, daß ihnen 
ein Ruhegeld von mehr als 200 RM. monatlich gewährt 
werden könne. Dieser Betrag sei unter den heutigen Ver¬ 
hältnissen für ein altes Arzt-Ehepaar durchaus unzu¬ 
reichend und es sei deshalb wünschenswert, daß der¬ 
artigen Ruhegeldempfängern gestaltet werde, nach Auf¬ 
gabe eines Teiles ihrer Tätigkeit, z. B. der Kassenpraxis, 
durch die Privatpraxis sich noch etwas dazu zu ver¬ 
dienen. Die Zugrundelegung einer etwa öOprozentigen 
Invalidität, wie bei der Angestellten Versicherung, sei 
auch hier erstrebenswert, so wie es in der freiwilligen 
Württcmbergischen Aerzteversorgung bisher geschehen 
und auch jetzt bei der Uebernahme durch die Würlt. 
Aerztekammer weiter geplant ist. Da in Württemberg 
von 52 über 70 Jahre alten Aerzten nur 12 von dieser 
Erlaubnis Gebrauch gemacht haben, sei eine besondere 
Belastung der Aerzteversorgung dadurch nicht zu be¬ 
fürchten. während doch immerhin durch Erleichterung 
eines auch nur teilweisen Abganges eher Platz geschaffen 
werde für unseren Nachwuchs. Die Kammer schließt 
sich diesem Gedanken mit dem Wunsche an, daß — ohne 
an den bewährten Grundsätzen der Bayer. Aerzteversor¬ 
gung zu rütteln durch eine Uehergangsbeslimmung 
die Möglichkeit der beschränkten Invalidität für die 
jetzige Generation der 70jährigen Kollegen offen gehalten 
werde. 

II. A uch über den kassenärz 11 ichen Grenz- 
verkehr referiert der Vorsitzende Radwansky. Hier 
bestehen noch vielfache Ungleichheiten. Während z. B. 
zwischen Ulm und'Neu-Ulm unbeschränkte freie Arzt¬ 
wahl herrsche, halten sich manche kassenärzllichen 
Organisationen durchaus nicht daran, sondern handeln 
nach eigenem Gutdünken. Hier müssen einheitliche 
Richtlinien aufgestellt und durch die Standes- und wirt¬ 
schaftlichen Vereine überwacht werden, so wie es in 

Stuttgart bei einer Zusammenkunft im Januar dieses 
Jahres zwischen Grenzarztverlretern und Krankenkassen 
auf der Grundlage der unbeschränkten freien Arztwahl 
bereits ausgesprochen worden ist. 

III. Ueber populär-medizinische Vorträge 
und die Mißstände, welche sich auf diesem Gebiete her¬ 
ausgebildet haben, erstattet Stürmer (Memmingen ein 
Referat, an welches sich ein reger Austausch von Erfah¬ 
rungen und Meinungen anschl.ießt, als deren Inhalt sich 
im wesentlichen ergibt, daß derartige Vorträge nur ge¬ 
stattet sein sollen im gemeinnützigen Interesse oder zum 
Zwecke des Unterrichtes. Sie sind abzulehnen zum 
Zwecke der wirtschaftlichen Propaganda. Dr. Wille 
''Kaufbeuren wird beauftragt, von der Stimmung der 
Aerztekammer den beteiligten Kreisen persönlich Kennt¬ 
nis zu geben. 

IV. Neuwahlen finden nicht statt. Die bisherige 
Wahlperiode wird auf einstimmigen Beschluß der Kam¬ 
mer verlängert bis zur Durchführung der Neuordnung. 

V. Ueber die Erfahrungen im Zulassungsverfahren, 
insbesondere im Schiedsamte. berichtet Höher. In einem 
kurzen geschichtlichen Rückblick weist er nach, daß der 
ZA. eigentlich gleichzeitig mit dem Berliner Abkommen 
vom Jahre 1913 ins Leben getreten ist. und daß auch in 
diesem Abkommen schon die Notverordnung vom 31. Ok¬ 
tober 1923 enthalten ist. 

Nur die Bewerbung derjenigen Aerzle wird im ZA. 
l)ehandell. welche im Arztregister eingetragen sind. 
Volontär- und Assistenzärzte werden nicht eingetragen. 
Doppeleinlragung in zwei aneiaandergrenzenden Bezir¬ 
ken ist bei Grenzorten zulässig und notwendig. Bei 
Vakanzen kann sich jeder Arzt des betreffenden Bezirkes 
bewerben. Außerplanmäßig können Stellen besetzt wer¬ 
den: einmal, wenn die Kasse ein Bedürfnis für einen 
Facharzt nachweist, dann bei einem räumlich abge¬ 
grenzten Bezirke (z. B. zwischen Augsburg und Hoch¬ 
zoll und endlich bei einem ortsansässigen Arzte. Die 
Zeit der Niederlassung in dem betreffenden Orte und 
die Zeit der Eintragung in das Arztregister ist für die 
Zulassung durchaus nicht ausschlaggebend. Allmählich 
haben die gesammelten Erfahrungen im ZA. dazu ge¬ 
führt. ein Punktsystem einzuführen und nach diesem 
die einzelnen Bewerber zu ordnen, aber nur bei Zu¬ 
lassungen in der allgemeinen Praxis, nicht beim Fach¬ 
arzte. wobei z. B. die Zeit der Approbation, die Zeit der 
Ausbildung, die Wirtschaftslage usw. berücksichtigt 
werden 

Besonders bevorzugt werden stets Schwerkriegsbe¬ 
schädigte. Vertrielxme und ortsansässige, d. h. eingebo¬ 
rene Aerzte. 

Die Entscheidung im ZA. erfolgt auf Grund Er¬ 
wägung aller besonderen Umstände nach freiem Er¬ 
messen Infolgedessen hat das Schiedsamt auch kaum 
je Anlaß, einer Berufung stattzugeben, und in der Tat 
wurden von 7 Berufungen bisher 6 abgelehnt und nur 
eine zurückverwiesen zur nochmaligen Behandlung. 

Die ärztliche Organisation kann Berufung nur ein- 
legen unter denselben Voraussetzungen, welche eine Auf¬ 
nahme in den Bezirksverein verbieten; der beteiligte Arzt 
nur gegen die eigene Nichtzulassung, nicht gegen die Zu¬ 
lassung eines anderen. Zivilrechtliche Klage gegen die 
Entscheidung im ZA. oder im Schiedsamte ist nicht zu¬ 
lässig. 

VL Euler berichtet über die bisherigen Vorarbeiten 
für den Bayerischen Aerztetag in Lindau, der vom 25. 
bis 27. Juni stattfinden soll, imd der neben viel Arbeit 
auch eine Reihe von Unterhaltungen und Vergnügungen 
für die Teilnehmer bringen soll. Alle Aerzte sind freund¬ 
lich eingeladen und willkommen. 

S'chmidt-Bäum 1er. Augsburg 
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Verband der Aerzte Deutschlands (Hartmann-Bund). 
Hauptgeschäftsstelle: Leipzig CI, Plagwitzerstrasse 15, — Sammel-Nr. 44001. — Drahtadresse: „Aerztererbaiid Leipzig“. 

Aerztliche Tätigkeit an allgemeinen Behandlungsanstalten (sog. Ambulatorien, einschl. d. Frauenklinik im Cecilienhaus Berlin des Verbandes Deutscher Krankenkassen) 
die ron Kassen eingerichtet sind. 

Cayete, collegae. 
Altenburg, SprengelarzUtellen1) b. 

der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Altkirchen, Sprengelarztstellen ^ 
b. d. früherenAlteoburgerKnapp- 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Anspach, Taunus, Gemeinde- u. 
Schularztstelle. 

Barmen, Knappschaftsarztstelle. 

Berlin*Lichtenberg und benach¬ 
barte Orte, Schularzts-.e'le. 

Berlin-Treptow (Bez. XV), Schul¬ 
arzt- und Fürsorgestelle. 

Blankenburg, Harz, Halberstädter 
Knappschaftsverein. 

Blumenthal, Hann., Koznmunal- 
assistenzarztstellen des Kreises. 

Bochum, Assistenzarztstellen am 
Josephskrankenhaus, Elisabeth¬ 
krankenhaus u. Augustakranken- 
haus. 

Borna Stadt, Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Breithardt, Untertaunus, Kreis, 
Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Bremen, Fab.KK. der Jutespinn, 
und Weberei. 

Bremen, Arzt- und Assistenzarzt- 
steile am berufsgenossenschaft¬ 
lichen Ambulatorium. 

Bremen, Fabrik-, Betriebs- und 
Werkarztstellen jeder Alt 

Bu»r/W#8tf., Assistenzarztstellen 
am Marienhospital. 

Buggiagen, Arztstelle der Südd. 
Knappsch. München, Gewerk¬ 
schaft Baden, Kalisa'zbergwerk. 

Coethen, Anhalt, Sfadtassistenz- 
arztstelle, Armenarzttätigkeit. 

Culm, S.-Altbg., Knapptcbafu- 
^Sprengel) Arztstelle. 

Custrin, Stadtarztstelle. 

Dobitschen, Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Eck^rnforde, Vertrauensarttselle 
d. A.O. K. K. und L. K. K 

Ebreuhaln, Sprengelarztstellen1) 
b. d. früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Elberfeld, Knappsch.-Arztstelle. 
Elmshorn, Leit. Arzt- u. Assistenz¬ 

arztstelle am Krankenhaus. 
Erfurt, Aerztliche Tätigkeit bei 

dem Biochem. Verein »Volks¬ 
heil« u. d. Heilkundigen Otto 
Würzburg. 

Basen, Buhr, Arztstelle an der 
v. d. Kruppschen KK. einge- 
richt. Behandlungsanstalten. 

Frohbarg, SprengelarzUtellen ^b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Geestem finde, OKK. Geestemünde 
u. der Behandlungsanstalten in 
Wesermünde - Geestemünde und 
Wesermünde-Lehe einschliessl. 
Assistentenstellen 

Gelsenkirchen, Assistenzarztstell, 
am evang Krankenhaus und am 
Marienhospital. 

Giessmannadorf. Schics. 
Gossnitz, SprengelarzUtellen1) b. 

der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Gross'Gerau, Krankenhausarzt¬ 
stelle. 

6ro itzi ch, SprengelarzUtellen1) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Halberstadt, ArzUtellen bei der 
Knappsch. (Tangerhütte, Rübe¬ 
länder , Anhaitische, Helm¬ 
städter und bisherige Halber¬ 
städter Knappschaft). 

Halle’sehs Knappschaft, fach- 
ärztl. Tätigkeit und Chefarzt¬ 
stelle einer Augen- und Ohren¬ 
station 

Halls a. S., SprengelarzUtellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Hartan, siehe Zittau. 
Hlrschfslde, siehe Zittau. 
Hohenmölsen: Assistenzarztstelle 

am Knappschaftskrankenhaüs. 
Horst Westf , Assistenzarzt»teilen 

am Josephshospital 
Kandrzln, Oberschi. Eisenbahn 

BKK.; ärztliche Tätigkeit am 
Antoniusstift. 

Kenia, O.L., s. Rothenburg. 
Knappschaft, SprengelarzUtellen 

d. Oberscn). Knappsch. m. Ausn. 
d. Kreise Beuthen, Gleiwitz, Hin- 
denburg, Ratibor. 

Knappschaft,SprengelarzUtellen1) 
bei d. früh Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Kohren, SprengelarzUtellen1) bei 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jeut sur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Kotzenau, BKK. d. Marienhütte. 
Langenleuba-Nlederhaln, Spren¬ 

gelarztstellen1) b. d. früh Alten¬ 
burger Knappschaft (jeUt tnx 
Halleschen Knappsch. gehörig). 

Lehe, O.K.K Geestemünde u. d. 
Behandlungsanstalten in Weser- 
münde-Geestemünde u. Wescr- 
münde-Lehe einschliessl. Assi* 
stentenstellen. 

Lacka, SprengelarzUtellen1) b. d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

Mengerskirchen, Oberlahnkreis, 
Gemeindearztstelle 1. Bes. 

Merseburg, AOKK. 
Mühlheim / Hahr, Assistenzarzt- 

steilen am Evangel. Kranken¬ 
haus und Kalhol. Krankenhaus 

Maskan (O.-L.), und Umgegend 
siehe Rothenburg. 

M finster i. W., Knappschafuarzt- 
stelle. 

Nanmhnrg a. 
arztstelle. 

8., Knappschafts- 

Nobitz, SprengelarzUtellen1) b. d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jeut zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

Nöbdenitz, S.-Altenburg., Knapp- 
schafts- (Sprengel) ArzUtelle. 

Oberhaunen, Assistenzarztstellen 
am Evang. Krankenhaus. 

OberschleNlen,SprengelarzUtellen 
der Oberschlesischeu Knapp¬ 
schaft mit Ausnahme der Kreise 
Beuthen, Gleiwitz, Hindenburg, 
Ratibor. 

Olbersdorf, siehe Zittau. 

Bad Oejohausen, lelt. Arztstelle 
am stadt. Krankenhaus. 

Pegan, SprengelarzUtellen1) b. d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jeut sur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

PÖlzlg, S.-Altb., Knappschafts- 
(Sprengel) ArzUtelle. 

Bannhelm (b. Mainz), Gemeinde- 
arzutelle. 

Kegls, SprengelarzUtellen1) b. d. 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt sur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Bennerod (Westerwd.), Gemeinde- 
arztstelle. 

Bonnebirg S.-Altbg. Knappsch.- 
(Sprengel) ArzUtelle. 

Boiitz, SprengelarzUtellen1) b. d. 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jeut sur Halleecheo 
Knappschaft gehörig). 

Bothenbarg, SchJes., f. d. g. Kr. 
Niedertcnl. und Brandenburg, 
Knappschaft., LKK. u. AOKK. 
d. Kr«. Sagan. 

Sagan, (f. d. Kr.) Niederschlee. 
u. Brandenb. Knappschaft. 

Schmalkalden, Thüringen. 

Schmiedeberg, Bez. Halle, leit. 
ArzUtelle am stidt. Kurbad 

Schmitten, T«, Gern. ArzUtelle 

Schmölln, SprengelarzUtellen1) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Singhofen, Unterlahnkreis. Ge- 
meindebezirksarzUtelle. 

Starkenberg,SprengelarzUtellen1) 
bet der früheren Altenburger 
Knappschaft ((jetzt zur Halle¬ 
schen Knappschaft gehörig). 

Treben , Sprengelarztstellen ^ bei 
der früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt sur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Tarchaa siehe Zittau. 
Wanne-Klckel, Assistenzarztsrcllen 

am Annahospital und amjosephs- 
hospital. 

WeUavnaeeb. Bert., Hausarztverb. 
Welaewaiuer (O.-L.) u. Umgeg. 

siehe Rothenburg. 
Weael, Knappschafuarztatelle. 
Wesrrmfinde, O.K.K. Geeste, 

münde u. d. Behandlungsanstalt, 
i. Wesermündc-Geestemünde u- 
Wesertnünde-Lehe einschliessl. 
Assistentcnstellen. 

?Ve«ler'*urg, Kommunalverband. 
Wlndlechleaba, SprengelarzUtel¬ 

len ') b. d. früheren Altenburger 
Knappschaft (jetzt zur Halle¬ 
schen Knappschaft gehörig). 

Wlntcndorf, SprengelarzUtellen1) 
bei der früheren Altenburger 
Knappschaft (jetzt sur Halle¬ 
schen Knappschaft gehörig). 

WltUn/Uuhr, AMtsteniarztitellcn 
am Dt4Koniasenkrankenhaus u. 
Mariahospital. 

Zehma, SprengelarzUtellen1) bei 
der frubereaAltenburger Knapp¬ 
schaft (jeut sur Halleschen 
Knappschaft gehör ß). 

Zimmerau, Bes Königshofen. 
Zittaa-Hlrsrhfelde (Bezirk), 

Amstelle b. d. Knappschafts 
kranaenkaasc der »Sächsischen 
Werke« (Turchau, Glückauf, 

- - Hanau) 
Zoppot, AOKK. *) und jede ärztliche Tätigkeit. 

Ueber vorstehende Orte und alle Verbandsangelegenheiten erteilt jederzeit Auskunft die Hauptgeschäftsstelle Leipzig CI, Plagwltzerstr. 15, 
Sprechzeit vorm. 11—12 (ausser Sonntags). Kostenloser Nachweis von Praxis, Auslands-, SchlfTaarzt- und ABslstentenstellen 

sowie Yertretungen. 

Mitteilung des Landesausschusses der Aerzte Bayerns. Ausbildungslehrgang für Gesundheitsfürsorgerinnen. 
Die Anträge für den Bayerischen Aerztetag in 

Lindau sind bis spätestens 14. Mai an den Landes¬ 
ausschuß der Aerzte Bayerns, Nürnberg, Luitpoldhaus, 
Gcwerbemuseumsplatz 4, zu richlen. 

Warnt vor dem Medizinstudium! 
Flugblätter erhält jeder Arzt in beliebiger Anzahl 

auf Anfordern kostenlos von der Statistischen Abteilung 
des Verbandes der Aerzte Deutschlands (Hartmannbund), 
Leipzig, Plagwitzer Straße 15. 

Aerztliche Frühjahrs-Studienreise. 

Die Deutsche Gesellschaft für ärztliche Studienreisen 
veranstaltet vom 1. bis 11. Mai d. J. eine Studien¬ 
reise in die Weserbäder. Besucht werden: Bad 
Nenndorf, Pyrmont, Bad Eilsen, Oeynhausen (Porta 
Westfalica), Salzuflen Hermannsdenkmal , Bad Mein¬ 
berg. Lippspringe. Driburg, Wildungen (Edertalsperre;, 
Sooden a. d. Werra, Uersfeld, Salzschlirf. Der Preis für 
die Reise einschließlich Eisenbahnfahrten 2. Klasse, 
Autofahrten, sowie Unterkunft und Verpflegung (ohne 
Getränke, jedoch einschließlich Trinkgelder) wird etwa 
220 RM. betragen. Nähere Auskunft in der Geschäfts¬ 
stelle der Gesellschaft, Berlin W 9, Potsdamer Straße 
Nr. 134b. — Für den Herbst ist eine Studienreise nach 

. der deutschen Nordmark geplant. 

Die Bayerische Arbeitsgemeinschaft zur Förderung 
der Volksgesundheit veranstaltet mit Genehmigung des 
Slaalsministeriums des Innern in der Zeit vom 1. M;ii 
bis 31. Oktober 1927 einen Ausbildungslehrgang für Ge¬ 
sundheitsfürsorgerinnen. Im Anschluß an den Lehrgang 
findet eine Prüfung slall Prüflinge, die die Prüfung be¬ 
standen und sich während des Lehrgangs auch in der 
praktischen Fürsorgetätigkeit bewährt haben, erhalten 
einen Ausweis über die staatliche Anerkennung als Ge¬ 
sundheitsfürsorgerin nach der Min.-Bck. vom I. Dez. 
1920 Nr. 531(5c 11 über die staatliche Prüfung und An¬ 
erkennung von Gesundheitsfürsorgerinnen. 

Gesuche um Zulassung zu dem Aushildungslehrgnng 
sind bis spätestens 1(5. April 1927 hei der Geschäflsstelle 
der Bayerischen Arbeitsgemeinschaft zur Förderung der 
Volksgesundheil in München, Ludwigslraße 1 I I, 3. Auf¬ 
gang, einzureichen. Von dieser Stelle sind auch die 
näheren Bedingungen zu erfahren. 

Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnachrichteo. 
Dem am 1. April 1927 wegen Erreichung der Allers¬ 

grenze in den dauernden Ruhestand getretenen Bezirks¬ 
arzt in Altölling Obermedizinalrat Dr. Johann Schmid 
wurde die Anerkennung seiner Dienstleistung ausge¬ 
sprochen. 
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Das alhbewähnhe Rhe u m a hi sm us - u nd Gichhmihhel 

Neue Anwendungsformen: 

per os: 

percutan: 

Atophan-Drasees 

Atophansalbe 

keratiniert, werden erst im Darm aufgelöst 
und resorbiert, deshalb besonders für magen¬ 
empfindliche Patienten. 
Glas zu 100 Dragees ä 0,1 gr. 

ermöglicht Unterstützung der Atophan-Thera- 
pie durch lokale Applikation. 
Tuben zu 25 gr und 50 gr. 

I» 

Atophan und Atophanyl sind in Bayern zur kassenärztlichen Verordnung zugelassen! 

Proben u. Literatur unter Bezugnahme auf diese Zeitschrift kostenfrei durch: 

•tftVAlSCHE FABRIK A 

E.S VORM 

berl,N*/V-3£ 

Schmerzen lindert 

HIIIHIIIIIIIII! 
Jod organisch an Camphor Rotmarinöl sowie an N H 3 gebunden, Alkohol Ammoniak. 

bei 

Pleuritis, Angina, Grippe, Gicht, Rheuma, 
Myalgen, Lumbago, Entzündungen, 

Furunkulose usw. 

Analgetikum von eigenartig schneller, durchschlagender und nach¬ 
haltiger Jod- und Champorwirkung. 

Grosse Tiefenwirkung. 

Kassenpackung: M. 1.05, gr. Flaschen M. 1.75 
in den Apotheken vorrätig. 

Johann Q. W. Opfermann, Köln 66 

Leichen- u. Begiäbnispolizei 
in Bayern nebst Dienstanweisung an die 

Leichenschauer. 
Mit Formularen und 

gesetzlichen Bestimmungen. 
Herausgegeben von L A. Grill, 

Oberregierungsrat. 

Preis Mk. 4.50 == 

Zu beziehen vom 
Verlag der Aerztllchen Rundschau Otto Gmelln 
Mönchen 2 NO 3 Wurzerstrasse lb 

Fieberkurven 
100 Stück M. 1.75 
500 Stück M. 8.— 

Zu beziehen vom 

Verlag der 
Ärztlichen Rundschau 

Otto Gmelin 
München 2 NO 3, 
Wurzerstrasse 1 b. 

Preisliste für ärztliche Formulare 
Rezepte: Je ein Blatt, einseitig bedruckt, etwa 7X19 cm. 

1. In losen Blättern: 
Auflage: 500 1000 3000 5000 

Schreibpapier . . . Reichsmark: 3.50 5.— 
2. Perforiert und geblockt zu je 100 Blatt: 

Auflage: 500 1C00 

12.— 

3000 

20.— 

5000 
Schreibpapier . . . Reichsmark: 6.— 7.50 20.— 33.— 

Liquidationen: Je ein Blatt, einseitig bedruckt, etwa 14,5X22,5 cm unter 
Verwendung von gutem Schreibpapier 
Auflage: 500 1000 3000 
Reichsnark: 6.— 10.— 24.— 

do. in Kleinformat 14X11 cm 
Auflage: 500 1000 
Reichsmark: 4.50 6.50 

Mitteilungen: Je ein Blatt, einseitig bedruckt, etwa 22,5X14,5 cm 
Auflage:_600_1000 3000 
Reichsmark: 6.— 10.— 24.— 

Briefbogen: Vier Seiten, Seite 1 bedruckt, etwa 14,5X22,5 cm, je nach 
Papier 
Auflage:_500_1000 
Reichsmark 7.— bis 10.— 10.50 bis 17.— 

Briefumschläge: Je 1000 Stück mit Aufdruck auf der Vorderseite 
Reichsmark: 6.50 bis 15.— 

Quart-Briefblätter: Je ein Blatt, einseitig bedruckt, etwa 22,5 29 X cm 
je nach Papier 
Auflage: 500 1000 
Reichsmark: 9.— bis 14.— 14.— bis 25.— 

Liquidations-Kartenbriefe: 
Auflage: 500_1000 3000 
Reichsmark: 12.— 18.— 34.— 

Alles bei guter Ausführung und 1 bis 2 Wochen Lieferfrist. 
Die Preise sind „Höchstpreise“ in dem Sinne, dass öfters noch wesentliche 
Ermässigung erfolgen kann, besonders bei gleichzeitiger Bestellung mehrerer 

Formulare. 

Verlag der Aerztlichen Rundschau Otto Gmelin, 
MÜNCHEN Wurzerstrasse 1 b / Telephon 20 4 43. 
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Vereinsmitteilungen. 

Oberfränkischer Aerztetag. 

Auf unsere Anfrage an 320 oberfränkische Kollegen 
haben bis zu dem erbetenen Termin vom 10. April bisher 
nur 88 Kollegen geantwortet. Wir wären den 232 übrigen 
Kollegen dankbar, wenn sie uns bis zum 25. April 
nunmehr Antwort zukommen ließen. 

A e r z 11 i c h e r Bezirks verein Bayreuth. 

Mitteilung der Krankenkassenabteilung des Aerztlichen 

Bezirksvereins Nürnberg. 

Die Allgemeine Ortskrankenkasse Nürnberg teilt mit, 
daß in Zukunft bei Familienangehörigen, die in Privat¬ 
kliniken nntergebracht werden, eine Uebernahme von 
Yerpflegskosten nicht erfolgen kann, weil der für diese 
Fälle in der Satzung vorgesehene Höchstbetrag von 
2.— BM. als Abgeltung für Arzt- und Arzneikosten nur 
dann gezahlt wird, wenn eine Ausscheidung in Unterhalt- 
und Krankenpflegekosten nicht möglich ist. Nachdem 
jedoch die Krankenkasse bei Aufenthalt in den Privat- 
kliniken die Arzt- und Arzneikosten stets in natura ge¬ 
währe, müßten für die Folge Anträge auf Uebernahme 
der Verpflegskosten für Familienangehörige abgelehnt 
werden. S l e i n h e i m e r. 

Mitteilung der Abteilung für freie Arztwahl 

des Aerztlichen Bezirksvereins München-Stadt. 

Die Barmer Ersatzkasse schreibt uns folgendes: 
„Uns fällt auf, daß Vertragsärzte unsere Mitglieder 

sehr häufig an Nichtvertragsärzte überweisen und dann 
die Mitglieder von uns Erstattung der Rechnungen der 
Nichtvertragsärzte verlangen. Im Hinblick auf den 
Arztvertrag sind wir ja als Kasse gedeckt, da die 
Ueberweisung von den Mitgliedern der freien Arztwahl 
selbst erfolgt. Dies liegt aber unserer Anschauung nach 
nicht im Sinne unserer Abmachungen, um so mehr, als 
auf diesem Wege dann meist Differenzen entstehen, 
weil die Nichtvertragsärzte naturgemäß ihre Privat¬ 
sätze in Anwendung bringen, während wir lediglich 
die Vertragssätze darauf rückerstatten können.“ 

Es wird dringend ersucht, daß U eher Weisungen 
von Mitgliedern der Ersatzkrankenkassen nur an Ver¬ 
tragsärzte. d. h. an Mitglieder des Leipziger Verbandes er¬ 
folgen. 

Mitteilung der Schriftleitung. 

Die Telephonnummer der Schriflleitung (San.-Rat 
Dr. Scholl, München. Pettenbeckstraße 8 ist München 
23001. 

Berichtigung. 
Bei dem Arzneimittelreferat »Ueher Jod-Dermaaan« in Nr. 13 

(S. 164) heisst die Hersteller-Firma Dr. R. Reiss, Rheumasan- 
und Lenicet-Fabrik, Berlin NW. 87, und nicht, wie gedruckt, Reuss. 

BUcherschau. 
Die Kartenbuchfflhruni; des praktischen Arztes. Von San. Rat 

Dr. O. Kloberg, Leipzig.Lindenau. Veröffentlichung Nr 70 
des Hartmannbundes, Leipzig, Plagwitzerstr. 15. Preis RM. 1.40. 

Nicht nur für Steuerzwecke, sondern um auch für den eigenen 
Gebrauch peinliche Ordnung zu halten, ist der Arzt verpflichtet, 
richtig Buch zu führen Die vorliegende Veröffentlichung des 
Hartmannbundes gibt dafür ausgezeichnete Anhaltspunkte. Sie 
enthält eine Anleitung für die Anlegung einer Kartei und einen 
Vergleich der Kartei mit der Buchführung alten Stils. Die Karten¬ 
buchführung gilt für die Kassenpraxis, bei Barzahlungen und für 
die Privatpraxis. Das Heft ist den Aerzten wärmstens zu empfehlen. 

Die Bedeutung der freie« Arztwahl in der deutschen Sozialver¬ 
sicherung. Beiträge zur Versicherungsgesetzgebung. Verlag der 
Buchhandlung des Verbandes der Aerzte Deutschlands, Leipzig 
1927. Preis RM. 3.-. 

Die in dem ausgezeichneten Buche enthaltenen Beiträge sind 
aus einem Preisausschreiben des Hartmannbundes über: »Die 
Bedeutung der freien Arztwahl in der deutschen Sozialver¬ 
sicherung« hervorgegangen. An dem Preisausschreiben haben sich 
36 Bewerber beteiligt. Drei Arbeiten wurden prämiiert und zwei 
weitere wegen ihrer vorzüglichen Darlegungen angekauft. In dem 
vorliegenden Buch sind 5 Arbeiten abgedruckt und zwar: 

1. Arbeit von Geh. Reg -Rat Prof. Dr. L. Ruland (Würzburg). 
2. Arbeit von Med -Rat Dr. med. G. Pick (Aussig). 
3. Arbeit von Dr. F. Koch (Goddelau). 
4. Arbeit von Dr. Friedrich Wolff-(Hannover). 
5. Arbeit von Dr.med.etphil.etjur. A. Niedermeyer-(Schönberg). 
Hoffentlich wird das Buch die Aussprache über die Schicksals¬ 

frage des deutschen Aerztestandes in Gang bringen und die 
Wissenschaft veranlassen, sich damit zu beschäftigen Es ist zu 
wünschen, dass das Buch auch den Erfolg hat, die Öeffentlichkeit 
und vor allen Dingen die deutschen Volksvertreter zu überzeugen, 
dass es sich bei dieser wichtigen Frage nicht sowohl um die Wahr¬ 
nehmung wirtschaftlicher Belange des Aerztestandes, als vielmehr 
um eine Kulturfrage des deutschen Volkes handelt. Das Buch 
wendet sich an alle diejenigen Deutschen, welche fähig sind, das 
Verständnis dafür aufzubringen, dass der Fortbestand eines freien 
und damit berufsfreudigen Aerztestandes ein überaus wertvolles 
Kulturgut darstellt. Es sollten deshalb die Aerzte nicht nur dieses 
Buch lesen, um Einblick in die Lebensfragen des Standes zu 
gewinnen, sondern darauf alle gebildeten Stände aufmerksam 
machen, in erster Linie die Nationalökonomen und Sozialethiker, 
die Juristen, die Parlamentarier und Politiker, welche Einfluss auf 
die Gesetzgebung ausüben, nicht zuletzt die Presse, der die 
Belehrung der öffentlichen Meinung obliegt Gerade jetzt, wo der 
ärztliche Stand in einem heissen Ringen um eine bessere Stellung 
in der Sozialversicherung steht, müssen alle Mitglieder dieses 
Standes es sich zur Pflicht machen, alle Kreise des Volkes Uber 
die Lebensfragen unseres Standes aufzuklären. Dazu dient in 
allererster Linie dieses vortreffliche Buch. Scholl. 

Grundriss der diätetischen Therapie innerer Krankheiten. Von 
Dr. L. Normand. Mit 30Tabellen. Leipzig-Wien, Franz Deuticke. 
1926. 131 Seiten. Preis brosch. RM. 4 80. 

GrandzQge der Ernährungs-Therapie auf Grand der Energetik. 
Von Dr. M. Bircher-Brenner, Zürich. 4. vermehrte Auflage. 
Berlin, Otto Salle. 310 Seiten Preis brosch RM. 6.—. 

Von demselben: Die Grundlagen unserer Ernährung. Nach den 
neueren Anschauungen der Wissenschaft gemeinfasslich darge¬ 
stellt. 2 Auflage. Preis RM 1.—. Berlin, Otto Salle. 

Ernähruugskuren und ihre Erfolge. Von Dr Siegfried Möller 
Dresden Loschwitz. 2. vermehrte Auflage. Dresden, Emil Pahl. 
1927. Preis RM 5.76. 

Von den vorstehenden Büchern behandelt das erstgenannte 
nach dem Standpunkt der Schule in schöner Darstellung die ganze 
Ernährungsfrage und die Gesichtspunkte, unter welchen bei den 
einzelnen Krankheitsformen vorgegangen werden muss. Alles ist 
klar und übersichtlich und ermöglicht schnell eine Orientierung 
über die einschlägigen Fragen, nicht zum wenigsten durch den 
schönen Druck. Wer das Buch in seiner Hausbibliothek hat, dem 
wird es leicht gemacht, den Wünschen der Kranken, die gerade 
auf diesem Gebiete nicht mit allgemeinen Anweisungen zufrieden 
sind, sondern mit Recht genaue, sich in die Einzelheiten ver¬ 
tiefende Vorschriften haben wollen, zu entsprechen. 

Bezüglich der Auswahl für die Kalorien-Berechnung sei be¬ 
sonders auf die zahlreichen Tabellen verwiesen, in denen die 
einzelnen Nahrungsmittel nicht nur nach ihren Kalorien, Eiweiss-, 
Fett-Gehalt, sondern auch nach ihrem Kochsalz-, Kalk , Eisen , 
Vitamin Gehalt in der Reihenfolge, ihre Wertigkeit immer auf 
100 gr berechnet, angeführt sind. 

Wer sich in den andern Lagern Umsehen will, der sei zunächst 
auf die Arbeiten von Birchcr-Brenner verwiesen. Das Wesentliche 
seiner Anschauungen ist: die Pflanze entsteht nur unter dem 
Einfluss der Sonne, sie enthält die grösste Summe der aus der 
Sonne entnommenen Spannkraft. Der tierische und menschliche 
Organismus vermag die von der Sonne ausgehende Energie in 
erheblichem Masse nicht direkt in sich aufzunehmen; er ist 
deshalb auf die Vermittlung durch die Pflanzennahrung angewiesen. 
Bei der Umbildung in tierische Substanz geht ein Teil dieser 
Spannkraft verloren. Das tierische Eiweiss ist also minder wertvoll- 
Die Endprodukte des tierischen Stoffwechsels, Harnsäure, Harn¬ 
stoff usw. wirken nur als dem Körper nicht günstige Fremdstoffe. 
Auch das Kochen und die Gärung veranlasst ein Sinken der in 
der Pflanze aufgespeicherten Spannkraft. Deshalb: wenn möglich 
rohe Kost oder rlur mässige Zustandsveränderung vegetabilischer 
oder tierischer Nahrung (Milch, Käse, Butter, Eier). Durch reich¬ 
haltiges Material begründet der Verfasser seine Anschauung- 

Auf einem sich ebenfalls der fl üschlosen Ernährung zuneigen¬ 
den Standpunkt steht der dritte Autor, Leiter eines Sanatoriums- 
Er stellt praktisch erprobte Methoden der diätetischen Kranken. 
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SIRAN 
Kal. sulfoguajacol.ePräparat 

ANGINÖS 
Mund* und Rachendesinfiziens 

Kassen-Packung M. 1.75 

Privat-Packung M. 2.10 

Klinik-Packung 500 gr M. 4.— 

Kleinpackung 12 Tabl. M. -.30 

Originalpackung 25 Tabl. M. 1.— 

Originalglas 10 Tabl. M. -.90 

Originalglas 20 Tabl. M. 1.60 

Antineuralgicum und Antipyreticum 

Zugelassen und in allen Apotheken vorrätig! 

TEMMLER-WERKE che mische** Fabriken BERLIN-JOHANNISTHAL 

PHENAPYRIN 

Staats- % Quelle 
Nieder-Selters 

Das natürliche Selters 
Altbekanntes und bewährtes Heilmittel bei Erkrankungen der Atmungsorgane und des Halses. 

Linderungsmittel für Brustkranke. 
AusfOhrllcha Brunnenschrlften kostenlos durch das ZentralbQro Nieder-Selters. Berlin W 8. 

Wilhelmstrasse 55. 

Die Staatsquelle Nieder-Selters in Hessen-Nassau ist der einzige Brunnen 
mit Selters Namen, der nur im Urzustand abgefüllt und versandt wird. 

Zugelassen 
bei allen Bayer. Krankenkassen Ferranplbin Hämqglobi n-Eisen-AI bum inat 

seit über 30 )ahren bewährt; ohne und mit Arsen 0,02. 
O.P. 200,0 erhältlich in allen Apotheken. 

Chem.Fabr. Rob. Harras, München. Gegr.lSTS 

QcßCü Gicht. Stein- und Stoflwcciiselleiden! — Auskunft auch über Hauskuren durch die Badeverwaltung. 
Ermässigtc Pauschalkuren (mindestens) 3 Wochen: Pauschalpreis 1S9 -; Im Kurhaus: Wochenpauschalpreis .Jl80.50; im Badehof: Wochenpauschale ^ 150.^ 
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Behandlung zusammen, gibt jaweils kurz ihre wissenschaftliche 
Begründung und Fingerzeige für ihre technische Handhabung, 
bringt auch Berichte über selbst erlebte und von anderen Autoren 
mitgeteilte Erfolge. 

Ein eigenartiges Buch, das in mancher Hinsicht, ich möchte 
sagen, laienhaft anmutet — es wendet sich ja leider auch direkt 
an das grosse Publikum und wird die Zahl derer, die in der 
Medizin mitreden zu können glauben, vermehren. 

Aber der kritische Leser, wenn er über manche Ueberspan- 
nungen und Ueberschätzungen hinwegzusehen vermag, z. B. die 
Schroth-Cantanische Trockenkost — die harnsäurefreie Diät nach 
Haig, manche wohl nicht ungefährliche Hungerkuren — die Ent- 
giftungskur nach Dr. Quelpa (1) — wird durch die Lektüre manche 
Anregung bekommen, handelt es sich doch hier um ein Gebiet, 
auf welchem eine ausserordentlich energische Beeinflussung des 
menschlichen Körpers möglich ist und auf welchem die Zukunft 
noch manche Wandlungen bringen wird. Neger (München). 

Vermögen, Bilanz, Steuer von Dr. C. Walther, Dresden-Blase¬ 
witz. Heft 11 12 RM. 2 80. 
Inhalt: Werbungskosten, Schenkungs- (Erb) Steuer zwischen 

Ehegatten. Einkommensteuer 1927. Vermögenszuwachssteuer. 
Steuererklärungen u. a. 

Die Sozialversicherung. Dargestellt für Aerzte und Sozialhygieniker 
von Dr. Hermann Dresch. Mit 4 Abbildungen. Verlag Julius 
Springer, Berlin 1927. Preis RM 2.70. 
Da bedauerlicherweise die Aerzte auf der Hochschule viel zu 

wenig über die soziale Gesetzgebung unterrichtet werden, erscheint 
es notwendig, dass vor allem die Kassen-Aerzte sich über die 
Sozialversicherung des Reiches orientieren. Ein solches kurz¬ 
gefasstes Buch stellt die Sozialversicherung von Dr. Dresch dar. 
Es hebt in systematischer Form die hauptsächlichsten Grund¬ 
linien der Sozialversicherung heraus und bringt so die Sozial¬ 
versicherung den Aerzten und Sozialhygienikern näher. Das kleine 
Buch ist wärmstens zu empfehlen. 

Aerztliche Ferienvertretung, Sonntagsruhe und Nachtruhe. Von 
San.-Rat Dr. med Kloberg, Leipzig-Lindenau Veröffentlichung 
Nr. 24 des Hartmannbundes, Leipzig, Plagwitzerstr. 15. Preis 
RM. 1.-. 

Die Vertreterfrage hat schon manchen Kollegen Kopfzer 
brechen gemacht. In. der vorliegenden Veröffentlichung ist diese 
Frage erschöpfend behandelt, so dass jeder Arzt, der das Heftchen 
liest, sich in dieser Frage auskennt. 

Zwei weitere Abschnitte handeln von der ärztlichen Sonntags¬ 
ruhe und der ärztlichen Nachtruhe. Die beiden Abschnitte geben 
darüber Auf klärung, wie diese beiden Fragen am besten organisiert 
werden können. Dieses Heftchen ist deshalb besonders für die 
ärztlichen Vereine geeignet. ' S. 

(Jesundheitsschriften für das Volk. Unter diesem Titel bringt 
der Verlag G. Birk & Co. in München, Altheimereck 19, eine 
fortlaufende Reihe gemeinverständlicher Darstellungen aus dem 
Gesamtgebiet der Volksgesundheitspflege heraus, die nicht nur der 
Aufklärung und Belehrung, sondern vor allem der praktischen 
Uebertragung hygienischer Kenntnisse auf das Leben des arbeiten¬ 
den Volkes dienen sollen. Die redaktionelle Leitung— der bekannte 
sozialhygienische Publizist Dr. Julian Marcuse — wie die grosse 

Reihe der ärztlichen Mitarbeiter aus allen Zweigen der behandel en 
Fachgebiete bürgen für eine nicht bloss gemeinverständliche, 
sondern vor allem von sozialem Empfinden und praktischem 
Erleben getragene Darstellung, die in dieser Zusammenfassung 
in der Volksliteratur nichts Aehnliches aufzuweisen hat. 

Die ersten Hefte — bei monatlichem Erscheinen kostet ein 
jedes in gutem Druck und geschmackvollem Umschlag 6ü Pfennig 
(für Porto und Verpackung 10 Pfg. extra) — behandeln dieThemen: 
Der Mensch, sein Körper und seine Lebenstätigkeit, von Stadtarzt 
Dr. M. Hodann (Berlin); Gesundes und krankes Blut, von Dr. 
A. Neumann (Wien); Wie erhalte ich meinen Säugling gesund? 
Von Kinderarzt Dr. C. Frankenstein (Berlin); Erkältung und Ab¬ 
härtung, von Dr. J. Marcuse (München); Geschlechtsleben und 
Geschlechtskrankheiten, von Stadtarzt Dr. G. Löwenstein (Berlin) 
u. a. mehr. Jedes Heft ist einzeln käuflich, die Gesamtzahl bildet 
eine mustergültige Gesundheitsbibliothek, die über alle Fragen der 
Wohlfahrt und des Lebens der breiten Masse klar und eindeutig 
unterrichtet. Sie darf in keinem Arbeiterhause fehlen, denn das 
höchste Gut, das der werktätige Mensch besitzt und zu verwalten 
hat, ist seine und seiner Familie Gesundheit. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate: Adolf Doha, München. 

Allgemeines. 
Bad Kisslngen. Anlässlich der Eiöffnung des neuen Kurhaus¬ 

bades am 1. Mai findet im hiesigen Kurtheater ein Gesarat- 
gastspiel der Berliner Staatsoper mit »Figaros Hoch¬ 
zeit« von Mozart unter der Leitung des Generalmusikdirektors 
Erich Kleiber statt. Im Laufe der Spielzeit, die am 17. April 
beginnt, kommen die neuesten Lustspiele wie »Hurra, ein Junge«, 
»Spiel in Schloss«, »Dover-Calais« und Operetten wie »Jugend 
im Mai«, »Zirkusprinzessin«, »Zarewitsch« zur Aufführung. 

Billige Skandinavieiirei»en werden mit Recht in Deutschland 
immer beliebter. Es sei deswegen mit besonderem Nachdruck 
auf die seit Jahren bekannten billigen Skandinavienreisen der 
Nordischen Gesellschaft hingewiesen, die den einzig¬ 
artigen und hundertfach bewährten und anerkannten Vorteil 
haben, kein Massenbclrieb zu sein. Es sind dies die 
liillig.sten Skandinavien-Landreisen, die cs Oberhaupt gibt. 
Diese 1-ltägigcn Reisen, besonders nach Schweden und Finn¬ 
land, finden laufend während des ganzen Sommers statt 
und'umfassen jeweils ;iur kleine Gruppen unter wirklich 
gebildeter Führung. Der Preis schwankt zwischen 325 RM. 
und -125 RM. einschließlich aller Kosten. Besonders Akademiker, 
Kauflcule, Beamte usw. schließen sich diesen Reisen sehr gerne 
an'. Prospekte und nähere Auskunft durch die Nordische Gesell¬ 
schaft, Haus der Nordischen Gesellschaft, Lübeck, sowie alle 
Reiseburcaus. 

Zur gefl. Beachtung 1 

Der Gesamtauflage dieser Nummer liegt ein Prospekt der Firma 
Gödecke & Co., Chem. Fabrik A.-G., Berlin-Charlottenburg I, 
über Gelonida stomachica bei. 

Wir empfehlen die Beilage der besonderen Beachtung 
unserer Leser. 

DieBPfeilersesenErkältunstkrankheiten 
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Chemisch-pharmazeutische A.-G., Bad Homburg 

Die H. H. Aerzte 
werden gebeten den mir Oberwieeenen Patienten, 
epez. bei M o o r I a u g • n b fi d • r n( die durch 
beeondere Ausführung selbst bei veralteten Le'den 
wie Oioht, Rheumet., Ischias uaw , nlamali Ihre 
hervorragende Wirkung verfehlen — etete eine Ver¬ 

ordnung mitgeben zu wollen. 
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Ign. Meissner, Regensburg W 51 
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Einladungen zu Versammlungen. 

Aerztlicher Bezirksverein Traunstein-Laufen. 
Einladung zu der am Sonntag, dem 1. Mai, nachmit¬ 

tags i/jfl Uhr, im Hotel Föcherer in Freilassing stattfin- 
denden Zusammenkunft mit dem Aerztlichen Bezirks¬ 
verein Bad Reichenhall-Berclilesgaden imd dem Verein 
der Aerzte Salzburgs und Umgebung. Vortrag des Herrn 
Geheimrat Prof. Dr. Bumke (Psychiatrische Klinik. Mün¬ 
chen): „Die Nervosität und ihre Behandlung.“ Er¬ 
scheinen sehr lohnend (letzter Vortrag vor Herbst!). 

Prey, Siegsdorf. 

Aerztlicher Bezirksverein Arnberg und Umgebung. 
Die nächste ordentliche Vereinssilzung findet am 

Samstag, dem 30. April, nachmittags l1/« Uhr, in der 
Bierhalle in Amberg statt. Aus der Tagesordnung: 1. Be¬ 
richt filier den Vorstoß der Kassenvereinigung zur Un- 
wirksammachung der Aulhebung des 20prozent. Nach¬ 
lasses. — 2. Bericht über die Sitzung mit den Knapp¬ 
schaftsältesten der Luitpoldhütte. — 3. Anträge zum 
Bayer. Aerztetag. — 4. Bestimmung der Delegierten für 
den Aerztetag. — 5. Gründung einer Ortsgruppe des Ver¬ 
eins zur Bekämpfung der Kurpfuscherei. — 6. Referat 
Dr. Kord-Lütgert über die Neufassung der sparsamen 
Verordnungsweise. 7. Referat Dr. Zeller über das Ge¬ 
setz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten. •— 
8. Verschiedenes, Anträge und Wünsche. (Anmerkung: 
Anträge sind laut Vereinsbeschluß rechtzeitig schriftlich 
der Vorslamischaft einzurcichen!) Dr. Martins. 

Nürnberger Medizinische Gesellschaft und Poliklinik. 
Wissenschaftliche Sitzung am Donnerstag, dem 

28. April, abends 8 Uhr, im Gesellschaflshau.se. Tages¬ 
ordnung: 1. Herr Wilhelm Kirsle: „Zum hundertsten 
Geburtstag Lord Joseph Listers.“ 2. Herr Kraus: „L eber 
Erkrankungen der Aügcnbindohaut. I. A.: Voigt. 

Reichsgesundheitsrat. 

Als Mitglied des Reichsgesundheitsrates wurde durch 
Beschluß des Reichsrates in der Sitzung vom 10. März 
der Vorsitzende des Deutschen Aerztevereihsbundes S B. 
Dr. Stander gewählt. 

lieber den Arzt der Zukunft. 
Von Dr. G. W. Reck nage 1 (München). 

\yie ich den Jahrgang 1926 des Correspondenzbl 
noch einmal durchblättern will, bleibe ich gleicl 
Nr. 1 an einer beherzigenswerten Abhandlung hät 
der gerade heute in den Tagen der Mittelstandska: 
debatten wieder erhöhtes Interesse zukommt. Es is 
kleiner Aufsatz von Dr. Matzdorff mit der Aufscl 
..Aerzte, bleibet Künstler“. Hat man die 
führungen gelesen, so weiß man, daß der Verf 
prachtvolle, fortschrittliche Gedanken hat, daß er 
aus irgendeinem Grunde den Titel nicht ganz so abg 
hat wie ihm ums Herz war. Ich vermute, er hätte li 
geschrieben: Aerzte, werdet Künstler, werdet F 
chologen und Psychotherapeuten. Ich nehme c 
das Wort Psychotherapie im weitesten Sinne und n 
nicht, daß Dr. Matzdorff sagen wollte, wir sollten 
alle Hypnotiseure und Psychoanalytiker werden, 
dem. daß jeder von uns, welcher Art er auch se 
allen seinen ärztlichen Handlungen die seelischen 
gänge im Kranken höher bewerten, ihnen groß 
systematisch geschultes Verständnis entge 
bringen, die Seele des Kranken mitbehandeln und 
durch zu einer wahrhaft künstlerischen Tätigkeit 
langen soll. 

..Aerzte, bleibet Künstler!“ Eine Höflichkeitsl 
mung. Wer dürfte auch so grob und „unkollegial" i 
zu sagen, Kollegen, ihr seid in der Mehrzahl und in 
Hauptsache nur Techniker, Handwerker, aber k 
Künstler. Es ließe sich allenfalls ertragen ex eathe 
aus ..berufener“ Feder. Vielleicht ist es aber auch t 
unannehmbar von einem, der leider mitten unter d< 
zu stehen gezwungen ist. an die sich diese Mahr 
richtet, der seil Jahren mit quälender Sehnsucht 
nach ringt, von der aufgezwungenen Tätigkeit eines T 
nikers loszukommen und vielleicht ist auch der ein 
rufener“. der in 26jähriger kassenärztlicher Tätic 
einen liefen Einblick in die Not unseres Standes gev 
neu hat. Diese Not —- ich meine in erster Linie 
Unmöglichkeit, immer künstlerisch zu arbeiten — i: 
zunächst nicht ganz unsere Schuld, sie liegt größten 
in den uns aufgezwungenen äußeren Verhältnissen, 
sonders in einem unrichtigen Krankenkassensys 
Schuldig würden wir uns aber machen, wenn wir 
damit zufrieden geben und nicht immer wieder 
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neuem Mut darangehen würden, bessere Arbeitsbedin¬ 
gungen und gerechtere Zustände zu schaffen. Mag daher 
auch manches von dem Folgenden schon öfters gedacht 
und gesagt worden sein, es ist doch sicher für uns alle, 
besonders aber für die junge Generation, die Aerzte der 
Zukunft, von größtem Nutzen, sich immer wieder die 
grundlegenden, lebenswichtigen Gedanken vor Augen zu 
halten und über Mittel und Wege zu einer Verfeinerung 
der Berufsauffassung mit gleichzeitiger Verbesserung un¬ 
serer wirtschaftlichen Lage nachzudenken. 

Was heißt künstlerisch arbeiten’? Das Wort Künstler 
kommt freilich vom Können, aber der feinere Sprach¬ 
gebrauch unterscheidet den technischen, ungcisligen 
Könner von dem durch seelische Eigenschaften sich 
abhebenden Künstler. Wer nichts Rechtes kann, ist sicher 
kein Künstler, aber auch nicht jeder, der etwas 1 üch- 
tiges gelernt hat und große Fertigkeit mit Intelligenz 
und Fleiß verbindet, kann auf die Bezeichnung Künstler 
Anspruch erheben. Wer Meisterwerke der Malerei tadel¬ 
los kopiert oder auch nach der Natur schöne Bäiuneb 
Tiere und Menschen malt, ist ein Könner, der großes An¬ 
sehen genießen und viel Geld verdienen kann. Ein Künst¬ 
ler in unserem Sinne ist er aber nur dann, wenn er z. B. 
einem Menschen gegenübersteht, dessen Seele erfaßt und 
im Bilde lebendig wiedergibt, oder Landschaften malt, 
die nicht nur Flüsse. Bäume und sonnige Miesen sind 
tiefe Sehnsucht muß in ihnen liegen, sie müssen den Be¬ 
schauer ergreifen und durch Ueberträgung seelischer 
Energien über das Alltägliche erheben. 

Diese Fähigkeit. einerseiLs seelische Zustände an¬ 
derer zu erfassen, zu verstehen, andererseits' seeli¬ 
sche Energien auf andere zu übertragen, ist auch 
das Kennzeichen des Künstlers im Arzt. 

Zu Technik und Intellekt soll also noch ein Drittes 
hinzukommen. Wie kann sich der werdende Arzt dieses 
geheimnisvolle Dritte verschaffen’? Es kann geweckt 
und ausgebildet werden, wo es potentiell vorhanden, an¬ 
geboren ist. Es kann aber wohl nicht auf jedem Boden, 
gezüchtet werden 

Darum finde ich es — so paradox es zunächst klingen 
mag — bedenklich, vor dem Studium der Medizin zu 
warnen. Denn jene Eigenschaft ist so wesentlich, daß, 
wenn sich auch nur einer, der sie als Erbstück besitzt, 
abhalten läßt. Arzt zu werden, vom Standpunkte der All¬ 
gemeinheit — und qur dieser Standpunkt ist berechtigt 
größerer Schaden angerichtet wird, als wenn hundert 
Ungeeignete unter die Räder kommen. Je großer die 
Auswahl im Stande, desto größer die Gesamtleistung des 
Standes. Die Sorge für das ungeeignete Einzelindividuum 
ist jene Scheinkultur, die der schwerste Hemmschuh 
wirklicher Kulturentwicklung ist. Die wirkliche Auf¬ 
wärtsentwicklung ist manchmal hart, aber sinnvoll und 
gewaltig. Diese Härten des Lebens würden freilich 
großenteils vermieden werden, wenn wenigstens in den 
oberen Klassen der Gymnasien psychologisch durchge¬ 
bildete Lehrer tätig wären, welche die Jugend seelen¬ 
kundig beobachten, beurteilen und beraten könnten. 
Oder, wenn solche Lehrer da sind, haben sie meist infolge 
des Lehrplanes und des durch die Schülerzahl bedingten 
nichtindividuellen Verhältnisses zwischen Lehrer und 
Schüler nicht die Möglichkeit, ihr Können und Wollen in 
dieser Richtung zu betätigen. 

Doch nehmen wir an. alle jetzt vorhandenen Aerzte 
hätten die Fähigkeit und den Willen, künstlerisch zu 
arbeiten, dann wären ihrer sicher nicht zu viele, weil 
meines Erachtens bei rein künstlerischer Tätigkeit eine 
Beratungszahl von täglich 10—15 kaum überschritten 
werden kann. Was darüber hinaus gemacht wird, hat 
sich unter dem Druck der beiderseitigen Armut ent¬ 
wickelt. Der unvermögende Arzt muß von allen seinen 
Kranken Geld verlangen, aber mehr als die Hälfte hat 
für den Arzt nicht genügend, oder gar kein Geld übrig. 

Da hat man nun Krankenkassen gegründet eine sog. 
Sozialversicherung — in denen unsinnigerweise die an¬ 
nähernd gleichen Vermögensschichten zusammengenom¬ 
men sind, die Armen unter sich, der Mittelstand neuer¬ 
dings unter sich, und die Wohlhabenden schallet man 
aus. Man zieht dem Armen einen verhältnismäßig großen 
Teil seines Verdienstes mit Gewalt ab, verbraucht davon 
einen ansehnlichen Teil für Verwaltungskosten und er¬ 
preßt dann von dem Arzt, von dem man weiß, daß 
er durch seine Armut dazu gezwungen ist, eine Arbeit, 
die zum großen Schaden aller Beteiligten notwendig 
schlecht ausfallen muß, weil viel zu viele Behandlungen 
zur Erreichung eines anständigen Verdienstes notwendig 
sind. Und wenn man in den letzten Jahren Angehörige 
des Mittelstandes in die Ortskrankenkassensphäre mit 
hineingesteckt hat, so ist der Schaden für den Arzt um 
so größer, weil man, statt das Aerzlehonorar dem quali¬ 
tativen Zuwachs entsprechend zu erhöhen, die bisher 
noch Mittelbemittelten dem .Arzt gegenüber nun auch zu 
Armen gemacht hat. 

Soll nun dieser Zustand fortbestchen? Warum kann 
der Arme großenteils nur oberflächlich. interesselos, 
hordenmäßig behandelt werden? Warum können z. B. 
gerade dem, der durch seine Armut eine schlechte F.r- 
nährung hat, die die Ursache einer Erkrankung sein kann 
und nicht selten sicher ist, keine Nähr- und Kräftigungs¬ 
mittel verordnet werden, d. h. warum kann bei ihm eine 
kausale, künstlerische Behandlung nicht einsetzen? Ja, 
w e i 1 e r e b e n a r m i s t. Diese Antwort bekommt man 
mit der größten Selbstverständlichkeit. Dazu wird noch 
erläutert, daß, wenn der betreffende Kassenpatient Pri¬ 
vatpatient wäre, man ihm entsprechend seiner wirt¬ 
schaftlichen Lage ja auch solche Nährmittel nicht ver¬ 
ordnen könne. Das Fatum ist etwas Bequemes. Es fragt 
sich nun aber, ob die Heilkunde bzw. ärztliche Hilfe 
auch eine Ware ist wie jede andere, die sich nur kaufen 
darf, wer Geld hat. Niemand wird diese Frage im Ernst 
bejahen. Denn ganz abgesehen von dem idealen mensch¬ 
lichen Standpunkt kann man wohl sagen, daß jede ein¬ 
zelne Erkrankung ein Schaden für die ganze Nation ist. 
Jeder Kranke, nicht nur der im gewöhnlichen Sinne 
ansteckende, ist eine ernste Gefahr, eine Belastung und 
eine Entwicklungshemmung für seine nähere Umgebung, 
wie für das ganze Volk. Ist dies richtig und stimmt außer¬ 
dem der Einwand, daß man einem Kassenpatienten nicht 
verordnen darf, was er als Privatpatient, d. h. seiner wirt¬ 
schaftlichen Lage nach, auch entbehren müßte, so ist 
klar, daß sowohl unsere Krankenkassen als unsere Be¬ 
griffe von Privatpraxis unzulänglich sind, weil in jedem 
Falle das Notwendige versagt wird. Folglich ist unsere 
Berufsauffassung sowohl in kassenärzllichcr wie in pri¬ 
vatärztlicher Beziehung einer Umwandlung bedürftig. 

Wenn ich nun nach dem Gesetze als feststehend be¬ 
trachten darf, daß jeder Mensch ausnahmslos ij a s 
Recht und die Pflicht hat. sich künstlerisch be¬ 
handeln zu lassen, und jeder Arzt ausnahmslos verpflich¬ 
tet ist. künstlerisch zu arbeiten, die Mehrzahl der Kran¬ 
ken aber diese Arbeit nicht bezahlen kann, so ist es klar, 
daß wir von der Notwendigkeit nicht loskommen, daß 
der Gesunde für den Kranken mitbezahlen muß. Vor 
allem aber dürfen dabei und das ist das Entschei¬ 
dende — nicht gleiche Volksschichten zu einem arm¬ 
seligen Institut zusammengepreßt werden. Niemand 
wird ernstlich bestreiten, daß es von vornherein eine 
unsinnige Idee war, daß der Arme dem Armen helfen, 
ihn materiell stützen soll. Das Problem kann nur so ge¬ 
löst werden, daß jeder Deutsche ausnahmlos für jeden 
Kranken seines Volkes jederzeit einsteht. Also nur aus 
der Vermögens- und Einkommensteuer des gesamten 
Volkes kann und darf der Arzt bezahlt werden. 

Man kann dies wohl Sozialisierung nennen, eine Be¬ 
zeichnung, die, wenn wir sie überhaupt hier anweuden 
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wollen, mit politischen Begriffen jedenfalls nichLs zu 
tun hat. Auch soll, wie wir gleich sehen, etwas anderes 
werden, als was man bisher unter einer Volks- oder 
National Versicherung sich vorzustellen gewöhnt war. 

Ueberlegt man, daß der wirkliche Arzt doch ein 
animal sociale in einem so ausgesprochenen Maße wie 
kein anderer Mensch ist, daß er Tag und Nacht für jeder¬ 
mann, für arm und reich, ausnahmslos in gleicher Weise 
bereit sein will, so ist klar, daß wir nicht eher in das 
natürliche, wirtschaftliche Verhältnis zu unseren Volks¬ 
genossen, nicht eher zu Ruhe und Frieden kommen kön¬ 
nen, "bevor diese ganz selbstverständliche Entwicklung 
erreicht ist. Und selbst dann, wenn diese Entwicklung 
für mich und manchen anderen eine finanzielle Einbuße 
mit sich bringen würde, müßte ich angesichts der durch 
die Gerechtigkeit bedingten Notwendigkeit dieser Ent¬ 
wicklung dafür eintreten. Pro domo plädieren ist selten 
soziale Arbeit. Und wer sagt, daß er lieber den Beruf auf¬ 
geben, als bei einer Nationalversicherung Arzt sein wolle, 
ist ein kurzsichtiger Egoist. Es gibt freilich berechtigten 
Egoismus, besonders den, der dem Familiensinn ent¬ 
springt, aber ich bitte doch alle Widersprechenden, sich 
an dieser Stelle auch auf unberechtigten, eng¬ 
herzigen Egoismus zu prüfen. Uebrigens wird nach 
meiner Berechnung trotz einer gerechteren Verteilung 
der Arbeit auch für die jetzt vielbeschäftigten Aerzte eine 
Verminderung des Einkommens nicht eintreten. Aber 
eine ganz andere Befriedigung über die geleistete 
Arbeit, ein ganz anderer Stolz auf den erzielten Verdienst 
als ein vielbeschäftigter Kassenarzt heute haben kann, 
wird möglich sein. 

Wir sollen durchaus nicht fixierte Beamte und 
Slundenarbeiler werden, vielmehr ist zu hoffen, daß bei 
der mir vorschwebenden großzügigen Einrichtung zu der 
inneren auch die jetzt verlorengegangene äußere Freiheit 
zurückgewonnen werden wird, und daß wir tatsächlich 
unser Schicksal wieder selbst ausschließlich in der Hand 
haben werden, während wir es auch nur scheinbar in 
Händen hätten, wenn wir z. B., wie angeregt wurde, mit 
privatem geliehenen Kapital arbeiten müßten. So etwas 
könnte vielleicht als vorläufige Flickarbeit in Betracht 
kommen, würde aber keinesfalls einem anzustrebenden 
Idealzustand entsprechen. 

Ich habe in Versammlungen viele Abendstunden über 
Freiheit und Ethos sprechen gehört und habe dabei unter 
der vielgepriesenen Freiheit nicht viel anderes verstehen 
können, als die Möglichkeit, unbegrenzt hohe Rechnun¬ 
gen zu stellen und an keine Ordnung gebunden zu sein. 
Einzelne, die Geld haben, sollen der Größe ihres Geld¬ 
beutels entsprechend sorgfältig, künstlerisch behandelt 
werden und bei allen anderen soll der 
Schlendrian w e i t c r g c h c n. Daß eine solche Auf- 
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fassung unseres Berufes möglich geworden, ist ebenso 
empörend für den gerecht Denkenden, als beschämend 
für den ärztlichen Stand. Es Lst aber großenteils eine 
Folge unseres jetzigen nach Ständen abgegrenzlen 
Kassensystems, durch das die sozialen Gegensätze auch 
in die Krankenversorgung und Gesundheitspflege hinein- 
gelragen werden, statt daß man auszugleichen sucht 
und zu der Erkenntnis kommt, daß es vordemArzte 
nicht Rang und Stand, nicht arm noch reich, 
sondern nur Kranke geben darf. Diese Erkennt¬ 
nis entspricht unserem Ethos und die Freiheit, die uns 
unser Ethos vorschreibt, ist die Möglichkeit, das unbe¬ 
schränkt tun zu können, was wir als unsere Pflicht er¬ 
kannt haben. Und wenn es unsere Pflicht ist, jeden 
Kranken künstlerisch zu behandeln, dann können 
unser Ethos und unsere Freiheit nur unter Ver¬ 
hältnissen bestehen, die dies ermöglichen. 

Diese Verhältnisse kann ich aber nach Durch- 
denkung jeder anderen Möglichkeit nur in einer staat¬ 
lichen Einrichtung sehen, die ohne weiteres alle Deut¬ 
schen von Geburt an ausnahmslos umfaßt und durch 
diesen radikalen Ausgleich der wirtschaftlichen Unter¬ 
schiede jedem Deutschen ermöglicht, künstlerische 
Behandlung zu verlangen und seinen Arzt so zu bezahlen, 
wie es dem deutschen Volke in seiner Gesamtheit eben 
überhaupt möglich ist. Nur so ist es denkbar, daß 
das Volk als Ganzes sich in gesundheitlicher, sittlicher 
und wirtschaftlicher Beziehung höher entwickelt woran 
jeder einzelne von uns mitzuwirken verpflichtet 
i s l und was jedem einzelnen von uns auch wieder weit¬ 
gehend zugute kommen wird. 

Es ist freilich auch zu bezweifeln, oh ein Volk, das 
sich mit Vorliebe arm nennt, das aber, einschließlich 
AerzteschafL heule n o c h l ä g 1 i c h M i 11 i o n e n G o 1 d - 
mark für Tabak. Alkohol, Kaffee, Tee und gesundheits¬ 
schädliche. sinnlose Vergnügungen ins Ausland wirft 
oder in unproduktive Hände im Inland zerstreut, das 
vielfach noch keine zuverlässigen Begriffe von der Hei¬ 
ligkeit und wirtschaftlichen Bedeutung der werdenden 
Mutterschaft hat. ob dieses Volk heute schon so stark 
und gereift ist die Notwendigkeit eines lückenlosen, 
wirtschaftlichen Zusammenhaltens in der Krankcnver 
sorgung und Gesundheitspflege zu erkennen und dem¬ 
gemäß zu handeln. Jedenfalls sind dies schwere, wenn 
auch nicht unüberwindliche Hindernisse, die noch eine 
lange Erziehungsarbeit erfordern. 

Ohne Zweifel muß aber auch der Patient als 
solcher wieder umlernen und neu erzogen werden. 
Denn der Krankenkassenversicherle ist seit mehr als 
einem Vierteljahrhunderl an Zustände gewöhnt, die mit 
einer künstlerischen ärztlichen Tätigkeit unvereinbar 
sind. Ich brauche nicht näher auszuführen, wie der Ver- 

=Menogen— 
Ovarienpräparat mit Arsen-Eisen. 
Gegen Hypofunktion der Ovarien. 

Dysmenorrhoe, Amenorrhoe, klimakter. Beschwerden. 

Casil 
Kolloide Kieselsäure mit löslicher essigsaurer Tonerde. 

Eintrocknendes Heilpulver, einzublasen in die 
Vagina, in die Nase, bei infektiösen Entzündungen 

Aufzustreuen auf nässende Ekzeme, eitrige Wunden. 

Casil-Puder Casil-Pasta. 

Proben und Literatur vom Lecinwerk Dr. Ernst Laves, Hannover 
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sicherte durch die Aussicht auf arbeitsfreie Tage mit 
Krankengeld und Renten zu bewußter oder halbbewußter 
Aggravation und Simulation verleitet wird, wie er durch 
die Geringschätzung der kassenärzllichen Tätigkeit, von 
der er weiß, daß sie schlecht bezahlt ist, durch den Mangel 
an Vertrauen zu den Medikamenten, von denen er glaubt, 
daß sie vor allem billig sein müssen, unbewußt und be¬ 
wußt beeinflußt wird, und wie durch dies alles aus ehr¬ 
lichen, arbeitsamen Menschen vielfach Betrüger und Tag¬ 
diebe entstehen und vor allem das Heer der Neurotiker 
gezüchtet wird; wie andererseits der Arzt durch das fest¬ 
verankerte Gefühl, daß ihm durch Vorenthaltung eines 
anständigen Honorars immerfort Unrecht geschieht und 
durch die Unmöglichkeit, so zu arbeiten, wie er es für 
richtig hält, in eine ununterbrochene Kette innerer und 
äußerer Konflikte gerät, die seine Nerven zermürben und 
ihm sein Bestes, die Kraft zur Geduld mit dem Kranken 
und die Freude am Berufe rauben. 

Dies alles muß in erster Linie fallen, muß subjektiv 
und objektiv unmöglich werden, wenn daran gedacht 
werden soll, etwas Neues aufzubauen. Denn es ist das 
Furchtbarste, was sich vom Standpunkte eines künst¬ 
lerisch-psychologisch arbeitenden Arztes denken läßt: 
überall gerade das Gegenteil von dem yas nottut: die 
Autosuggestion von Schwäche und Widerstandslosigkeit, 
die suggestive Nährung von Gedanken und Wünschen im 
Sinne von Krankwerden und -sein. 

Wenn dies unerläßliche Bestandteile jeder Kranken¬ 
versicherung wären, — was ich aber nicht glaube, — 
dann lieber gar keine, aber auch wirklich keine. Dann 
hätten wir auch etwas Großzügiges und trotz unbestreit¬ 
bar schwerer Schäden, die dieser Zustand mit sich 
bringen würde, doch sicher nichts Schlechteres als wir 
jetzt haben. 

Aber ich glaube an die Möglichkeit der Verwirk¬ 
lichung der Idee einer großen staatlichen Einrichtung 
ohne diese Mängel, auch ohne irgendeine Pauschal¬ 
bezahlung, die in jeder Form — auch der Beamtengehalt 
ist nichts anderes — unbedingt zu verwerfen ist und ohne 
juristische Bürokratie oder sonstige nichtärztliche Ein¬ 
mischung. Ein näheres Eingehen auf den formalen Aus¬ 
bau der mir vorschwebenden Einrichtung ist im Rahmen 
dieses Aufsatzes nicht möglich. Der Plan liegt bereit und 
wird zu seiner Zeit erscheinen. Nur eines möchte ich 
noch berühren, was zweifellos zu den größten Schwierig¬ 
keiten des Problems gehört: Es ist die oft aufgeworfene 
wichtige Frage, ob es nicht richtig wäre, daß der den Arzt 
zuziehende Versicherte aus eigener Tasche etwas leisten 
müsse. Bei meinen Ueberlegungen bezüglich einer Natio¬ 
nalversicherung war mir immer auch die Forderung mit 
maßgebend, daß es für die ganze ärztliche Praxis un¬ 
bedingt vermieden werden soll, daß der Kranke dem 
Arzt ein Geldstück in die Hand drückt. Wer 26 Jahre 
Kassen- und andere Praxis ausgeübt hat, ist gewiß ein 
abgebrühter Praktiker und schließlich — leider auch 
Geschäftsmann, aber heute noch empfinde ich jedesmal 
die Frage eines Kranken: „Was bin ich schuldig“ als 
etwas Peinliches und Verwirrendes, besonders unmittel¬ 
bar nach der Konsultation. Während man nun einerseits 
noch über jede Zahlungswilligkeit froh sein muß, da er¬ 
fahrungsgemäß eine gewisse Schichte von Privatpatienten 
entweder gleich bezahlt oder nie, ist cs andererseits eine 
feststehende Tatsache, daß die gefühlsmäßige Ver¬ 
ehrungswürdigkeit, vielleicht das wertvollste Heilmittel 
des Arztes, oft eine unwiederbringliche Einbuße erleidet, 
wenn sich die Geldfrage unmittelbar zwischen Arzt und 
Kranken einschiebt. 

Und nun die oben erwähnte ethische Forderung eines 
eigenen Opfers des den Arzt in Anspruch nehmenden 
Versicherten? Einen Ausweg aus diesem Dilemma werden 
auch hier nur zentrale Stellen bringen können, deren 
Quittung der Kranke bei der zweiten Konsultation vor¬ 

legt. Es handelt sich ja besonders darum, daß bei dem, 
der sich allzuleichl entschließt, den Arzt wiederholt in 
Anspruch zu nehmen, eine Hemmung eingeschaltet wird, 
die abgesluft nach der Leistungsfähigkeit den wirklich 
Kranken nicht abhalten wird, zum Arzt zu gehen, auf 
alle Fälle aber erzieherisch wirkt. 

Auch daß der Kranke, wie bei den Mittelstandskas¬ 
sen, die nach der Behandlung liquidierte Geldsumme 
dem Arzt selbst bringen soll, wäre in diesem Sinne zu be¬ 
fürworten, weil unstreitig Stolz und Freiheitsgefühl des 
Versicherten und dadurch seine ganze psychische Qua¬ 
lität gehoben werden kann. Es hat sich aber gezeigt, daß 
dabei, wie eben in der ganzen Privatpraxis, gar zu oft 
aus dem idealen Verhältnis zwischen Arzt und Patient 
das unerquickliche Verhältnis von Gläubiger und Schuld¬ 
ner mit allen seinen kraft- und zeitraubenden Quälereien 
und den oben gekennzeichneten Schäden entsteht. 

Wollen wir also im Interesse der Möglichkeit einer 
allumfassenden künstlerischen Tätigkeit mutig an die 
Erziehung unserer Volksgenossen zu jener Idee und 
zum Verständnis für psychische Behandlung, 
das manchen Kreisen freilich noch ganz fehlt, heran- 
gehen und nicht zuletzt an unsere eigene Erziehung. 
Denn das Beispiel des Erziehenden ist sein wirksamstes 
Erziehungsmittel. Einerseits muß der Kranke, der zu 
uns kommt, ein verantwortungsbewußter Mensch sein, 
der weiß, daß Krankwerden ein meist selbstverschul¬ 
detes Unglück und keine Gelegenheit ist, sich materielle 
Vorteile zu verschaffen, und andererseits muß er in 
uns einen innerlich freien, verehrungs- und vertrauens¬ 
würdigen Menschen finden. Der Arzt muß eine anima 
candida sein, denn niemand kann Energien geben, die 
er nicht hat, niemand vertrauenerweckende, heilende 
Kräfte ausstrahlen, die nicht in seinem Innern gehegt 
werden. 

Zusammenfassend wiederhole ich, daß es mein Be¬ 
streben ist, einen versöhnenden, gangbaren Mittelweg zu 
finden, insbesondere zwischen denen, die glauben, alle 
Menschen je nach ihrer Art — nach Beruf, Vermögen, 
Konfession oder anderen engherzigen Gesichtspunkten — 
in eine Reihe verschiedener Krankenkassen hineinsor¬ 
tieren zu müssen, und denen, die in absoluter Ungebun¬ 
denheit. nur Privatpatienten wünschen, untef denen sie 
sich diejenigen heraussuchen wollen, von denen sie 
sich den größten materiellen Vorteil versprechen. Zwi¬ 
schen diesen Extremen gibt es noch die verschiedensten 
Ansichten- und Wünsche, aber alle werden mir doch zu¬ 
geben, daß sie die Segnungen der Kleinkassen- und 
Klassenkassenwirtschaft ebenso satt haben wie die 
ewigen Honorarkonfliktc mit den Privatpatienten Was 
mir vorschwebt, könnte allen, die eines guten Willens 
sind, weitgehend gerecht werden. Es soll eine freie 
Privatpraxis im weiten Rahmen einer einzigen allum¬ 
fassenden ärztlich geleiteten Nationalvcrsicherung sein, 
die durch Hinzuziehung des Großkapitals in der Lage 
sein wird, jedem Arzt eine vornehme, wahrhaft künst¬ 
lerische Tätigkeit zu ermöglichen, und die sich von der 
heutigen Privatpraxis ausschließlich darin unterscheiden 
%'ird, daß jeder Deutsche vor dem Arzt gleiche wirt¬ 
schaftliche Qualität hat, und daß wir mit dem Kranken 
keinerlei Geldgeschäfte abzuwickeln haben. Dieser 
meines Erachtens ideale Zustand wird sieh gründen auf 
das einmütige, rückhaltslose Erkennen und Bekennen, 
daß der Arzt nur als Diener der Allgemeinheit im Sinne 
der gesamten \ olkswohlfahrt seine Pflicht erfüllen kann. 

Ist diese Erkenntnis durchgedrungen und hat den 
\\ dien zur I al erzeugt, dann werden auch jene Ge¬ 
spenster des ärztlichen Standes in ein Nichts zerfließen: 
die Angst vor der Uebcrfüllung des Standes durch den 
Nachwuchs, wovon ich schon sprach, und die Angst vor 
dem Kurpfuschertum. Ebenso unrichtig wie das Abraten 
vom Studium der Medizin ist wohl die Bekämpfung des 
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Kurpfuschertums in der üblichen Weise. Gerichtsver¬ 
handlungen und Bestrafungen erhöhen oft nur den Nim¬ 
bus des Kurpfuschers und die Sympathie des Publikums 
mit ihm. Eine gelegentliche unverkennbare Ueberlegen- 
heit des „Pfuschers“ gegenüber dem Arzte besieht zwei¬ 
fellos in seiner Suggeslionskraft, die mitunter sicher in 
der Persönlichkeit, vielfach aber in allerhand beabsich¬ 
tigten und zufälligen Nebenumständen liegt. Dabei hat 
er noch den großen Vorteil, daß er keine Kassenmitglie¬ 
der behandelt, die der erwähnten Gegensuggestion unter¬ 
liegen. 

Am erfolgreichsten werden wir den Feind wohl be¬ 
kämpfen, wenn wir uns seine Vorteile soviel wie mög¬ 
lich aneignen — vieles ist ja gewiß nicht nachahmens¬ 
wert —, ihn nicht unterschätzen und seine Fehler ver¬ 
meiden. Also einerseits z. B. einem tatsächlichen Heil¬ 
erfolg des Kurpfuschers vorurteilslos lernend auf den 
Grund gehen, andererseits z. B. Verschleppung von 
Krankheiten, die vor den Chirurgen gehören — ein 
Hauptunfug des Kurpfuschers —, selbst immer zuver¬ 
lässig vermeiden. Das Kurpfuschertum wird dort aus¬ 
sterben. wo alle Aerzle nelxm Selbsterziehung praktische 
Psychologie treiben. 

W ir sprachen oben davon, daß der künstlerisch 
arbeitende Arzt höchstens 15 Kranke im Tag behandeln 
kann. Daraus folgt, daß alles, was ein Heilgehilfe oder 
auch ein Laie höheren Bildungsgrades, den wir Tech¬ 
niker nennen können, zuverlässig erlernen kann, den 
größten Teil der kleinen Chirurgie, die Sekretunter¬ 
suchungen und all die vielen ärgerlichen Kleinigkeiten, 
die jeder Tag mit sich bringt, von diesem übernommen 
werden muß. Er wird in Kursen ärztlich ausgebildet. 
so daß er, genau wie die Hebammen, seine bestimmten 
Richtlinien hat, wann er den Arzt zuziehen muß, arbeitet 
aber im Hause des Arztes, wird von diesem kontrolliert 
und stundenweise bezahlt. Dadurch ergel>en sich be¬ 
trächtliche Ersparnisse, die natürlich dem Arzthonorar, 
entsprechend der höheren Qualität der ärztlichen Arbeit, 
zugute kommen. Dadurch, daß dieser Techniker auf dem 
Wege des Kranken zum Arzt gewissermaßen einge¬ 
schaltet ist. entsteht auch etwas, was ich die Suggestion 
der Distanz nennen möchte, die beim Hochschullehrer 
graduell, beim Kurpfuscher oft räumlich eine Rolle 
spielt. Die stete Hilfsbereitschaft des Arztes wird durch 
diese Instanz nicht beeinträchtigt werden. Auch werden 
bei der vorgeschlagenen Anordnung der Tätigkeit des 
Technikers eine „Konkurrenz“ oder sonstige Unzuträg¬ 
lichkeiten nicht zu befürchten sein. 

Der Arzt der Zukunft wird den kaufmännischen Be¬ 
griff „Konkurrenz“ — unbeschadet eines edlen, frucht¬ 
baren Wettbewerbes — nicht mehr kennen. Eine ver¬ 
feinerte Berufsauffassung, eine intensivere Beschäftigung 
jedes Arztes mit psychologischen Problemen, seine 
erhöhte Einstellung auf das Geistige wird alle unsaubere 
Kleinkrämerei beseitigen und bei gegenseitigem Ver¬ 
stehen. Belehren und Belehrtseinwollen ein inniges Zu¬ 
sammenarbeiten an dem gemejjisamen Ziel ermöglichen 
und verbürgen. Kommt dazu die klare Erkenntnis 
unserer gleichmäßigen Pflicht gegen alle und die Er¬ 
ziehung des Publikums in dem ausgeführten Sinne, dann 
wird bei gehobener gesellschaftlicher Stellung in sorgen¬ 
freier wirtschaftlicher Lage eine restlose Einigkeit im 
Innern und ein kraftvolles, achtunggebietendes Auftreten 
nach außen uns zum nützlichsten, angesehensten und 
glücklichsten Stande machen. 

Ich weiß wohl, wie weit wir heute noch davon ent¬ 
fernt sind, ich spreche' aber von dem Arzt der Zukunft, 
von einem Ideal, das wir im Auge behalten müssen, 
wenn wir den rechten Weg mit Klarheit finden wollen. 

Anmerkung der Schriftleitung: Wenn wir 
uns auch mit den vorstehenden Vorschlägen nicht ein¬ 

verstanden erklären können, so haben wir doch gerne 
den Artikel aufgenommen, weil er von einem hohen 
Idealismus zeugt und wiederum beweist, wie drückend 
die Aerzteschaft ihre jetzige Lage empfindet und wie 
sehnsüchtig sie nach einem Auswege sucht, der unserer 
Ansicht nach nur in der Selbstverwaltung der 
Aerzte in allen ärztlichen und gesundheitlichen Dingen 
liegen kann. 

Staatsbürgerliche Pflichten. 
Von Regierungsrat 1. Kl. C- Zahn (Bayreuth). 

Es ist sehr erfreulich, daß in Nr. 7 dieser Zeit¬ 
schrift auch Bedenken gegen die Bodenreform geltend 
gemacht worden sind. Daraus ist ersichtlich, daß sich 
immer mehr mit den wichtigen Fragen des BodenrechLs 
beschäftigen und sich darüber Gedanken machen. Nicht 
diejenigen, die die Bodenreform offen bekämpfen oder 
ihre Bedenken äußern, sind die gefährlichsten Gegner 
der Bodenreform, sondern die Lauen und Gleichgültigen, 
denen das wirtschaftliche Verständnis oder der Wille 
hierzu abgeht. Durch Rede und Gegenrede aber lassen 
sich Irrtümer und Mißverständnisse leichter aufklären. 
Daß in einer ärztlichen Zeitschrift Fragen des Boden¬ 
rechts erörtert werden, mag an sich fürs erste etwas 
seltsam anmuten, allein mir scheint, daß diese Fragen, 
wenn sie auch keine Standesfragen sind, doch auch die 
deutschen Aerzte als Staatsbürger aufs innigste berühren. 
Deshalb kann ich dem Schlußsatz der Ausführungen des 
Herrn OMR. Dr. Graßl ..Zur Bodenreform“ nicht bei¬ 
pflichten. wenn es dort heißt, die bevölkerungspolitische 
Seile der Bodenreform sei so sehr kulturpolitisch über¬ 
deckt daß der Aerzlestand am besten die Hand davon 
weglassen solle. Ich glaube doch, daß auch der Aerzte- 
stand als solcher nicht an den für seine Mitglieder als 
Staatsbürger wichtigen Fragen des Bodenrechts ganz 
vorübergehen darf. Die richtige Behandlung des Grund 
und Bodens ist für jeden einzelnen von Bedeutung, so 
daß jeder Stand seine Mitglieder auf diese Fragen hin- 
weisen sollte. Dies ist auch schon vielseitig geschehen. 
Eine Stellungnahme abzulehnen, wäre namentlich ver¬ 
fehlt, wenn es deshalb geschehen würde, weil vielleicht 
ein politischer Gegner irgendeine Frage des Bodenrechts 
aufrollt. Es muß doch das Bestreben aller guten Staats¬ 
bürger sein, das Wohl der Allgemeinheit zu fördern. 
Hier wird und darf auch der Arzt als Helfer in allen 
Krankheiten nicht fehlen. Er hat m. E. mitzuwirken, 
daß allen Deutschen nach der Forderung des Art. 155 
der Reichsverfassung eine gesunde Wohnung und daß 
allen deutschen Familien, besonders den kinderreichen, 
eine ihren Bedürfnissen entsprechende Wohn- oder Wirt¬ 
schaftsheimstätte gesichert wird. Wer sich dank glück¬ 
licher Umstände Auto und Reilpferd halten kann, darf 
auch der mißlichen Verhältnisse seiner Mitmenschen 
nicht vergessen. Wer für deren Besserung einlritt. der 
handelt im Sinne Fichtes, der sagt: ..Nur der. der jeden 
Deutschen Bruder nennt, ist deutsch.“ Das Opfer, das 
verlangt wird, ist das. mittelbar oder unmittelbar für die 
Förderung des Wohnungswesens einzutreten. 

Mir scheint es Pflicht jedes Staatsbürgers zu sein, 
sich mit den Fragen des Bodenrechts vertraut zu machen, 
an denen man gewöhnlich vorbeigeht, als gingen sie 
uns nichts an. Man darf die Gesetzgebung über den 
Grund und Boden nicht den unmittelbar Beteiligten, den 
Spekulanten im weitesten Sinne und ihren Schritt¬ 
machern überlassen. Durch die Tätigkeit der Boden¬ 
reformer wurde ja die Aufmerksamkeit auch der übrigen 
Bevölkerung auf diesen Gegenstand gelenkt, wenn auch 
noch recht viele, leider gerade der Gebildeten den Fragen 
fremd und gleichgültig gegenüberstehen. 

Muß sich der Arzt, den sein Beruf in manches Elend 
ohne Land blicken läßt, der so manche unzurei- 
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Verband der Aerzte Deutschlands (Hartmann-Bund). 
HauptgeschäftssteUe: Leipzig CI, Plagwitzerstrasse 15. — Saramel-Nr. 41001. — Drahtadresse: „Aerzteverband Leipzig“. 

Aerztliehe Tätigkeit an allfemeinen Behandlnnfganstalten (sog. Ambulatorien, elnsehl. d. Frauenklinik im Cecillenhaus Berlin des Verbandes Deutscher Krankenkissen), 
die von Kassen eingerichtet sind. 

Cavete, collegae 
Altenburg, Sprengelarztstellen1) b. 

der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Altkirrhen, Sprengelarztstellen1) 
b. d. früherenAltenburgerKnapp- 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Anspach, Taunus, Gemeinde- u. 
Schularztstelle. 

Barmen, Knappschaftsarztstelle. 

Berlin-Lichten berg und benach¬ 
barte Orte, Schularztstelle. 

Berlin-Treptow (Bez. XV), Schul¬ 
arzt- und Fürsorgestelle. 

Blankenburg, Harz, Halberstädter 
Knappsc haftsv erein. 

Blumenthal, Hann., Kommunal- 
assistenzarztstellen des Kreises. 

Bochum, As»istenzarztstellen am 
Josephskrankenhaus, Elisabeth¬ 
krankenhaus u. Augustakranken- 
haus. 

Borna Stedt, Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Bottrop / Weslf., Assistenzarzt, 
stellen am Marienhospital. 

Breithardt, Untertaunos, Kreis, 
Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Bremen, Fab.KK. der Jutespinn, 
nnd Weberei. 

Bremen, Arzt- und Assistenzarzt- 
steile am berufjgenossenschaft- 
lichen Ambularoriura. 

Bremen, Fabrik-, Betriebs- und 
Werkarztstellen jeder Alt 

Bncr/Westf., Assistenzarztstellen 
am Marienhospital. 

Buggingen, Arztstelle der Südd. 
Knappscs. München, Gewerk¬ 
schaft Baden, Kalisa zbergwerk. 

Castrop / Westf., Assistenzarzt» 
stellen am k.th. Krankenhaus 
und evang. Krankenhaus 

Coethrn, Anhalt, Sfadtassistenz- 
arztsteile, Armenarzttätigkeit. 

Culm, S.-Altbg., Knappscbafts- 
(Sprengel) Arztstelle. 

Custrin, Stadtarztstelle. 
Dobitschen, Sprengelarztstellen *) 

bei d. früh. Altenburger Knapp 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Eckern förde, Vertrauensarxtselle 
d. A. O. K. K. und L. K. K 

Ehrcuhain, Sprengelarztstellen *) 
b. d. früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig) 

Elberfeld, Knaposch.-Arztstelle. 
Elmshorn, Leit. Arzt- u. Assistenz¬ 

arztstelle am Krankenhaus. 
Erfurt, Aerztliche Tätigkeit bei 

dem Biochem. Verein »Volks- 
heil« u. d. Heilkundigen Otto 
Würzburg. 

Essen, Buhr, Arztstelle an der 
▼ . d. Kruppschen KK. einge- 
richt. Behandlungsanstalten. 

Frohbarg, Sprengelarztstellen4) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Geestemünde. OKK Geestemünde 
u der Behandlungsanstalten in 
Wesermünde - Geestemünde und 
Wesermünde-Lebe eioschliessl. 
Assistrntenstellen 

Gelsenklrchen, Asnstehzarztstel- 
len am Mar.enhospital. 

Gle«ainaiiii»4nrf. Schic» 
Gladbeck/ Westf.. As istenzarzt- 

stellen am St Barb^rahospital. 
GÖshbITZ, sprengelarztsteilen1) b. 

der früheren Altenborger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Gross-Geraa, Krankenhausarzt- 
stelle. 

Gro tzteh,Sprengelarztstellen1) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Halberstadt, Arztstellen bei der 
Knappsch. (Tangerhütte, Rübe¬ 
länder , Anhalusche, Helm¬ 
städter und bisherige Halber¬ 
städter Knappschaft). 

Halle’sche Knappschaft, fach 
ärztl. Tätigkeit und Chefarzt¬ 

stelle einer Augen- und Ohren¬ 
station. 

Hall« a. S., Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Hartau. siehe Zittau 
Herne/Westf., Assistenzarztstellen 

am kath. Krankenhaus u. evang. 
Krankenhaus. 

Hlrarhfoida, siehe Zittau. 
Hoheumols«n, A«si-ienzarztsteUen 

am Knappschaftskrankenhaus. 
Uorst/Westf , Assistenzarzt^teilen 

am Josephshospttal 
Kandrzin, ünertcbl. Eisenbahn 

BKK.; ärztliche Tätigkeit am 
Antoniusstift. 

Kenia, O.L., s. Rothenburg. 
Knappschaft, Sprengelarztstellen 

d. Oberscnl. Knapp»ch. m. Ausn. 
d. Kieise Heuthen, Gleiwitz, Hin* 
drnburg, Ratibor. 

Knappschaft,Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Kohren, Sprengelarztstellen1) bei 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). ^ 

Kotzenan, BKK. d Marienhütte. 
Langen’enba-Mederhain, Spren¬ 

gelarztstellen1) b d früh Alten¬ 
burger Knappschaft (jetzt zur 
Halleschen Knappsch gehörig). 

Lehe, O.K.K Geestemünde u. d. 
Behandlungsanstalten in Weser- 
münde-Geestemünde u. Weser¬ 
münde-Lehe einschliessl. Assi* 
stentenstellen 

Lucka, SprengelarztsteUen1) b. d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

Hengeraktrrhen, Oberlahnkreis, 
Gemetndearztstelle i. Bes. 

Hsrmehnrg« AOKK. 
Hühlhelm / Kahr, Assistenzarzt¬ 

stellen am Evangel. Kranken¬ 
haus und Kaihol. Krankenhaus. 

Münster 1. W , Knappschaftsarzl- 
stelle. 

Muukau (O.-L.), und Umgegend 
siehe Rothenburg. 

Naumburg a. h., Knappschafts¬ 
arztstelle. 

Nobitz, Sprengelarztstellen1) b. d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig) 

Nöbdenitz, S-Altenburg., Knapp- 
schäfte- (Sprengel) Arztstelle. 

OberhauNen, Assistenzarztstellen 
am Evung. Krankenhaus 

Oherach leNlentSprenKeUrztstellen 
der Oberschlesischen Knapp¬ 
schaft mit Ausnahme der Kreise 
Beuihen, Glciwitz, Hindenburg, 
Ratibor. 

Olheradorf. siehe Zittau. 
Osterfeld / Weatf., Assistenzara- 

stellen am Marienhospiial. 
Bad Oeynhausen, leit Arztitelle 

am sUdt. Krankenhaus. 
Pegau, Sprengelamstcilena) b. d. 

früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

PÖlzIg, S.-Altb., Knappschafts- 
(Sprengel) Arztstelle. 

Rannhetm (b. Mains), Gemeinde¬ 
arztstelle. 

Kegla, SprcngelarztsteHen *) b. d 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt sur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Rennerod (Westerwd.), Gemeinde- 
arztstelle. 

Ronnebnrg S.-AHbg. Knappsch.- 
(Sprengel) Arststelle. 

Rositz, Sprengelarztsteilen1) b. d. 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt sur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Kothenbarg. Schice., f. d g. Kr. 
Niederschi, and Brandenburg, 
Knapp.chaft., LKK. u. AOKK. 
d. Krs. Sagan. 

Sagen, (f. d Kr.) Niederschles. 
u. Brandenb. Knappschaft. 

Selimalkaldeii, Thüringen. 
Hchmiedeberg, Bes. Halle, leit. 

Arststelle am slidt. Kurbad. 
Kehmittea, T., Gern. Arxtstellc 

Schmölln, Sprengelarztstellen1) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Singhofen, Unterlahnkreis. Ge- 
meindcbezirksarztsteUe 

Sodlngen / WeMtf. Assistenzarzt- 
steilen am kalh. Krankenhaus. 

StarkenbergySpreuKclar/tstelien1) 
bei der früheren Altenburger 
Knappschaft ((jetzt zur Halle¬ 
schen Knappschaft gehörig). 

Treben , Sprengelarztstellen *) bei 
der früher Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt sur Halleichcn 
Knappschaft gehörig). 

Tnrrhan siehe Zittau. 
Wanne-Eickel, A«sistenzarzlsrellen 

am A'inahospiuü und amjostphs- 
hospital. 

Weta»ruaeeb. Berl., Hausarstverb. 
Weiaawaaaer (O.-L.) u. Umgeg 

siehe Rothenburg. 
Wesel, Knappschaftsarztstelle. 
Wea^rmflude, O.K.K. Geeste, 

münde u. d Behandlungsanstalt 
i Wcsermündc-Geesteauode u- 
Wesermuode-Lene einschliessl. 
Assistentenste tien. 

Weeter urg. Kommunalverband. 
WlBdiarhlenba, Sprengelarststel- 

len •) b d. frühe.en Altenburger 
Knappecb-«ft (jetzt sur Halle- 
sehen Knappschaft gehörig). 

WlBter»dorf,Spreogelarzlat«llen,) 
bei de' Iruherco Altenburg» r 
Knappschaft (jetzt zur Halle* 
sehen Knappschaft gehörig). 

WltUn/Rebr, AssistenrarztstcUcn 
am Dt ••ooitsenkraokenhaus u 
MariahospitaJ. 

Zehma, Sp engelarztstellen •) bei 
der frübereo Altenburger Knapp¬ 
schaft Heut zur Halleschen 
Knappschaft gehör g). 

Zfmmrran, Bez. Königihofea. 
Zltta« Hlrarhfelde (Bezuk), 

Arzutellc b. d. Knappschafts 
kraniceokasse der »Sächsischen 
Werke« (Tuxchau, Glückauf, 
Hartaul 

Zoppot. AOKK. ^ und jede ärztliche Tätigkeit. 

Ueber vorstehende Orte und alle Verbandsangelegenheiten erteilt jederzeit Auskunft die HauptgeschäftHHtelle Leipzig CI, I’lagwltzerstr. 15 
Sprechzeit vorm. 11—12 (ausser Sonntags). Kostenloser Nachweis von Praxis, Auslands-, Schiffsarzt- nnd Asslstentenstellen 

sowie Vertretnniren. 

chende Behausungen sieht, die manchmal nur Löchern 
gleichen, nicht auch Gedanken machen, wie namentlich 
das Wohnungselend beseitigt oder doch gemildert werden 
könnte? Hat er nicht wie jeder andere deutsche Staats¬ 
bürger die Pflicht, für die Besserung der Zustände zu 
sorgen? Wie wollen wir, wie will der Arzt als Staats- und 
Gemeindebürger die richtigen Vertreter in Reich, Staat 
und Gemeinde wählen, wenn wir über diese wichtigen 
Fragen keinen Bescheid wissen und uns infolgedessen 
über die persönliche Einstellung des Mannes unseres 
Vertrauens nicht unterrichten? 

Wie viele oder wie wenige wissen eigentlich auf die 
Frage „Was ist und was will die Bodenreform?“ eine 
richtige Antwort zu geben? Manche bezeichnen sie als 
sozialistisch, manche gar als kommunistisch, um ängst¬ 
lichen Gemütern einen Schrecken einzujagen und sie 
von der Beschäftigung mit ihr abzulenken. Sie wollen 
nicht, daß man ihre Netze zerreiße. Aber welcher Arzt 
würde die Anwendung von Heilmitteln oder Betäubungs¬ 
mitteln ahlehnen, weil sie in der Hand von Ungeübten 
oder von verbrecherisch angelegten Naturen Schaden 
stiften können? 

Es hat mich mit Befriedigung erfüllt, daß Herr OMR. 
Dr. Graßl uns Bodenreformern Idealismus zuerkennt. 
Ja fürwahr,„man kann den Bodenreformern einen ge¬ 
wissen Idealismus nicht absprechen, wenn sie unter Hint¬ 
ansetzung persönlicher Vorteile, ja vielleicht zu ihrem 
eigenen Schaden sich für ihre Ueberzeugung einselzen. 
Ich erinnere nur an den Regierungspräsidenten von 
Frankfurt a. d. 0., Grafen Friedr. von Schwerin, den Be¬ 

gründer der bedeutenden Siedlungsgesellschaft „Eigene 
Scholle G. m. b. H“, die durch Ansiedlung Deutscher den 
Kampf gegen das Polentum aufnahm. (Damaschke, „Zei¬ 
lenwende“, bei Grelhlein & Co., Leipzig-Zürich, S. 229 ff., 
und „Zehn Jahre Sicdlungslätigkcit der Landgesellschaft 
Eigene Scholle“, im Selbstverlag der Gesellschaft, Frank¬ 
furt a. d. O.) 

Aber wie cs selten einen ganz reinen Idealismus gibt, 
der eine Sache lediglich um ihrer selbst willen oder um 
Gottes Lohn betreibt, so sind auch wir Bodenreformer 
nicht ganz frei von einem „sacro egoismo“. Mancher 
sehnt sich wohl nach einem Eigenheim und glaubt durch 
Unterstützung der Bestrebungen auf Neugestaltung des 
Bodenrechts und auf Besserung der Wohnungsverhüll- 
nisse dem Ziele eher näh«* zu kommen. Dann aber isl cs 
die S o r g e u m d a s W o h 1 c r g e h c n d e s d e u I s c h c n 
Volkes und damit um das eigene Wo h 1, daß nicht 
die bolschewistische Welle, hervorgerufen durch das 
Elend und den Schrei nach menschenwürdigem Dasein 
und Unterkommen, wie in Rußland über das deutsche 
Volk doch noch hinweggehe. Bedauerlich ist nur, daßder 
Idealismus der Bodenreformer nicht seilen so gering ge¬ 
schätzt wird, ja, daß man der Umsetzung bodenreformc- 
rischer Gedanken in die Wirklichkeit die größten Schwie¬ 
rigkeiten in den Weg legt, eben weil man selbst nicht 
den nötigen Idealismus, d. h. Mitgefühl aufbringl. Wer 
praktisch zu wirken versucht, kann ein Lied singen von 
der Verständnis-und Lieblosigkeit mancher Menschen 
keinen Stand ausgenommen. Und trotzdem 1 „Hie Pra¬ 
xis, die harte Wirklichkeit, isl oft anders; von Idealis- 
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Diese Kurve, 
entnommen der Arbeit von 
Dr. phil. E. WheeIer*Hill, 

chemischer Assistent an der StofiFwechseUAbfcilung, 
aus der Dircktorialabteilung des Allg. Krankenhauses H.»nburg*Eppendorf, 

Med. Univ.sKlinik (Direktor: Prof. Dr. L. Brauer). 

„Über die eiweißsparende Wirkung der Lipoide“ 
(Klinische Wochenschrift N’r. 45 1926) 

demonstriert. 
die eiweißsparende Wirkung des Lipoid*Kompiexes der 
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Nervennahrung 
und daher die Bedeutung dieses Präparats für die 
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mus kann man nicht leben." Will damit gesagt werden, 
daß die Bodenreformer wirklichkeitsfremde Schwärmer 
sind, und will die Ausstellung wiederholt werden, daß 
die Bodenreform noch nichts erreicht habe, so sei auf 
meinen Aufsatz: ..Hat die Bodenreform Erfolge erzielt“ 
im „Aerztlichen Vereinsblatt“ Xr. 1408/1927, S. 100 und 
auf meine Abhandlung über „Neuzeitliches Bodenrecht“ 
im „Bayerischen und Münchener Jahrbuch 1927“ S. 228 ff. 
hingewiesen. Es würde zu weit führen, dies hier dar¬ 
zulegen. Sollen mit der Behauptung, die Bodenreformer 
seien wirklichkeitsfremde Idealisten, ihre Bestrebungen 
als unbeachtlich oder gar utopistisch dargestellt werden, 
so scheint mir damit entweder die Notwendigkeit einer 
Einflußnahme auf die Neugestaltung des Bodenrechts 
verkannt oder die Bedeutung der gesetzgeberischen und 
praktischen Erfolge der Bodenreform. 

Im übrigen sagt Jean Paul einmal: „Allegroßen 
Gedanken, welche die Welt bewegen, wer¬ 
den nicht mit dem Verstände, sondern mit 
dem Herzen gedacht.“ Als man in Bayreuth im 
Jahre 1925 die hundertjährige Totenfeier dieses Dichters 
abhielt, ist das Wort gefallen: „Wenn das deutsche Volk 
sich wieder dem Vaterland, der Heimat, mit ganzer Kraft 
der Seele hingibt, wenn es Reinheit des Herzens, Freude 
an allem Hohen. Edlen. Schönen, hochhält, wenn es 
seine Augen gläubig dem Himmel, das Herz in heißem 
Mitempfinden dem Mitmenschenz uw endet, 
dann kann sich ihm wieder wie vor 100 Jahren ein Auf¬ 
erstehungsmorgen nahen.“ Gewiß ein schönes Wort, das 
alle beherzigen sollten, das ganz besonders auch dem 
Arzte gilt, der in seinem schweren Berufe oft auch das 
Herz mitsprechen lassen muß. 

Es mögen hier einige Punkte des Graßlschen Auf¬ 
satzes, die mir der Aufklärung zu bedürfen scheinen, 
erörtert werden. Dies kann natürlich nur andeutungs¬ 
weise geschehen. So wird davon gesprochen, daß die 
Absicht dahin gehe, die in den Boden hineingesteckten 
Aufwendungen an Arbeit und Geld dem Staate zu über¬ 
eignen. Diese Auffassung ist unzutreffend. Die Forde¬ 
rung der Bodenreformer ist doch vielmehr die. daß der 
unverdiente Wertzuwachs, d. h. jener Teil des 
Ertrages, der ohne eigenen Aufwand von Arbeit und 
Geld lediglich durch äußere Verhältnisse entsteht, wie¬ 
der der Allgemeinheit zukommen soll. (Wertsteigerung 
eines Grundstückes, weil z. B. eine Eisenbahn, ein Kanal 
in der Nähe vorüberführt, eine Straße angelegt, ein 
öffentliches Gebäude errichtet wird.) Wie dies am besten 
geschieht, kann man ruhig der Gesetzgebung überlassen 
(Wertzuwachssteuer, Grundwertsteuer . 

Nie haben die Bodenreformer verlangt, daß Gebäude 
und landwirtschaftliches Zubehör- wie der Grund und 

Boden behandelt werden soll. Im Gegenteil, die Boden¬ 
reformer fordern ja grundsätzlich eine andere Behand¬ 
lung des Grund und Bodens gegenüber den von Men¬ 
schenhand hergeslcllten Dingen. Trennung der Bau¬ 
werke von Grund und Boden. Erbbaurecht ! (Siehe 
auch P. Saedler, Hypothekenreform und Wohnungs¬ 
reform in Heft 79 der „Sozialen Zeitfragen“, Buchhand¬ 
lung Bodenreform, Berlin, Lessingstr. 11.) 

Daß die 'Kriegerheimstätten versagt hätten, scheint 
neu. Mangel an Betriebsmitteln oder das Versagen eini¬ 
ger angeselzler Kriegsteilnehmer spricht jedenfalls nicht ‘ 
gegen die bodenreformerische Forderung der Siche¬ 
rung der Heimstätte vor fremdem Zugriff 
und spekulativer Veräußerung, gegen die 
Rechtsform der Heimstätte. Auf die Geschäftsberichte 
der Bayerischen Landcssiedlung darf hingewiesen wer¬ 
den. Die Reichsheimstätte ist gesicherter Besitz. Der 
wirtschaftlich Schwächere wird vor dem wirtschaftlich 
Stärkeren geschützt. 

„Für die Allgemeinheit des bäuerlichen Besitzes ist 
die Bodenreform ein ideologisches Experiment.“ (!?) Da¬ 
gegen : Siedlung auf bodenrechtlich gesicher¬ 
tem Besitz! Verschuldungsgrenzet „Der 
Bauer verliert den Realkredit.“ Ein überschuldeter 
Bauer dürfte ein noch unerfreulicheres Ergebnis sein 
(S. hierüber Damaschke, Geschichte der Nationalökono¬ 
mie, Bd. II S 352.) 

Durch eine entsprechende Regelung des Anerben¬ 
rechtes (Erbfolge in bäuerlichen Gütern) kann die Gefahr 
der Ueberschuldung des Gutsübernehmers vermieden 
werden. Im Bayerischen Landtag ist eben eine befrie¬ 
digende Regelung des Anerbenrechtes verlangt worden. 
Die Bodenreform will ebenfalls die Zerstückelung kleine¬ 
rer Güter vermieden wissen und fordert deswegen die 
S c h a f f u n g v o n S i e d 1 u n g s m ö g 1 i c h k c i t e n für 
landwirtschaftliche Haussöhnc und Haustöchter zur 
Gründung wirtschaftlicher Selbständigkeit. Wir können 
dann die Leute im Lande halten und brauchen sie nicht 
auswandern oder in die Städte zur Vergrößerung der „in¬ 
dustriellen Reservearmee“ abwandern, zu lassen. Die 
Bodenreformer wollen also nicht die „Flucht in die Stadl“ 
fördern. Wir fordern Auflockerung der Städte, 
Besiedelung des flachen Landes, Bau men¬ 
schenwürdiger Landarbeiter Wohnungen mit der 
Möglichkeit späterer Selbständigmachung (Fritz Reuter: 
„Kein Hüsungl“). 

Die Grundforderung der Bodenreformer ist die Schaf¬ 
fung menschenwürdiger, vor wucherischem 
Zugriff bewahrter Wohn- und W i r t s c h a f t s - 
stätten. (Art. 155 der Reichsverfassung,) Dies soll auf 
dem Wege einer besseren Gestaltung des Boden- 
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Bisuspen 
1 ccm = 0,06 g Bl. 

Emulsionsartig feine Suspension von Wismut- 
subsalicylat in öl. 

Kein schwer verteilbares Sediment. Genaue Dosie¬ 
rung ermöglicht. Gute Wirkung und Verträglichkeit. 

Flaschen zu 15 ccm. 
Klinikpackungen zu 50 und WO ccm. 

Embarin 
Sterile Lösung des merkurisalicylsulfonsauren 

Natriums mit Acoinzusatz. 3e/0 Hg. 

Bei subkutaner oder intramuskulärer Applikation 

schmerzlos und gut verträglich. 

Zur einzeiligen kombinierten Quecksilber- 

Salvarsan-Therapie verwende man 

Bisuspen für Kinder 
/ ccm = 0,012 g Bi. 

Gleiche Vorzüge. Exakteste Dosierung minimalster Wismutmengen. 
Flaschen zu 12 ccm, Klinikpackung zu 50 ccm. 

Embarin für intravenöse Injektion. 
Schachteln mit 3 und W Ampullen zu 1 ccm. 

Klinikpackungen: 
Schachteln mit 50 und 100 Ampullen zu 1 ccm. 
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Chemische Fabrik von Heyden Aktiengesellschaft, Radebeul-Dresden. 
rechts und einer gerechten Besteuerung des 
Bodens durch Erlassung der Grundrente erfolgen. Dem 
Mißbrauch des Grund und Bodens soll vorgebeugt 
werden. Ich glaube dieser grundsätzlichen Forderung 
können alle zustimmen, die nicht einen Teil unseres 
Volkes von dem naturrechtlichen „jus possidendi“ aus¬ 
schließen wollen. Sich die Kenntnis über diese grund¬ 
legenden Fragen zu verschaffen, scheint mir daher Pflicht 
jeden Staatsbürgers. •) Fr. v. Schiller hat wohl un¬ 
bewußt in seinem Zweizeiler „Von der Würde des Men¬ 
schen“ diese Frage berührt, indem er auf das Wichtigste 
im menschlichen Dasein, auf Nahrung und Wohnung, 
hinwies, wenn er sagt: 
„Niehls mehr davon! Ich bitt’ Euch. Zu essen gebt ihnen, zu 

wohnen. 
Habt Ihr die Blöße bedeckt, gibt sich die Würde von selbst.“ 

Dieser Leitsatz ist auch für die Forderungen der 
Bodenreformer maßgebend. 

Gründung einer „Aerztlichen Sezession“. 
Der deutschen Aerzteschaft wurde in den letzten 

Tagen von der „Aerztlichen Sezession“ ein Rundschrei¬ 
ben gesandt. Wir wiederholen, was in Nr. 13 der „Aerzt¬ 
lichen Mitteilungen“ über die Gründer bekannlgcgeben 
wurde: 

„So finden sich Geschäftstüchtige, Sonderlinge und 
ganz Radikale zusammen, um dem Kurpfuschertum 
Vorspanndienste zu leisten. Es ist von den approbier¬ 
ten Freunden der Laienbehandler keine besondere 
Gefahr zu erwarten, die nähere Berührung mit der 
großen Zahl der ganz Unzulänglichen wird ernüch¬ 
ternd wirken, organisatorische Neugründungen ge¬ 
hören gerade in dem sensationsbedürftigen Berlin 
zum täglichen Brot, ihre Lebensdauer ist erfahrungs¬ 
gemäß um so kürzer, je radikaler die Umsturzpläne 
sind.“ 

„Von den sieben Forderungen der ,Sezession' sind 
die ersten beiden dazu bestimmt, die Herren .Sezessio- 
nisten' im Lichte von vergewaltigten Unschuldsläni- 
‘mern und von Märtyrern ihrer Ueberzeugung erschei¬ 
nen zu lassen. Nr. 3 (5 dienen dazu, sich in die soziale 
Toga einzuhüllen und so zu tun, als ob ihnen die wirt¬ 
schaftlichen Belange der Aerzteschalt am Herzen lägen, 
und erst in der siebenten und letzten Forderung ent¬ 
hüllen diese Edlen ihr Herz, indem sie für .die Auf- 

*) Hierüber geben erschöpfende Auskunft die Werke Da¬ 
maschkes: „Die Bodenreform. Grundsätzliches und Geschicht¬ 
liches zur Erkenntnis und Ueberwindung der sozialen Not“, 
seine „Geschichte der Nationalökonomie“, „Aufgaben der Ge¬ 
meindepolitik“ und andere. Dr. Kaßner: „Wirtschaftliche Bo¬ 
denreform“ usw. Buchhandlung Bodenreform, Berlin. Ferner sei 
die Zeitschrift „Bodenreform", vierteljährlich RM. 1.50. Erschei¬ 
nungsort Potsdam, empfohlen. 

rechterhaltung des bewährten bisherigen Zustandes 
der ärztlichen Gewerbefreiheit und Kurierfreiheit' ein- 
treten. Ganz recht so! Wer sich nicht als Arzt, son¬ 
dern als ärztlicher Gewerbetreibender fühlt und be¬ 
tätigt, der handelt durchaus folgerichtig und mit in¬ 
stinktsicherer Witterung .fürs Geschäft', wenn er jeden 
gesetzlichen Damm gegen die Kurpfuscherfreiheit — 
denn allein gegen diese, nicht aber gegen die ärztliche- 
Kurierfreiheit: geht unser Kampf — ablehnt 

Aber auch als ärztliche Gewerbetreibende hätten 
die Herren doch noch mit einem Rest von Scham¬ 
gefühl davor zurückschrecken sollen, den jedem Arzt 
ehrwürdigen Namen ,Rudolf Virchow' zu entweihen 
und für ihre geschäftlichen Zwecke zu mißbrauchen. 

Die deutsche Aerzteschaft wird diesen sich von 
ihr lossagenden Sezessionisten keine Träne nach¬ 
weinen, sondern wird vielmehr diesen Verlust in 
ihren Reihen als einen Gewinn betrachten.“ 

Ein Kassenmitglied hat nicht unbedingt Anspruch auf 
die Mindestsätze der Gebührenordnung. 

Daß ein Kassenmitglied gesetzlich nur dann An¬ 
spruch auf die Mindestsätze erheben kann, wenn zwi¬ 
schen Arzt und Krankenkasse ein Vertrag besteht oder 
aber der Arzt stillschweigend mit der Annahme der 
Mindestsätze bei der Uebernahme der Behandlung sich 
einverstanden erklärt, geht wieder aus der neueren ge¬ 
richtlichen Entscheidung hervor, die wir der „Schlesi¬ 
schen Aerztekorrespondenz“ 1927. S. 259. entnehmen: 
75. C. 1540/26. 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 18. Juni 1926. 

In Sachen B , Klägers, 
Prozeßbevollmächtigter. Rechtsanwalt Bl . 1. 

gegen Sch, Beklagten, wegen Forderung aus Dienstver¬ 
trag. hat das Amtsgericht in Breslau auf die mündliche 
Verhandlung vom 11. Juni 1926 durch den Gerichls- 
assessor Dr. Freiherrn von Stillfried für Recht erkannt: 

1. Der Beklagte wird verurteilt, an den Kläger 96 
(in Worten sechsundneunzig) Reichsmark nebst 
10 (in Worten zehn) vom Hundert jährlichen Zin¬ 
sen und die Kosten des Rechtsstreites zu tragen. 

2. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Tatbestand. 
Der Beklagte ist vom Kläger ärztlich behandelt 

worden; es haben 15 Beratungen stattgefunden. Bei der 
ersten Inanspruchnahme übergab der Beklagte dem Klä¬ 
ger einen Krankenschein der Betriebskrankenkasse „Al¬ 
lianz“ Versicherungs-A.G. in Berlin. Bei der zweiten Be¬ 
handlung gab der Kläger den Schein dem Beklagten zu- 
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rück mit der Erklärung, eine Behandlung des Beklagten 
als Kassenmitglied könne nicht erfolgen, da zwischen 
der genannten Kasse und der Aerzleschaft ein Vertrags- 
Verhältnis noch nicht bestehe. Der Beklagte hat auch 
weiterhin die Dienste des Klägers in Anspruch genom¬ 
men. — Die Verhandlungen zwischen der Kasse und 
den Aerzten sind seinerzeit tatsächlich gescheitert. 

Der Kläger verlangt für seine Arbeit ein angemes¬ 
senes Entgelt und beantragt, 

wie geschehen, zu erkennen. 
Der Beklagte beantragt 

Klageabweisung. 

Er hat der genannten Krankenkasse den Streit ver¬ 
kündet. Diese ist dem Rechtsstreit beigetreten 1 und hat 
ebenfalls , Klageabweisung 

beantragt. Da der Beklagte Kassenmitglied sei, ihm die 
Behandlungskosten also von der Kasse erstattet werden 
müßten, so seien nach § 2 der preuß. Gebührenordnung 
für Aerzte und Zahnärzte vom 1. September 1921 (ver¬ 
öffentlicht im ..Reichsanzeiger" die Mindestgebühren 
zu berechnen; diese betragen 33 RM 

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e. 

Die Klage stützt sich auf §§ 611, 612 BGB. und ist 
begründet. Die vom Kläger berechneten Sätze halten sich 
im Rahmen der von der Gebührenordnung vorgesehenen 
Beträge. 

Einen Anspruch auf Berechnung der .Mindestgebüh¬ 

ren hat der Beklagte nicht. Dadurch, daß er auch nach 
Zurückweisung des. Krankenscheines die Tätigkeit des 
Klägers für sich in Anspruch genommen hat, hat er zu 
erkennen gegeben, daß er bei der gegebenen Sachlage 
als freier Patient behandelt sein wollte; eine andere 
Auslegung seines Verhallens ist nach Treu und Glauben 
nicht möglich. Die Eigenschaft des Klägers als Kassen¬ 
mitglied war damit aus dem Vertrage so völlig ausge¬ 
schaltet, daß auch die Tatsache eines etwaigen Rück¬ 
griffes des Beklagten auf seine Kasse für den Vertrag 
und für die zu berechnenden Gebühren ohne Bedeutung 
war. Dem Kläger sieben also die nach allgemeinen Ge¬ 
sichtspunkten angemessenen Gebühren zu. 

Die Berufung des Beklagten und der Streilverkün- 
deten auf § 2 der ol>en genannten Gebührenordnung ist 
verfehlt. Dieser schreibt u. a. vor, daß die Mindestsätze 
zu berechnen seien, „wenn die Zahlung aus einer Kran¬ 
kenkasse zu leisten ist“. Er setzt voraus, daß ein Ver¬ 
tragsverhältnis der Aerzteschaft mit der in Betracht 
kommenden Kasse besteht. Die dieser Anordnung seitens 
des Beklagten gegebene Ausdeutung, daß jedes Mitglied 
einer zugelassenen Krankenkasse von jedem Arzte ohne 
Rücksicht auf das Bestehen eines Vertrages zu Mindest¬ 
sätzen behandelt werden müsse, ist schon deswegen irrig, 
weil eine solche Anordnung unvereinbar wäre mit Ar¬ 
tikel 152 der Reichsverfassung.*) Sie hätte höchstens als 
verfassungsänderndes Gesetz mit der erforderlichen 
Mehrheit des Reichstages beschlossen werden können; 
in Form einer Verordnung des Wohlfahrtsministers wäre 
sie verfassungswidrig und daher nichtig. 

Als Vertreter in der mündlichen Verhandlung fangierte Herr Stndt- 
amtmann Werner, Geschäftsführer der Kommunalbetriebskrankenkasse. 

b Dieser lautet: Im Wirtschaftsverkehr gilt Vertragsfreiheit nach 
Massgabe der Gesetze. 

fS rztfiche^ßu nd fefiau 
HALBMONATSSCHRIFT FÜR DIE GESAMT.INTERESSEN DER HEILKUNDE 

Herausgegeben von: 
Dr. Hellmuth Deist, Facharzt für innere Krankheiten in Überruh bei Isny, und 

Dr. Fritz Michelsson, Facharzt für Chirurgie in Berlin. 
Schriftleitung: Chefarzt Dr. Deist, Heilstätte Überruh. 

Fachbeiräte der »Ratschläge für die Praxis«: 
Chefarzt Geheimrat Dr. Fischer, Stuttgart; Geheitnrat Professor Dr. Flöel, München; Chefarzt Sanitätsrat Dr. Hammer, 
Stuttgart; Oberarzt Dr. Hecht, Stuttgart; Oberarzt Dr. Hellmann, Münster (Westf.); Facharzt Dr. Kuhn, Baden-Baden; Facharzt 
Dr. Lenz, München; Reg.-Med.-Rat Dr. Schnitzer, Stuttgart; Chefarzt Dr. Simon, Breslau; Oberarzt Dr. Volmer, Leipzig. 

Heft Nr. 8: Sonderheft zum psychotherapeutischen Kongress in Bad Nauheim. 
Inhalt: Nervenarzt Dr. W. Stockmayer, Stuttgart: Analytische Psychologie und Erziehung. — Oberarzt Dr Ernst 
Wittermann, Winnental (Wttbg.): Moderne Typenlehren. — Dr. Walter Kröner, Charlottcnburg: Sammclbcricht über die 
Ergebnisse der Untersuchung der Phänomenik des Mediums Eleonora Zugun. — Dr. G. Hausdorf: Kasuistischer Beitrag zur 
Fehldiagnose von Hirntumoren mit 1 Tafel mit 7 Abbildungen. — Ratschläge für die Praxis: Behandlung der 1 soriasis 

vulgaris; Auszug aus dem Brief eines deutschen Arztes in Südchina; Unerfreuliche Reklame. 

Vom Verlag der Aerztlichen Rundschau Otto Gmelln, München 2 NO 3, 
Wurzerstrasse 1 b erbitte ich 

Aerztliche Rundschau mit Tuberkulose, m. 3.50 vierteljährlich, 

Tuberkulose allein M. 3.— vierteljährlich (in besserer Ausstattung) 

vom .. an. 

Name:..-.:.Adresse:..... 

Bestellzettel. 
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Da die Verteidigung J'ehlgehl, so ist dem Klageantrag 
nach zu erkennen. 

Die Zinsforderung lieruht auf §^5 288. 280 BGB.; der 
Satz ist angemessen. 

Die Kostenlast trifft den Beklagten voll, trotzdem er 
dem Kläger .38 HM. brieflich angeboten hat. Denn das 
war eine Teilleistung, zu der der Beklagte nicht be¬ 
rechtigt war (§§ 260 BGB., !)1 ZPO . 
r Die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 709, 
Ziffer 9 ZPO. 

Dr. Frhr. v. Stillfried. 

Biochemische Mittel sind Heilmittel. 

Das Oberlandesgericht in Naumburg hatte sich mit 
der Frage zu beschäftigen, ob biochemische Heilmittel 
auch außerhalb der Apotheken an andere überlassen 
oder abgegeben werden dürfen. 

Der Strafsenat des Oberlandesgerichtes Naumburg 
führte unter Berücksichtigung des § 367 (3) des Beichs- 
strafgesetzbuches, der Verordnung betreffend den Ver¬ 
kehr mit Arzneimitteln vom 22. Oktober 1901 und Ziff. 9 
des Verzeichnisses A dieser Verordnung und der Ver¬ 
ordnung vom 27. März 1925 u. a. aus, biochemische 
Mittel in Pastillen- oder Tablettenform gelten als Heil¬ 
mittel und dürfen außerhalb der Apotheken an andere 
nur überlassen werden, sofern sie aus natürlichen Mine¬ 
ralwässern oder künstlichen Mineralquellsalzen herge¬ 
stellt seien. Pastillen oder Tabletten aus künstlichen 
Mineralquellsalzen seien nur dann als vorliegend anzu¬ 
nehmen, wenn sie aus solchen künstlichen Salzen her¬ 
gestellt werden, wie sie auch in den entsprechenden 
Mineralwässern, z. B. Karlsbader oder Einser Salz, ent¬ 
halten seien. Die Zubereitung und Abgabe derartiger 
Pastillen und Tabletten sei nach der Verordnung vom 

27. März 1925 auch Vereinen und ähnlichen Personal- 
Vereinigungen an ihre Mitglieder nicht gestattet, so¬ 
fern nicht die gesetzlich vorgesehenen Ausnahmen in 
Betracht kommen. 

Verband der deutschen Berufsgenossenschaften. 

Der Hartmannbund gibt bekannt, daß die Verhand¬ 
lungen mit dem Verband der deutschen Berufsgenossen¬ 
schaften gescheitert sind. 

Jede örtliche oder bezirkliche Vereinbarung mit Be¬ 
ruf sgenossenschaften oder berufsgenossenschaftlichen 
Vereinigungen von Vereinen oder einzelnen Aerzten ist 
verboten. 

Nähere Anweisungen folgen. 

Mitteilung der Krankenkassenkommission des Landes¬ 
ausschusses der Aerzte Bayerns. 

Belr. Mittelstand Versicherungen. 

Die Herren Kollegen werden wiederholt darauf auf¬ 
merksam gemacht, daß der ,,Bayerische Gewerbe- 
bund" das Abkommen des Leipziger Verbandes nicht 
anerkannt hat. Die Ausfüllung der Krankenscheine des 
..Bayerischen Gewerbebundes“ ist deshalb verboten. Den 
Patienten dürfen lediglich auf Verlangen und gegen so¬ 
fortige Bezahlung Zeugnisse in freier Form ausgestellt 
werden. Insbesondere ist es strengstens verboten, die 
Fragen am Kopfe der Krankenscheine, die ein ärztliches 
Zeugnis sind, auszufüllen. 

Rechnungen sind auf Privatformular spezifiziert aus¬ 
zustellen 

Vertrauens-. Beirats- und Gesellschaftsarztstellen 
sind verboten 

Pruritus 
Simplex — nervosus — vulvae — ani; — Urticaria — Strofulus infantum — Zahnpocken — Intertrigo — 

Ekzeme (besonders nässende) — frische Hautentzündungen — Insektenstiche — Frost- und Brandwunden 

Unguentum herbale Obermeyer 
Bestandteile: Ol. Rat. 3°Io, Ol. caps. butsae pastoris, Oleum Tanacetici aa. 3,5°/o, Extr. betonte. 2°/o, Extr. verben., 

Extr. Trigonellae aa. 2,5° 0, Extr. Saponar. 30 o, Adeps. Um. compos. S0°/o. 

Für die kassenärztliche Verordnung in Bayern zugelassen: 
s. Anleitung xu wirtschaftlicher Verordnungsweise fUr die 
kassenärztliche Tätigkeit der Aerzte Bayerns Seite 77 (unten). 

Zur Beachtung: Das im „Bayerischen Arzneiverordnungsbuch“ S.77 irrtümlich als Unguentum herbale 
compositum bezeichnete Präparat ist identisch mit Unguentum herbale Obermeyer. 

Zur Berichtigung des Textes geht ein gummiertes Deckblatt mit der 
richtigen, wortgeschützten Bezeichnung des Originalpräparates sämt¬ 
lichen Aerzten Bayerns zu. Die falsche Bezeichnung ist zu überkleben. 

Literatur und Proben kostenlos. 

Pulvis Obermeyer 
Vilja-Puder 

zur Trockenbehandlung 
der Dermatosen und Fluor 

seit Jahrzehnten bewährt 
und verordnet. 

OBERMEYER & GO. A.-G., Fabrik pharm. Präparate, HANAU a. MAIN 
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Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnachrichten. 

Vom 1. Mai 1927 an wird der Anstaltsarzt Dr. Martin 
Hohl der Kreis-Heil- und Pflegeanslalt Regensburg zum 
Oberarzt der KreisMIeil- und Pflegeanslalt Klingenmün¬ 
ster in etatmäßiger Eigenschaft befördert. 

Ferner wurde dem Oberregierungschemiker Dr. Eug. 
Sc ho walter der Untersuchungsanstalt für Nahrungs¬ 
und Genußmittel in Erlangen derTitel Professor verliehen. 

Vereinsmitteilungen. 

Mitteilung der Abteilung für freie Arztwahl 
des Aerztlichen Bezirksvereins München-Stadt. 

1. Die persönlichen Abrechnungen für das 
4. Vierteljahr 1926 sind fertiggestellt und können ab 
Montag, den 25. April, auf der Geschäftsstelle in Emp¬ 
fang genommen werden. Beanstandungen können unter 
Beifügung der Abrechnung sowie der Monatskarten bis 
Montag, den 9. Mai. erhoben werden. 

2. Die Deutschnationale Krankenkasse er¬ 
sucht uns, die Herren Kollegen ausdrücklich darauf auf¬ 
merksam zu machen 

..daß nach Erreichung von 26 Wochen ärztlicher Be¬ 
handlung eine schriftliche Bestätigung der Kasse un¬ 
bedingt nötig ist, ob die Kasse bereit ist, die Leistun¬ 
gen auch weiterhin zu übernehmen“. 

verstorbenen Arztwitwe Frau Therese Moser (München) 25 M.; 
Aerztlicher Bezirksverein Fürth 500 M ; J- F. Lehmanns Verlag, 
München: abgel. Honorar des Herrn Dr. Steimann (Dortmund) 
7 M.; Dr. Lampe (München) 130 M.; Aerztlicher Bezirksverein 
Neustadt a. S.-Mellrichstadt: für versäumte Sitzungen 50 M.; Dr. 
Leonhardt (Landshut): abgel. Honorar 150 M.; Justizräte Oehler, 
Deiler und Dr. Bennighoff (Augsburg) 300 M.-, J. F. Lehmanns 
Verlag, München: im Auftrag des Herrn Dr. Bargher (Pelantoengan, 
’ava) 2.20 M.; Oberarzt Dr. Hussel (Ansbach) 50 M.; Aerzthcher 
Bezirksverein Schwabmünchen-Zusmarshausen Wertmgen (Hon.- 
Abzug) 53.70 M ; Kassenarztverein des Aerztlichen Bezirksvereins 
Gerolzhofen: Ehrengerichtskasse nach §38111 der E.G O 300 M.; 
J F. Lehmanns Verlag, München: im Auftrag des Herrn Bezirks¬ 
arztes Dr. Blumm (Hof) 10 M.; Sanitätsrat Dr. Teitz (Fürth) 10 M.; 
Prof. Dr. Zieler (Würzburg): abgel. Honorar für Behandlung in 
Kollegenfamilie 10 M.; Verrechnungsstelle der Freien Kreisärzte¬ 
kammer Mittelfrankens: Strafabzug für verspälet abgelieferte Rech¬ 
nungen 168 M. 

Allen Spendern innigsten Dank! 
Um fernere Gaben bittet 

Die Witwenkasse des Invalidenvereins, 
San.-Rat Dr. Hollerbusch, Fürth, Mathildenstrasse. 

Postscheckkonto nur Nr. 6080, Amt Nürnberg. 

Warnt vor dem Medizinstudium! 

Flugblätter erhält jeder Arzt in beliebiger Anzahl 
auf Anfordern kostenlos von der Statistischen Abteilung 
des Verbandes der Aerzte Deutschlands (Harlmannbund/, 
Leipzig, Plagwitzer Straße 15. 

Für die Redaktion verantwortlich: Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate: Adolf Dohn, München. 

Witwenkasse des Invalidenvereins. 
Gabenverzeichnis, zugleich Quittung. 

Vom 4. Februar bis 11- April eingelaufene Gaben: Dr. Gassner 
(Fürth): abgel. Kollegenhonorar 5 M ; Dr. Bogner (Selb): durch 
Herrn Bezirksarzt Dr. Höchstetter (Rehau) abgel. Honorar 15 M.; 
Sanitätsrat Dr. Simon (München) 10 M.; Ungenannt im Hotel 
Kontinental München: >Aus Dankbarkeit der VVitwenkasse ge- 
spendetes Arzthonorar« tOG M.; Dr. Strobel (München) 10 M.; 
Dr. Hetz (München) 10 M-; Julius Hupfauf (Angermund): '.abgel. 
Honorar des Herrn Dr. M. Fischer (München) für Behandlung dej 

Die H. H. Aerzte Jung., gut ausgebildeter 
Arzt sucht I werden gebeten den mir überwiesenen Patienten, I 

epez. bei Moorlaugenbadern, die durch 

besondere Ausführung selbst bei veralteten Leiden R 

wie Gicht, Rheumat., Ischias uew., niemals Ihre | 

hervorragende V/irkung verfehlen — stets eine Ver- l ‘ 

Ordnung mitgeben zu wollen. 

Doset Kreitmair, Apollo-Bad 

Allgemein¬ 
praxis 

i. Bayern. Übernahme- 
Kapital bis z. 10000 RM. 
vorhanden. Bedingung: 
Kas enprax.-Zulassung. 
Offerten unter J. 744 
an ALA Haasenstein & 

Vogler, München. 

Allgemeines. 
Bad Brückenau. Das Staatliche Mineralbad Bad Brückenau 

(Ufr.) als Spezialbad für Nieren- und Harnkrankc eröffnet seine 
Betriebe am 1. Mai. Seine Heilquellen sind auf jahrhunderte¬ 
alten Ruf begründet. Von ganz hervorragender Bedeutung ist 
die „Wernarzer Quelle“, welche in ihrer harntreibenden Wir¬ 
kung’ alle bis jetzt gerühmten und in Ansehen stehenden Brunnen 
weit übertrifft. Besonders wirksam ist dieselbe bei chronischen 
Entzündungen des Nierenbeckens und der Blase, während die 
,,Stahl-Quelle“ als ein kohlensaures Eisenwasser von großer 
Klarheit und angenehmem Geschmack bei leichtester Verdaulich¬ 
keit als wichtiges Kurmittel bei Blutarmut. Bleichsucht und 
Frauenleiden bestens bekannt ist. Die Lage des Bades am Süd- 
abhange des Röhngebirges, umgeben von prächtigen Wäldern 
und lieblichen Auen, rechtfertigt seine Bezeichnung als ..Perle 
der Röhn“ in jeder Beziehung. 

Zur gefl. Beachtung! 
Einem Teil der Postauflage unserer heutigen Nummer liegt ein 

Prospekt der Firma Laboratorium Sanas, Rosenhclm (Bayern), 
Fabrik ehern.-pharm. Präparate, über den Apparat »Endo¬ 
therm Dr. Hartmann« bei. 

Wir empfehlen die Beilage der besonderen Beachtung 
unserer Leser. 

Analyse 
(Feste Hftuptbcstandtcllc In I kg Wasser auf Salze berechnet.) 

Natriumhydrokarbonat (NaHCOn) 2,915 g 
Calciumhydrokarbonat (Ca(HCOa]t) 0,529 „ 
Magncsiumhydrokarbonat (MkIHCO»)*) 0,474 « 
Natriumchlorid (NaCI) 0,390 „ 
Fcrröhydrokarbonat (Fc|HCOji]») 0,012 * 
Lithiumhydrokarhonat (LlHCOa) 0,008 „ 

Der natürliche Mineralbrunnen „Staatl. Fachingen“ findet seit Jahrzehnten mit hervorragendem Erfolg Verwendung bei 
Störungen der Verdauungsorgane (Magenkatarrh, Magenschmerzen und Magenbeschwerden sowie Darmstörung, habituelle Stuhlver¬ 

stopfung, Icterus katarrhalis) 
Erkrankungen der Harnorgane (akute Nephritis, chron. parenchymatöse Nephritis, Harnsäuresteine in Nieren u. Blase, Blascnerkrankungen) 
Stoffwechselkrankheiten (Gicht, Diabetes) 

Erhältlich in allen Mineralwasserhandlungen, Apotheken, Drogerien usw. und steht den Herren Aerzten zur Verordnung in geeigneten Fällen stets zur Verfügung. 
Brunnenschriften sowie eine Zusammenstellung der ärztlichen Gutachten kostenlos durch das Fachinger Zcntralbilro Berlin W 8, Wilhelmstr. 55. 

Aerztejoumal wird Jederzeit auf Wunsch zugesandt. 

4CHIN^ 
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Inhalt: Epikrise zum bayerischen Arztgesetz. — Berührungspunkte zwischen sportsärztlichen und schulärztlichen Be¬ 
strebungen. — Die Alkoholfrage und der deutsche 'Arzt. — Aerztliche Kunstfehler und Haftung. — Sind Verträge 
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Einladungen zu Versammlungen. 

Aerztlicher Bezirksverein Ansbach. 

Nächste Sitzung Dienstag.’ den 10. Mai, nachmittags 
.') I hr pünktlich, im Hole! Zirkel. Tagesordnung: Forl- 
bildungsvortrag des Herrn Geh.-R. Prof. Dr. Müller, 
Direktor des Slädl. Krankenhauses Nürnberg, über: 
„Idiosynkrasie, Allergie und allergische Krankheiten“. 

Damen I Uhr Caff* Beyer. 
I. A.: Dr. L. Meyer. 

Aerztlicher Verein Nürnberg. 
Donnerstag, den 5. Mai, abends 81/* Uhr, Sitzung 

im großen Saale des Liiilpoldhaiises. Tagesordnung: 
1 Bericht über den Kongreß für innere Medizin. Wies¬ 
baden 1927. 2. Bericht über die 51. Tagung der Deut¬ 
schen Gesellschaft für Chirurgie. 

Für die Vorslandschafl: M. Strauß. 

Epikrise zum bayerischen Arztgesetz. 

11alxunus legem! Was die bayerische Aerzleschafl 
seit Jahrzehnten erstrebte, ist endlich in Erfüllung ge¬ 
gangen. Wenn auch das Gesetz einige „Schönheitsfehler“ 
aufweist, so wird cs doch ein brauchbares Instrument 
werden, den Stand von unlauteren Elementen zu säu¬ 
bern und ihm die so dringend notwendige Geschlossen¬ 
heit zu geben, wenn es im Geiste wahrer Kollegialität 
ausgeübl wird. 

Bei der Behandlung des bayerischen Arztgesetzes 
hat es sich wieder einmal gezeigt, daß der größte Gegner 
der Acrzto ist der Arzl selbst. Soviel Disziplinlosig¬ 
keiten sind wohl seilen vorgekommen als hier. Wir ver¬ 
stellen darunter keinesfalls Meinungsverschiedenheiten 
oder Verschiedenheiten der Auffassung darüber, ob das 
Gesetz überhaupt notwendig ist, oh die großen Bezirks¬ 
vereine geteilt werden sollen, welches Wahlrecht ein¬ 
geführt werden soll usw. Es ist das gute Recht jedes 
Kollegen, Kritik zu üben und Anträge zur Abänderung 
zu stellen. Die Leitung des Landesausschusses der Aerzte 
Bayerns hat dazu ja auch rechtzeitig und wiederholt auf¬ 
gefordert. Aber daß es Aerzte und Aerzlegruppen gibt, 
die hinter dem Rücken ihrer Standesorganisation sich 
direkt an die Behörden und Parlamente wenden, ohne 
sich mit ihrer eigenen Organisation in Verbindung zu 
setzen, ist eine sehr bedauerliche Erscheinung, die bei 

den betreffenden Stellen dem Ansehen des ärztlichen 
Standes schwer geschadet hat. - Jeder andersdenkende 
Kollege hätte die Pflicht gehabt. Abänderungsvorschläge 
seiner zuständigen ärztlichen Organisation zu unter¬ 
breiten. Denn nur die Geschlossenheit der gesamten 
Aerzteschafl bringt ihren Wünschen die nötige Be¬ 
achtung. Und gerade eine solche geschlossene Einigkeit 
ist bei einem Berufsstande, der politisch wegen seiner 
geringen Zahl nicht wiegt, die einzige Waffe, die er be¬ 
sitzen kann und muß. wenn er sich bei den heutigen Ver¬ 
hältnissen durchsetzen will. Es ist eigentümlich, daß ge¬ 
rade diejenigen Kollegen, die eigene Wege gehen, sich 
am lautesten darüber beklagen, daß die Führer nichLs 
erreichen, sie selbst aber zerbrechen die einzige Waffe, 
mit der die Führer kämpfen können. Wenn die gesamte 
Aerztescliafl sich nicht zu der einzig möglichen und — 
man sollte meinen — selbstverständlichen Meinung auf¬ 
schwingen kann, daß nur durch Geschlossenheit 
unseres Standes Erfolge zu erzielen sind und die 
so heiß ersehnte Freiheit des ärztlichen Standes wieder¬ 
hergestellt werden kann, dann allerdings gräbt sie sich 
selbst das Grab und muß in Abhängigkeit und Knecht¬ 
schaft versinken. Wir sind weit davon entfernt, irgend¬ 
einen Zwang ausüben oder gar einen Maulkorb irgend¬ 
einem Mitglied unseres Standes aufbinden zu wollen, 
wir verlangen nur, daß jeder Standesgenosse da. wo es 
das höhere Interesse und die überwiegende Mehrheit des 
Standes verlangt, seine eigene Meinung zurückstellt und 
sich dem Ganzen unterordnet, sonst trägt er die Schuld 
daran, wenn der ganze Stand an Ansehen und Macht 
verliert. Diese peinlichen Gedanken müssen einmal deul- 
lich ausgesprochen werden! Es sind zwar Binsenwahr¬ 
heiten. aber es scheint doch, daß man diese gerade bei 
den Aerzten immer wiederholen muß. 

Nun zum Gesetz seihst: Die Frage, ob überhaupt 
ein solches Gesetz notwendig ist. erledigt sich allein 
schon im Hinblick darauf, daß alle Nachbarstaaten von 
Bayern ein ähnliches Gesetz mit zwangsweisen Berufs¬ 
gerichten usw. zum Teil schon seit vielen Jahren haben, 
so daß. wie wir es ja leider erlebt haben unci fast täg¬ 
lich am eigenen Leibe spüren, unlautere Elemente 
unseres Standes, verfolgt von den Kammergerichten in 
Preußen usw.. nach Bayern einwandern, wo sie unge¬ 
stört ihr unsauberes Handwerk ausüben können. Allein 
schon diese Ueberlegung muß ein solches Gesetz unter 
den gegebenen Verhältnissen als nötig erscheinen lassen. 
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Aber auch unler uns selbst haben sich infolge der Xot 
und der l eberfülhmg unseres Standes bedenkliche \'er- 
l'allserscheinungen gezeigt, so daß es dringend geboten' 
ist. um unseren Stand „integer" zu erhalten, die Schwan¬ 
kenden und Wankenden durch einen heilsamen Zwang 
bei der Stange zu halten. Gerade der ärztliche Stand muß 
von unlauteren Elementen im Interesse der Allgemein¬ 
heit frei gehalten werden. Nur ein guter Mensch im 
ethischen Sinne kann auch ein guter Arzt sein. Wir 
schätzen den Wert des ärztlichen Berufes so hoch ein. 
daß wir sogar eine besondere Auslese für ihn wünschen 
möchten. 

Daß das Gesetz nicht ganz so ausfiel, wie es die baye¬ 
rische Aerzteschaft nach gründlicher und reiflicher 1 eher- 
legung wünschte, ist bedauerlich. \ erschiedene ..Schön¬ 
heitsfehler" sind durch den Landtag in das Gesetz: hin¬ 
eingekommen. die wir der Wühlarbeit einzelner Aerzte- 
zu verdanken haben. Unverständlich und bedauerlich ist 
es auch, daß der Landtag bzw. einzelne Parteien mehr 
Rücksicht nahmen auf die \\ mische dissenlierender 
Aerzte als auf die jahrzehntelangen Forderungen der offi¬ 
ziellen Vertretung der bayerischen Aerzteschaft und der 
weit überwiegenden Mehrheit der bayerischen Aerzte. 

So erscheint das Yer hä 1 tnis wah 1 rec h l, das lür 
die größeren Vereine festgesetzt wurde, eine sehr pro¬ 
blematische Sache zu sein. Ganz abgesehen davon, daß 
es ein L’nrecht ist, zweierlei Wahlrecht für die Bezirks¬ 
vereine zu schaffen, paßt die Verhältniswahl für einen 
geschlossenen und homogenen Berufsstand keineswegs 
Es besteht dabei die Gefahr, daß das Vereinsleben politi¬ 
siert und dadurch vergiftet wird. Wenn schon das \ er- 
hällniswahlrecht im politischen Leben häßliche Erschei¬ 
nungen gezeitigt hat. so hätte man bei einem Berufs¬ 
stand. wie es der ärztliche ist. dasselbe unbedingt ver¬ 
meiden müssen. Der Abgeordnete Professor Hilpert 

Deutschnationale Volkspartei hatte ganz recht, wenn 
er im Landtag davor warnte und das Verhältniswahl- 
recht ..als die bedeutsamste Verschlechterung“ bezeich- 
nete. ..Erst schaffe man eine Einheit durch Zwang, um 
bei den Wahlen diese Einheit wieder zu zerreißen. 
Dieses Wahlrecht wirke wie ein Sprengpulver.“ Etwas 
ganz anderes ist es. wenn, wie es doch immer geschehen 
ist. auf die Minderheiten bei den Wahlen Rücksicht ge¬ 
nommen wird und sie zur Mitarbeit herangezogen wer¬ 
den. Eine solche Maßnahme ist nicht nur klug, sondern 
auch notwendig, um der Opposition Gelegenheit zu 
geben, die Zusammenhänge und die rauhe Wirklichkeit 
kennenzulernen und positive Arbeit zu leisten. Man 
hätte entsprechende Bestimmungen freiwillig in die 
Satzung der Bezirksvereine aufnehmen können, aber ge¬ 
setzlich das Verhältniswahlrecht festzulegen, muß 
rein psychologisch betrachtet Gruppenbildungen ge¬ 
radezu provozieren und verewigen, die von selbst Ge- 

^ gensätzlichkeiten und Uneinigkeiten bringen. 
Der zweite ..Schönheitsfehler" ist die Möglichkeit der 

Teilung der großen Vereine. Ursprünglich war eine 
eigene ,.Lex München“ beabsichtigt, also ein Ausnahme¬ 
gesetz für die Münchener Aerzteschaft. Glücklicherweise 
konnte noch in letzter Minute dieses Unheil verhütet 
werden, so daß die Möglichkeit der Teilung der großen 
Vereine in regionäre Vereine erschwert wurde und nun¬ 
mehr wenig begehrenswert erscheint. Es würde ja da¬ 
durch die Standeseinheit gesprengt und die Geschlossen¬ 
heit gegenüber der Oeffentlichkeit. den Behörden usw. 
verloren gehen. Die Mehrheit der Aerzte hat zu be¬ 
schließen. nicht die Minderheit; ein Minderheitsrecht 
wäre geradezu verhängnisvoll. 

Der dritte „Schönheitsfehler“ ist der Umstand, daß 
schon in der ersten Instanz des Berufsgerichtes Rechts¬ 
anwälte als Verteidiger zugelassen sind. Es ist doch 
ganz klar, daß in leichteren Fällen, wo bisher eine Eini¬ 
gung leicht möglich war, durch den Hinzutrilt eines 

Xichtkollegen ein kollegialer Ausgleich erschwert wird, 
ganz abgesehen von den Kosten, bis ist zu befürchten, 
daß das Verfahren wesentlich erschwert und verlängert 
wird, und daß die Streitfälle vielfach nicht durch die 
erste Instanz erledigt werden, sondern in die zweite 
Instanz kommen. Die Zulassung von Anwälten wider¬ 
spricht dem eigentlichen Wesen eines Standesgcrichles. 

Glücklicherweise ist es gelungen, andere „Schönheits¬ 
fehler“ abzuwenden, so insbesondere den Antrag, „daß 
die von der Landesärzleklunmer beschlossenen Richt¬ 
linien durch das Staatsministerium des Innern dem 
Landtag vor Genehmigung zur Kenntnis zu bringen 
sind“. Eine solche Bestimmung würd<5 ein Mißtrauen 
gegen die bayerische Aerzteschaft bedeuten und eine 
nicht tragbare Beschränkung des Selbstverwaltungs¬ 
rechtes. Dadurch würde eine unglückselige Politisierung 
in unser Standesleben kommen, ganz abgesehen von der 
Bevormundung durch ein Parlament, das nach politi¬ 
schen Gesichtspunkten handelt und beschließt. 

Im allgemeinen kann man sagen, daß das Gesetz 
ehr Instrument der Selbstverwaltung ist; es 
kommt nun darauf an, was die Aerzte daraus machen 
und in welchem Geiste sie es handhaben. Es wäre sehn- 
lichst zu wünschen, daß vor allem in München der 
Burgfriede hergestellt und die langersehnte und not¬ 
wendige organisatorische Einigung der Münchener 
Aerzteschaft erfolgt, damit sie das frühere Ansehen, das 
sie unter der bayerischen und der deutschen Aerzte¬ 
schaft hatte, wiedergewinnt. 

Die bayerische Aerzlesehaft ist dem Bayerischen 
Landtage zu großem Danke verpflichtet, der dieses wert¬ 
volle Instrument in ihre Hände gelegt hat. Vor allem 
aber gebührt besonderer Dank dem Referenten im Staats- 
ministerium des Innern, Herrn Ministerialrat Wir- 
schinger, der «las Gesetz im Sinne und unler weit¬ 
gehender Berücksichtigung der Anträge der bayerischen 
Aerzteschaft ausarbeilete und für sein Gelingen sich 
tapfer einsetzte, und nicht zuletzt Herrn Slaatsministcr 
Stützei, der.es warm befürwortete, ferner Herrn Ge¬ 
heimrat Prof. Dieudonnö, den beiden Referenten. 
Herrn Grafen v. Peslalozza und Herrn Minister a. I). 
Dr. Roth, sowie den Fraktionsführern des Landtages. 

Das Gesetz ist ein neues Ruhmesblatt für unseren 
bewährten Führer Stauder, dem die bayerische Aerzte¬ 
schaft soviel verdankt. Scholl., 

Berührungspunkte zwischen sportsärztlichen und schul¬ 

ärztlichen Bestrebungen. 

Von Stadtschularzt Dr. Fürst (München). 

Es ist einleuchtend, daß zwischen schulärztlichen 
und sportärztlichen Bestrebungen insofern eine Aehn- 
lichkeit besteht, als sie beide sich in den Dienst der Er¬ 
ziehung eines gesunden Nachwuchses stellen. Ebenso 
einleuchtend ist cs aber auch, daß lediglich mit der Kon¬ 
statierung eines platonischen Verhältnisses zwischen 
Schul- und Sportsärzten nichts gedient ist und daß es an 
der Zeit wäre, an eine Präzisierung heranzugehen, worin 
die Berührungspunkte ihrer Tätigkeit eigentlich bestehen. 
Wer die Entwicklung des Reichsjugendwohlfahrts- 
gcsclz.cs. das gegenwärtig die Grundlage für alle Zweige 
der Jugendpflege darstellt, verfolgt hat, Weiß zur Genüge, 
daß eine Vereinigung aller ärztlichen Bestrebungen, die 
sich auf die gesundheitliche Seite der .lugendwohlfahrt 
erstrecken, dringend notwendig ist. 

Die Berührungspunkte, die zwischen sportsärztlicher 
und schulärztlicher Tätigkeit bestehen, sind theoreti¬ 
sche r und p r a k t i s c h e r Art. Wenn die nachfolgen¬ 
den Ausführungen auch vorwiegend praktisch organisa¬ 
torische Gesichtspunkte im Auge haben, so muß doch 
auch auf die theoretischen Berührungspunkte kurz ein- 
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f'oganf'en werden, weil diese wieder die Basis abgeben 
für eine gemeinsame A u s b i I d u n g s a r 1 und für die 
Einheitlichkeit der Methodik und Unter¬ 
such u n g s t e c h n i k. 

Die Aufgabe von Schul- und Sportsärzten ist die Fest¬ 
stellung der F unktionstüchtigk e i t für einen b e - 
stimmten Zweck. Derjenige, der die Aufgabe von 
Schuluntersuchungen lediglich in der Ausfindigmachung 
von ersten Krankheilszusländen und in der Auslese von 
gesundheitlich Anbrüchigen erblicken wollte, würde den 
Zweck des schulärztlichen Ueberwachungsdienstes 
meiner Ansicht nach auf eine zu niedere Stufe stellen. 
Aufgabe des neuzeitlich denkenden Schularztes ist es, 
die Gesamtheit der Jugend auf den Verlauf der 
körperlichen Entwicklung und Leistungsfähigkeit für 
die dem Altersabschnitt zugemuteten Durchschnills- 
anforderungen in der Schule zu prüfen, wozu nach 
der Volksschule in speziellem Maße die Prüfung der 
funktionellen Leistungsfähigkeit gegenüber dem gewähl¬ 
ten Beruf und die Beobachtung der Berufswirkung hin¬ 
zukommt. In noch viel höherem Maße tritt diese Auf¬ 
gabe einer Prüfung der an bestimmte Parlialkonslitu- 
tionen des menschlichen Körpers gebundenen Funktionen 
für die sportsärztliche Untersuchungstätigkeit heran. 
Denn wenn auch eine wichtige Aufgabe des späteren 
Sporlsarztes die sein muß, körperliche Defekte von ge- 
-wissen Leibesübungen auszuschließen und beginnende 
Krankheitszuslände oder Sporlsschäden rechtzeitig zu 
erkennen, so ist doch dieser Teil sportärztlicher Unler- 
suchungstätigkeil nicht zu indehlifizieren mit sporlsärzl- 
licher Tätigkeit überhaupt. Die Mehrzahl der Individuen, 
die für sportliche Zwecke untersucht werden müssen, 
sind ja besonders gesunde und kräftige Individuen, es 
handelt sich also um Gesundheitsuntersuchungen, d. h. 
um Funktionsprüfungen innerhalb der Variationsbreite 
des G c s u n d h a f t c n. 

Daraus ergibt sich schon von vorneherein, daß ein 
wesentlicher Unterschied hinsichtlich der Untersuchuttgs- 
mclhodik bei Ges u n d h e i t s u n t c r s u c h u n g e n und 
K rankheilsuntersuchungen hervorgehoben wer¬ 
den muß. Letztere haben die Aufgabe, mit Hilfe der 
klinischen Unter s u c h u ngs m e l h o d i k Krank¬ 
heilszustände zu erkennen, erstere sollen dazu dienen, 
mit Hilfe k o n s I i l u t i o n s d i ag n o s t i s,c h e r Prü¬ 
fung s m e l h o d e n den Funklionsgrad für bestimmte 
Zwecke feslzustcllen. Unterstützend muß dazu eine 
Kenntnis der in Betracht kommenden Anforderungen der 
verschiedenen Arten von Leibesübungen hinzukommen. 
Ebenso wie bei Gesundheitsunlcrsuchungen zum Zwecke 
der Berufsberatung und Arbeiterauslese eine auf arbeils- 
wisscnschaftlichcn Gesichtspunkten aufgebaule Berufs¬ 
kunde notwendig ist. so muß auch eine ähnlich auf¬ 
gebaute S p o r t sk u n d e als eine notwendige Voraus¬ 
setzung für den sportsärztlich tätigen Untersuchungsarzt 
betrachtet werden Die gemeinsame Grundbasis für alle 
schulärztlich wie sportsärztlich arbeitenden Aerzle slellt 
daher die Konstitutionshygiene dar. 

Diese Voraussetzung einer genügenden Ausbildung 
isl aber für alle auf dem Gebiet der Gesundheitsfürsorge 
arbeitenden Aerzle, denn ich rechne auch den Sporls- 
arzt der Zukunft in diese Kategorie, noch nicht in ge¬ 
nügendem Maße gegeben. Gesundheitsfürsorge, isl ein 
Grenzgebiet zwischen klinischer und konstilulions- 
hygienischer Tätigkeit, darum muß nicht nur klinische, 
sondern auch koifstitutionshygienjsche Vorbildung als 
die Basis gesundheitsfürsorgerischer ärztlicher Tätigkeit 
betrachtet werden. 

Versuche (nach dieser Art zur Verbesserung der Aus¬ 
bildung für den Gcsundheitsfürsorgediensl liegen bereits 
vor. Sowohl Schul- wie Sporlsärzte werden z. B.. dank¬ 
barst an den ersten vom Landesverein für ärztliche Fort¬ 
bildung organisierten und im letzten Jahr wiederholten 
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Kurs für Leibesübungen zurückdenken. Aber ebenso 
sehr kann gerade auf Grund der Teilnahme an diesem 
Kurs der Gedanke nicht zurückgedrängl werden, daß 
der damalige Kurs nur als Anfang in der gewünschten 
Richtung bezeichnet werden kann. Solche Kurse müßten 
als regelmäßige Einrichtungen bestehen. Genau so wie 
den bezirksärztlichen Anwärtern ein gewisses Maß an 
hygienischen Kenntnissen durch Vorbereitungskurse für 
das Physikatexamen vermittelt wird, so sollte auch für 
die Ausbildungsart der auf dem Gebiet der Gesundheits¬ 
fürsorge arbeitenden Aerzle ein Analogon geschaffen 
werden. 

Wichtig wäre auch der Entscheid, welche Unter¬ 
suchungsmethoden für die einzelnen Arten von konsti¬ 
tutionshygienischer Untersuchungen allgemein- ein¬ 
geführt werden sollen, welche nur für rein wissenschaft¬ 
liche Zwecke. f 

In dieser Beziehung besteht auf schulärztlichem Ge¬ 
biet. da es sich im Vergleich zu den sportsärztlichen Be¬ 
strebungen um eine längere Entwicklung handelt, schon 
eine gewisse Klärung. 

Freilich soll damit nicht behauptet werden, daß die 
Einheitlichkeit bei der Durchführung schulärztlicher 
Untersuchungen allenthalben schon in dem.Maße ein- 
gehalten wird, wie es zu einer Verwertung und Vergleich 
der Ergebnisse an verschiedenen Orten immer wün¬ 
schenswert wäre. Die Vorbedingung hiezu wäre ein ein¬ 
heitliches Schularztgesetz, das bekanntlich außer in 
Württemberg und Sachsen-Meiningen in Deutschland 
noch nicht besteht. 

Ebenso fehlt bekanntlich eine reichsgesetzliche 
Grundlage zur Regelung der gesundheitlichen Erholungs¬ 
fürsorge, von Lehrlingsferien und endlich auch hinsicht¬ 
lich der Organisation der Leibesübungen-und der körper¬ 
lichen Erziehung unserer Jugend in und außerhalb des 
Rahmens der Schule. 

Um so wichtiger wäre angesichts dieser Lücken in 
der reichsgesetzlichen Regelung der Gesundheitsfürsorge 
eine Stützung der Bestrebungen der Aerzleschaft durch 
die lokalen Kommunalverwallungen. Wir haben zwar 
hier in München seit einigen Jahren ein Stadtamt für 
Leibesübungen. Dagegen fehlt ein zentrales Gesundheits¬ 
amt. dessen wesentlichste Aufgabe in der Zusammen¬ 
setzung aller Zweige der Gesundheitsfürsorge gelegen 
wäre. Daß gerade die zusammenfassende Aufgabe die 
einzige Möglichkeit bedeuten würde, die Gefahr einer 
gerade in großen Städten sonst unvermeidlichen Zer¬ 
splitterung abzuwenden, darüber besteht bei allen maß¬ 
gebenden Vertretern der wissenschaftlichen Hygiene wie 
der praktischen Gesundheitsfürsorge kaum ein Zweifel. 
Nicht umsonst gipfeln die von der Schulkommission des 
Acrztlichen Vereins schon im vorigen Jahre ausgearbei- 
telen Leitsätze in der Notwendigkeit einer Zusammen¬ 
fassung der verschiedenen Zweige der gesamten Gesund¬ 
heitsfürsorge und der gesundheitlichen Jugendpflege im 
besonderen in dieser Forderung nach Zusammenfassung 
unter ärztlicher Vertretung. 

Dieser von der Schulkommission des Acrztlichen 
Vereins ausgearbeileten Leitsätze muß auch in Zusam¬ 
menhang mit sportsärztlichen Fragen insofern Erwäh¬ 
nung getan werden, weil eine fachmännische Vertretung 
bei den Kommunen ebenso sehr im Interessenbereich 
der Sportsärzte wie der Schulärzte liegen würde. 

Mindestens ebenso wichtig wie eine Vertretung ge¬ 
sundheilsfürsorgerischer Interessen bei den Kommunen 
wäre aber die Vertretung bei der staatlichen Vorgesetzten 
Behörde. Es besteht zwar am Unterrichtsministerium 
für die Fragen der körperlichen Erziehung ein Beirat. 
Unter den Mitgliedern befindet sich aber kein Arzt als 
offizieller Vertreter. 

Außer einem Vertreter der Sporlsärzte wäre ebenso 
sehr ein Vertreter der Schulärzte in diesem Beiral am 
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Platze, in analoger Weise, wie für die Fragen der ärzt¬ 
lichen Berufsberatung in dem Beirat des Landesamles 
für Arbeitsvermittlung ein Schularzt aufgenommen ist. 

In erster Pinie ist für den Schularzt natürlich die 
Frage der körperlichen Erziehung im Rahmen dei Schule 
von°Wichtigkeit. Ebenso ist aber auch für ihn die Art 
der Heranziehung von Turn- und Sportverbanden zui 
Erziehung der Jugend außerhalb der Schule \on Inter¬ 
esse. Einige wichtige Punkte, die Sportsarzt wie Schul¬ 
arzt in gleichem Maße interessieren würden, harren einer 
offiziellen Klärung: z. B. ob nur Turnverbände berechtigt 
sein sollen. Jugendliche aufzunehmen oder auch Sporls- 
verbände. und wenn, unter welchen Bedingungen'? 

Es ist selbstverständlich, daß eine Schädigung der 
Jugendlichen auszuschalten gesucht werden muß. Dazu 
gehört in erster Linie eine Regelung der Uebungs- 
zeiten. ferner die Festsetzung eines bestimmten Abend¬ 
schlusses in den Yereinslokalen. Auch die P rage des \ cr- 
kehrs von Jugendlichen mit Erwachsenen wäre zu 
prüfen. 

Außer diesen Grundfragen kämen natürlich nn Laufe 
der Zeit noch eine Reihe rein ärztlicher Punkte in 
Betracht, die der Behörde in geeigneter Form zum Vor¬ 
trag gebracht werden müßten. 

Ich glaube, mit diesen wenigen Bemerkungen die 
Notwendigkeit angedeutet zu haben, daß außer einem 
sportsärztlichen Vertreter auch ein Vertreter der Schul¬ 
ärzte in den Beirat des Unterrichtsministeriums auf¬ 
genommen werden sollte. 

Nach diesen organisatorischen Grundfragen kann auf 
eine Besprechung eingegangen werden, in wieweit eine 
nähere Berührung zwischen sports- und schulärztlicher 
Tätigkeit bereits eingetreten ist. Am meisten ist dies bei 
denjenigen Schulärzten der Fall, welche bei dei prakti¬ 
schen Durchführung sportsärzllicher l nlersuchungcn 
werktätig mitgeholfen haben. Aber auch solche Schul¬ 
ärzte, die an der Mithilfe bei sportsärztlichen Unter¬ 
suchungen aus Zeitmangel verhindert sind, können auf 
andere Weise die Bestrebungen der Sportsärzte unter¬ 
stützen. nämlich durch Werbearbeit im Kreise der Schul¬ 
jugend. 

" Erleichtert würde diese Tätigkeit dadurch, daß der 
Gesundheitsunterricht, der sich vorläufig noch ganz in 
den Händen der Lehrerschaft befindet, im Laufe der 
Zeit entweder ganz oder teilweise zu einem Bestandteil 
des schulärztlichen Dienstes werden würde. In diesem 
Sinn hat sich auch die Schulkommission des Aerztlichen 
Vereins geäußert, w'enn es in den Richtlinien heißt: „Der 
Gesundheitsunterricht an den Schulen ist weiter auszu¬ 
bauen und am besten den Schulärzten zu übertragen.“ 

Freilich besteht in diesem Punkt eine Gegensätzlich¬ 
keit zu den Richtlinien, welche von der Reichsschulkon- 
ferenz niedergelegt worden sind, die diesen Lnterrichts- 
gegenstand nach wie vor den Händen der Lehrerschaft 
zu überlassen wünscht. Mit dem Fortschreiten der Ent¬ 
wicklung hygienischer Volksaufklärung, die von der 
Acrzteschaft zu einem Sondergebiet für sich ausgebaut 
worden ist, wird hier im Laufe der Zeit sich von selbst 
eine Klärung vollziehen. W'enn der Arzt als Lehrer in 
den Schulen nicht gern gesehen wird, so wird man zum 
mindesten fordern müssen, daß dann die Ausbildung der 
Lehrerschaft in Hygiene verbessert wird, und daß ein 
gründlicher Unterricht über die Physiologie des Wachs¬ 
tums, den Zusammenhang zwischen körperlicher und 
geistiger Entwicklung und die Bedeutung der Leibes¬ 
übungen für eine harmonische Entfaltung der Persön¬ 
lichkeit in den Ausbildungsgang der Lehrerschaft auf¬ 
genommen wird. Ganz besonders not tut dies bei den 
Mittelschulen. In Oesterreich sieht ein gemeinsamer Be¬ 
schluß der österreichischen Fakultäten die Einführung 
einer Hygienevorlesung in den Studiengang von Mittel¬ 
schullehrern vor. bei uns fehlt ein analoger Ycrbcssc- 

rungsvorschlag. W'as die seminaristische Lehrerschaft 
anlangt, so wäre cs wünschenswert, wenn ihre Poid- 
bildung’ die in pädagogisch - physiologischen Institulcn 
vor sich geht, sich auch auf die Prägen der körperlichen 
Erziehung ausdehnen würde. Ganz gleichgültig, ob ein¬ 
mal eine Uebertragung des Gesundheitsunterrichls aus 
den Händen der Lehrerschaft in die der Schulärzte slatt- 
finden wird oder nicht, wird eine Aufgabe des Schularztes 
an Mittel- und Fortbildungsschulen immer darin bestehen 
bleiben, bei Gelegenheit der schulärztlichen Untersuchun¬ 
gen der Jugend die Notwendigkeit und Wirkung der Lei¬ 
besübungen zu erklären. Ich möchte behaupten, daß dies 
die erste Vorbedingung wäre, um Jugendliche auch wirk¬ 
lich zu körperlicher Betätigung zu bringen. Eine große 
Gruppe von asthenischen Jugendlichen weicht ursprüng¬ 
lich aus einem Instinkten Gefühl allen korpei liehen An¬ 
strengungen aus, ist aber bei richtig individualisierender 
Belehrung dann doch umzustimmen und einer Verbesse¬ 
rung des Wachstums zuzuführen, ehe es zu spät ist. 

Gerade für den Fortbildungsschularzt ergibt sich die 
Notwendigkeit der Werbearbeit bei den Jugendlichen in 
besonderem Maße, wenn wir verhindern wollen, daß 
unter dem Einfluß des Verlustes der Wehrpflicht und der 
Zunahme der Anforderungen in gewerblichen Berufen 
unsere Jugendlichen Schaden leiden. 

Gerade in der letzten Zeit ist aus der Schanzschen 
Klinik eine Arbeit erschienen, in welcher auf die Zu-, 
nähme von Wirbelsäulenanomalien bei jugendlichen 
Lehrlingen hingewiesen wird, eine Arbeit, die übercin- 
stimmt mit den bei jugendlichen Lehrlingen in München 
in den fortbildungsschulärztlichcn Berichten hervorge¬ 
hobenen Beobachtungen. Die Arbeit Ist deswegen be¬ 
sonders bemerkenswert, als der Begrilf .,Lehrlings¬ 
buckel“ zum ersten Male von Schanz geprägt worden ist. 

Wenn uns die Förderung des Zugangs von Jugend¬ 
lichen am Herzen liegt, so ist eine wichtige Grundbe¬ 
dingung hiefür die Kenntnis, wieviel Jugendliche sich 
eigentlich schon in Turn- und Sportverbänden befinden 
Bereits vor zwei Jahren wurde hier von einem Dokto¬ 
randen auch diese Frage zu bearbeiten gesucht. Es stellte 
sich dabei heraus, daß die Art des Berufs eine unver¬ 
kennbare Rolle hinsichtlich der Beteiligung an Turn- und 
Sportvereinen spielt. Diejenigen Berufe, welche von 
vorneherein eine positive Auslese darstellen, also z. B. 
Schmied, Bauhandwerker, Metzger, zeigen von vorne¬ 
herein auch eine größere prozentuale Beteiligung. Auch 
die Tradition in gewerblichen Berufen spielt dabei eine 
gewisse Rolle. Es gibt Berufe, in denen die Lehrherren 
Sport- und Leibesübungen fördern, andere, die sie sogar 
bekämpfen. Dazwischen stehen Berufe, die gewisser¬ 
maßen die Milte halten. 

Sehr wünschenswert wäre es, namentlich die „Un¬ 
gelernten“, denen infolge des ungünstigen Arbeitsmarktes 
eine Lehrstelle in einem gelernten Beruf zu bekommen 
nicht gelungen ist, oder die einen gelernten Beruf über¬ 
haupt nicht anstrebten, die Möglichkeit zu eröffnen, auf 
das Land in landwirtschaftliche Berufe zu treten Dieses 
in rheinischen Städten vielfach angewandte System würde 
wesentlich erleichtert werden können, wenn diese t n- 
gelerntcn, die meist einen relativ hohen Prozentsatz an 
Schwächlingen enthalten, vor der Zuweisung in land¬ 
wirtschaftliche Berufe erst gekräfligt werden würden. 

Während diese damaligen Feststellungen mehr odei 
weniger nur den Charakter einer vorläufigen Orientie¬ 
rung trugen, sind wir jetzt durch eine amtliche Statistik 
des Münchener Stadtamts für Leibesübungen in der Lage, 
Aufschluß über die absoluten Zahlen der in Sport- und 
Turnvereinen befindlichen Jugendlichen der gewerb¬ 
lichen Berufe geben zu können. 

Es stellte sich dabei heraus, daß von den rund 10000 
Münchener Forlbildungsschülern nur l!)7iS in Vereinen 
tätig sind, bei den Mädchen 691. Durch einen syslemali- 



Nr. 18. 1927. BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESPONDENZBLATT. SEITE 221 

sehen Turnunterricht in der Schule, der nur an einigen 
Berufsschulen durchgeführt Ist, werden bei den Knaben 
nur 1173, bei den Mädchen nur 3340 erfaßt. Wir sehen 
daraus, daß noch manches auf dem Gebiete der körper¬ 
lichen Erziehung geleistet werden muß. 

Aus psychologischen Gründen wäre es sowohl gegen¬ 
über der Lehrerschaft wie der Schuljugend selbst zweck¬ 
mäßig wenn durch Vorträge aus den Kreisen anderer 
Aerztc zum Ausdruck gebracht würde, daß der Schul¬ 
arzt bei seinen diesbezüglichen Bemühungen nicht sein 
ijcrsönliches Steckenpferd reitet. Erwähnt darl werden, 
daß solche Vorträge auch für gewisse Innungen zweck¬ 
mäßig wären, da in bezug auf das Interesse an körper¬ 
lichen Erziehungs- und Gesundheitsfürsorgefragen ein 
offensichtlicher Unterschied zwischen Groß- und Klein¬ 
betrieb besteht. Während die Großbetriebe zum Teil ganz 
von selbst aus eigener Initiative Turnunterricht einge- 
führt haben und auch dem Eintritt der Jugendlichen in 
Sportvereine nicht im Wege stehen, herrscht bei vielen 
Kleinbetrieben vielleicht noch die falsche Vorstellung, 
die Jugendlichen könnten dadurch von der Arbeit ab- 
gchalten werden, obwohl es ganz gewiß nicht im Be¬ 
streben der Acrzteschaft liegt, den Arbeitstag zu ver¬ 
kürzen. 

Ganz die gleichen Befürchtungen herrschen vielfach 
noch bezüglich der Einrichtung eines regelmäßigen Turn¬ 
unterrichts an den Fortbildungsschulen. Immerhin ist 
hierüber zu berichten, daß die Einführung eines regu¬ 
lären Turnunterrichts zu erwarten steht. 

Als eine schulärztlich besonders wichtige Neuerung 
ist in München hervorzuheben, daß für die Gewerbe¬ 
schüler seit eineinhalb Jahren ein Sonderturnkurs ein¬ 
gerichtet ist. Es sollen hier besonders Fehler der Körper¬ 
haltung durch Berufsstellungen und einseitige Einflüsse 
der Arbeit zum Ausgleich gebracht und Steiflinge, 
Krampflingc und Ungeschickte für die berufliche Arbeit 
iK-sser vorgcbildet werden. Nicht vergessen werden dabei 
auch Herz- und Lungenschwache, für welche leichte, 
systematische Körperübungen vorgesehen sind. Bei der 
Durchführung des Sonderturnkurses besteht ein ständi¬ 
ger Konnex zwischen Schularzt und Turnlehrer. Selbst¬ 
verständlich wäre ein solcher Konnex zwischen Schul¬ 
arzt und Sportvereinen wünschenswert. Wir haben in 
dem letzten Halbjahr prinzipiell jedem Jugendlichen, der 
sich zur Aufnahme in einen Turn- oder Sportverein mel¬ 
det oder vom Schularzt dazu ermahnt wird, einen L eber¬ 
weisungsschein mitgegeben mit kurzen Angaben, zu wel¬ 
chen Hebungen der Junge geeignet, bzw. nach welcher 
Richtung hin in den Turnvereinen auf die körperliche 
Eigenart Rücksicht genommen werden soll. Leider fehlt 
natürlich vorläufig die Garantie, daß diese Winke von 
den Vereinen beachtet werden. Es wäre wünschenswert, 
daß seitens des Stadlamls für Leibesübungen die Vor¬ 
stände für Turn- und Sportvereine darauf aufmerksam 
gemacht würden, daß diese schulärztlichen \\ inke zu 
beachten sind. Vorläufig ist das Stad tarnt für Leibes¬ 
übungen diesen schulärztlichen Wünschen in der Weise 
entgegengekommen, daß es ein Verzeichnis der in Mün¬ 
chen bestehenden Organisationen dem Schularzt zur Ver¬ 
fügung gestellt hat. Von einer wirklichen Befolgung 
schulärztlicher Wünsche könnte freilich wohl erst dann 
gesprochen werden, wenn wirklich einmal erreicht 
würde, daß für jeden größeren Turn- nnd Sportverein 
ein eigener Sporlsarzl aufgestellt wird. Man könnte dann 
daran denken, die Ergebnisse der Schulgesundheilsbögen 
dem betreffenden Sportsarzt zu übermitteln, und diese 
noch Ihm den Schülern, die nach der Absolvierung der 
Schulpflicht noch in Turn- und Sportvereinen bleiben, 
weilcrführen zu lassen, was .vom volkshygienischen 
Standpunkt zweckmäßiger wäre, als daß die Sehulgesuud- 
heilsliögen 10 Jahre nach Entlassung der Schüler aus 
der Schule zu Makulatur eingeslampft werden.. 

Wenn wirklich Turn- und Sportvereine bestrebt sein 
wollen, als volkshygienische Einrichtungen zu gellen, so 
müssen sie sich auch für das weitere gesundheitliche 
Schicksal ihrer Angehörigen interessieren. Ich will nur 
andeulen. welche Bedeutung die b ortführung der Ge¬ 
sundheitsbögen über das schulpflichtige Alter ins Mannes¬ 
alter hinaus für die Zwecke der späteren Eheberatung 
haben könnte. Die Turn- und Sportvereine könnten sich 
auf diese Weise wohl am besten von dem Vorwurf be¬ 
freien. daß sie nur dem Zwecke dienen würden, Muskel¬ 
massen zu züchten, sondern sie könnten auch wirklich 
einem rassenhygienischen Zweck dienen. Von einem der¬ 
artigen Ideal eines so weitgehenden Ausbaues der Ge¬ 
sundheitsfürsorge für die in Turn- und Sportvereinen 
aufgenommenen Bevölkerungsschichlen sind wir ireilich 
noch weit entfernt, schon deshalb, weil die Zahl der 
Aerzte, die sich für sportsärztliche und jugendfürsorge¬ 
rische Fragen interessiert, noch zu gering ist. 

Aber ein Punkt erscheint mir doch wichtig angeführt 
zu werden, weil er durchaus jetzt schon zu verwirk¬ 
lichen wäre und nicht als Utopie angesprochen werden 
sollte. Es ist das Moment einer Vereinigung von Er¬ 
holungsfürsorgemaßnahmen mit dem Prinzip der Fixie¬ 
rung gewonnener Erholungserfolge durch nachträgliche 
Heranziehung der örtlichen Erholungs- und Kräftigungs¬ 
einrichtungen. wie sie eben die Turn- und Sportvereine 
darstellen. Es ist bekannt, daß jedes Jahr steigende 
Summen der öffentlichen Wohlfahrtsmittel für Speisun¬ 
gen in Schulen. Erholungsmöglichkeiten auf dem Lande. 
Tn Heimen und Kurorten ausgegeben werden. So erfreu¬ 
lich diese Bestrebungen an sich sind, und so gerne sich 
der Arzt in den Dienst der Sache stellt, um für eine ent¬ 
sprechende Auslese der für Erholungsmaßnahmen in 
Betracht kommenden Kinder und Jugendlichen zu sor¬ 
gen so sehr wird es ihm aber auch, wenn er Dauer¬ 
erfolge dabei erzielen will, am Herzen liegen, auch nach 
einer Sicherung des durch Erholungsmaßnahmen 
irgendwelcher Art gewonnenen Erfolges zu trachten. 
Man wird mir recht geben, daß hierzu Turnvereine. 
Sonderturnkurse usw. in hervorragendem Maße nützlich 
sein könnten, ja daß sie nach einem momentanen Fütte¬ 
rungserfolg. der durch Erholungsmaßnahmen gewonnen 
wurde, eine Verbesserung der konstitutionellen Entwick¬ 
lung bewirken könnten. Vom hygienischen Standpunkt 
ist es eine wichtige Frage, was mit den Kindern nach 
Rückkehr aus Erholungsfürsorge geschieht, damit nicht 
die gleichen gesundheitswidrigen Einflüsse wieder ent¬ 
wicklungshemmend und schädigend in kurzer Zeit sich 
bemerkbar machen wie vorher. Es werden nicht 
immer schlechte Ernährung, schlechte Wohnverhältnisse 
allein dabei in Betracht kommen, sondern zum großen 
Teil Unverstand der Eltern und schlechte Aufzuchtsver- 
hältnisse durch eine ungenügende und nicht systematisch 
genug betriebene körperliche Erziehung. Fragen wir uns 
aber, in welcher Weise bei der bisherigen Handhabung 
der Fürsorge, namentlich in Kommunen, wo eine Zen¬ 
tralisierung des Fürsorgewesens durch ein fachmännisch 
geleitetes Gesundheitsamt fehlt, die Sicherung der Er¬ 
holungsfürsorge gewährleistet ist. so muß man mit Be¬ 
dauern feststellen, daß dem Arzt die größten Schwierig¬ 
keiten bereitet werden. Seitens des Fortbildungsschul¬ 
arztes wurden in dieser Beziehung wiederholt konkrete 
Vorschläge gemacht. Jugendliche nach Rückkehr aus 
Erholungsheimen, Sanatorien usw. dem Jugendamt für 
allgemeine Turnvereine bzw. Sonderturnkurse Vor¬ 
schlagslisten eingereicht, mit dem Erfolg, daß das Ju¬ 
gendamt sich für diesen Zweig der Fürsorge „als nicht 
zuständig" erklärte. Es ist dies insofern erklärlich, als es 
sich hier um prophylaktisch-hygienische Bestrebungen 
handelt, die durch eine rein bürokratisch betriebene 
Jugendwohlfahrt niemals erreicht werden können. Es 
ist aber bedauerlich, daß man sich bei den Verwallungs- 
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Cayete, collegae. 
AlUnburg, SprcngelanUtellen1) b. 

der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetxt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Altkirchen, Sprengelarztstellenl) 
b. d. fniherenAltenburgerKnapp- 
•chaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Anspach, Taunus, Gemeinde- u. 
Schulaxztstelle. 

Bannen, Knappschaftsarztstelle. 

Berlin-Lichtenberg und benach¬ 
barte Orte, Schularztstelle. 

Berlin-Treptow (Bez. XV), Schul¬ 
arzt- und Fürsorgestelle. 

Blaukenbnrg, Harz, Halberstädter 
Knappschaftsverein. 

Blnmenthal, Hann., Kommunal- 
assistenzarztstellen des Kreises. 

Bochum, Assbtenzarztstellen am 
Josephskrankenhaus, Elisabeth¬ 
krankenhaus u. Augustakranken- j 
haus. 

Borna Stadt, Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Bottrop / West f., Assistenzarzt¬ 
stellen am Marienhospital. 

Breithardt, Untertaunus, Kreis, 
Reg.-Bez. Wiesbaden. 

Bremen, Fab.KK. der Jutespinn. 
und Weberei. 

Bremen, Arzt- und Assistenzarzt¬ 
stelle am berufsgenossenschaft- 
lichen Ambulatorium. 

Bremen, Fabrik-, Betriebs- und 
Werkarztstellen jeder Ait 

Butr/Westf., Assistenzarztstellen 
am Marienhospital. 

Baggingen, Arztstelle der Südd. 
Knappscb. München, Gewerk¬ 
schaft Baden, Kaltsa'zbergwerk. 

Castrop / Westf., Assistenzarzt» 
stellen am kath. Krankenhaus 
und evang. Krankenhaus. 

Coethen, Anhalt, Stadtassistenz¬ 
arztstelle, Armenarzttaügkeit. 

Culm, S.-Altbg., Knappschafts- 
Sprengel) Arztstelle. 

Cnstrin, Stadtarztstelle. 
Dobitschen, Sprengelarztstellen1) 

bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschcn 
Knappschaft gehörig). 

Eckernforde, Vertrauensarztselle 
. d. A. O. K. K. und L. K. K. 
Ehrenhain, Sprengelarztstellenl) 

b. d. früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Elberfeld, Knappsch.-Arztstelle. 
Elmshorn, Leit. Arzt- u. Assistenz¬ 

arztstelle am Krankenhaus. 
Erfurt, Aerztliche Tätigkeit bei 

dem Biochem. Verein »Volks- 
heil« u. d. Heilkundigen Otto 
Würzburg. 

Essen, Ruhr, Arztstelle an den 
v. d. Kruppschen KK. einge- 
richt. Behandlungsanstalten. — 
Stadtarztstelle. 

Frohburg, Sprengelarztstellen *) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Geestemünde, OKK. Geestemünde 
u. der Behänd!ungsanstalten in 
Wesermünde - Geestemünde und 
Wesermünde-Lehe einschliessl. 
Assistentenstellen. 

Gelsen kirchen, Assistenzarztstel¬ 
len am Marienhospital. 

Giessmannsdorf, Schic«, 
Gladbeck / Westf., Assistenzarzt- 

stellen am St. Earbarahospital. 
Gossnitz, Sprengelarztstellen1) b. 

der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Gross-Geraa, Krankenhausarzt¬ 
stelle. 

Groitzsch, Sprengelarztstellen1) b. 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Halle’sehe Knappschaft, fach- 
ärztl. Tätigkeit and Chefarzt¬ 
stelle einer Augen- und Ohren¬ 
station 

Halls a. S., Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Hallescben 
Knappschaft gehörig). 

Harlan, siehe Zittau. 
Herns/Weatf., Assistenzarztstellen 

am kath. Krankenhaus u. evang. 
Krankenhaus. 

Hirschfelds, siehe Zittau. 
Hohenmölsen, Auisienzarztstelle 

am Knappschaftskrankenhaus. 
Horst/Westf., Assistenzarztstellen 

am Josephshospital 
Kandrzln, Oberschi. Eisenbahn 

BKK.; ärztliche Tätigkeit am 
Antoniusstift. 

Kenia, O.L., s. Rotheuburg. 
Knappschaft, Sprengelarztstellen 

d. Oberschi. Knappsch. m. Ausn. 
d, Kreise Beuthen, Gleiwitz, Hin- 
denburg, Rati^or. 

Knappschaft,Sprengelarztstellen1) 
bei d. früh Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Kohren, Sprengelarztstellen1) bei 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). . 

Kotzenan, BKK. d. Marienhütte. 
Langenleaba-Xledcrhaln, Spren¬ 

gelarztstellen1) b. d. früh. Alten¬ 
burger Knappschaft (jetzt xux 
Halleschen Knappsch. gehörig). 

Lehe, O.K.K. Geestemünde u. d. 
Behandlungsanstalten in Weser- 
münde-Geestemünde u. Weser- 
münde-Lehe einschliessl. Assi- 
stentensteilen. 

Lucka, Sprengelarztstellen1) b. d 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

■engenkirrhen , Oberlahnkreis, 
Gemeindearztstelle i. Bez. 

Hers«barg, AOKK. 
Mühlheim / Rohr, Assistenzarzt¬ 

stellen am Erangel. Kranken¬ 
haus und Kalhol. Krankenhaus. 

Mfimter 1. W., Knappschaftsarzt¬ 
stelle. . 

laikaa (O.-L.), und Umgegend 
siehe Rothenburg. 

Naumburg a. S., Knappschafts¬ 
arztstelle. 

Nobitz, Sprengelarztstellen1) b. d. 
früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

Nöbdenitz, S.-Altenburg., Knapp- 
schafts- (Sprengel) Arztstelle. 

Oberhausen, Asslstenzarztstellcn 
am Evang. Krankenhaus. 

OberschleHlen,Sprengelarztstellen 
der Oberschlesischeu Knapp¬ 
schaft mit Ausnahme der Kreise 
Beuthen, Gleiwitz, iiindenburg, 
Ratibor. 

Olbersdorf, siehe Zittau. 
Osterfeld / Westf., Assistenzarzt- 

stellen am Marienhoipital. 
Bad Oeynhausen, leit. Arzutelle 

am stadt. Krankenhaus. 
Pegau, Sprengelarztstellen1) b. d. 

früh. Altenburger Knappschaft 
(jetzt zur Halleschen Knapp¬ 
schaft gehörig). 

PÖlzlg, S.-Altb., Knappschaft*- 
(Sprengel) Arztstelle. 

Raunhelm (b. Mainz), Gemeinde¬ 
arztstelle. 

Hegls, Sprengelarztstellen1) b. d 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Rennerod (Woterwd ), Gemeinde- 
arztstelle. 

Ronneburg S.-Altbg. Knappsch.- 
(Sprengel) Arztstelle. 

Rositz, Sprengelarztstellen1) b. d. 
früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Rothenburg. Schles., f. d. g. Kr. 
Niederschi, und Brandenburg, 
Knappichaft., LKK. u, AOKK. 
d. Kr«. Sagan. 

Sagan, (f. d. Kr.) Niederschles. 
u. Brandenb. Knappschaft. 

Schmalkalden, Thüringen. 
Schmiedeberg, Be*. Halle, leit. 

Arztstelle am stidt. Kurbad. 
Schmitten, T., Gern. Arztstelle 
Schmölln, Sprengelarztstellen1) b. 

der früheren Altenburger Knapp¬ 

schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Singhofen, Unterlahnkreis. Ge¬ 
meindebezirksarztstelle. 

Sodlngen / Weitf.. As«istcn«arzt- 
stellen am kalh. Krankenhaus. 

Starkenberg,Sprengelarztstollen1) 
bei der früheren Altenburger 
Knappschaft ((jetzt zur Holle- 
sehen Knappschaft gehörig). 

Treben, Sprengelarzutellen1) bei 
der früher. Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Tarchau siehe Zittau. 
Wanne-Eickel, A««Uteniar*t*reilen 

am Annahospital und amjost phs- 
bospitai. 

Wattenscheid/Weatf , Assistenz- 
arztstcllen am St. Marienho pital. 

Welaaenaeeb. Berl., Hausarziverb. 
WeUawaaier (O.-L.) u. Umgeg. 

siehe Rothenburg. 
Weael, Knappschaftsarztstelle. 
Weacrmlnde, O.K.K. Geeste. 

münde u. d. Behandlungsanstalt, 
i. Wesermündc-GcestemUode u- 
Wefcrmüode-Lche eioschliessl. 
Assistentenstellen. 

Weeteruurg, Kommunalverband. 
Windischleuba, Sprengelarzlstcl- 

len') b. d. früheren Altenburger 
Knappschaft (j*1*1 *uf Walle- 
sehen Knappschaft gehörig). 

WlBterador^Spreogelarzutellen1) 
bei der früheren Altenburg» r 
Knappschaft (j«**« *«r Halle- 
schen Knappschaft gehörig). 

WttUn/Rubr. Aasistenraiztttellen 
am DiakooUscnkraokcnhau« u. 
Mariahospiial. 

Zehma, Sprengelarztstellcn() bei 
der früheren Altenburger Knapp¬ 
schaft (jetzt zur Halleschen 
Knappschaft gehörig). 

Zimmeren, Bez. Königshofen. 
Zittau lllrschfelde (Bezirk), 

Arststelle b. d. Knappschafts 
krankenkaase der »Säehuschen 
Werket (Turchau, Glückauf, 
Hartau) 

Zoppot, AOKK. 
») und jede ärztliche Tätigkeit. Station. »»cne zsoiucnuu**. » - - 
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behörden begnügl. auf dem Papier feslzustellcn. daß 
soundso viele Mittel für Erholungsfürsorge jedes Jahr 
aufgewendet wurden, soundso viel Schulen Platze in 
Heimen usw. vermittelt wurden, daß man sich aber in 
keiner Weise darum kümmert, ob der beslmüglichslc 
Erfolg der ausgegebenen Mittel garantier! ist. I m so 
mehr ist es notwendig, daß die Aerzleschafl, die auf 
den verschiedenen Einzelgebieten unserer Jugend ar¬ 
beitet. ganz gleichgültig, oh es Sporlsärzle sind. Schul¬ 
ärzte oder sonstige Fürsorgeärzte, nach einem festen Zu¬ 
sammenschluß suchen. Die Vereinigung aller ärztlichen 
Kräfte ist das einzige Mitlel, um dem Grundsatz ..Divide 
et impera". der in der Entwicklung des nachkriegszcÜ- 
lichen Fürsorgestaates die Einflußnahme des Arztes ge¬ 
hemmt und die Zurückstellung ärztlicher Gesichtspunkte 
erleichtert hat. entgegenzutreten, ehe es endgültig zu 
spät ist. 

Auf Grund dieser Ausführungen würden sich die 
Punkte, in denen schul- und sportsärzlliche Interessen 
sich berühren, folgendermaßen zusammenfassen lassen: 

1. Gemeinschaftlichkeit der Ausbildung von Sports¬ 
und Schulärzten und überhaupt aber auf fürsorge-rischem 
Gebiete arbeitenden Aerzte. 

2. Vertretung der Einzelinteressen der Fürsorgeärzlx- 
bei den staatlichen bzw. städtischen Behörden. 

3. Verbesserung des Gesundheitsunterrichts an den 
Schulen unter besonderer Berücksichtigung der Bedeu¬ 
tung der körperlichen Erziehung und konstitutioneller 
Prophylaxe. Einführung eines regelmäßigen allgemeinen 

Turnunterrichts an Fortbildungsschulen und Ausdehnung 
von Sonderlurnkursen in den verschiedenen Schulkale- 
gorien. Außerhalb des Rahmens der Schulen \ erbcssc- 
rung des ärztlichen Einflusses auf Sport- und I urnver- 
eine, speziell Beachtung der schulärztlichen Ratschläge 
bei der Zuweisung von Jugendlichen durch den Sehulurz 
Sicherung des Erfolges der Erliolungsfürsorge durch 
entsprechende Heranziehung geeigneter Turn- und Sp.iri 
vereine als gesundheitliche Fördenmgsinstitulc für dir 
normale und die durch Krholüngsfürsorge für eine ver- 
besscrle Körpererziehung vorbercilclc Jugend 

Die Alkoholfrage und der deutsche Arzt. 
Ein Schlusswort von San. R:u l>r. Müller de la hucnio 

(Schlatigenbad). 

Herrn Kollegen !)r. Bamberger „Bayer. Acrzll 
Gorrespondenzhlall“ 1!>27, Nr. Io. S GS2 erwidere ich 
folgendes: 

1. Herr Kollege Bamberger irrl, wenn er glaubt, das 
Verlangen nach Trockenlegung Deutschlands sei nur 
eine Erfindung des Alkoholkapilals. Aus vielen sehrill- 
lichen und mündlichen Auslassungen führender Ab¬ 
stinenzler geht hervor, daß sie es sind, welche unter 
Lobpreisung Amerikas seinerzeit diese Forderung auf- 
slejlten. Ich gehe zu, daß es in bezug auf dieses extreme 
Verlangen in lelzler Zeit rechl still geworden ist, ja, daß 
es neuerdings gerne verleugnet wird. Das aber geschalt 



Praephyson 
Hypophysen«Vorderlappenpräparat 

n 
Physormon 

Standard. Hypophysen.Hinterlappenpräparat 

Asthmatrin 
Organtherapeutisches Antiasthmatikum 

il 
Contrastol 

Röntgen>Kontrastmittel zur Darstellung 
engkalibriger Hohlräume 

Jodgorgon 
Organisches Jodpräparat mit mitigierter 

Schilddrüsen Wirkung 

II - 
Philonin-Salbe 

Granulationsanregend u. epithelisierend 

II 
Rheumitren 

Perkutane R h e um a t h e r a p i e 

II - 
Irritren 

Perorale Reiztherapie 

n ii 

Ocenta 
Hormonales Lactagogum 

Inkretan 
II II 

Standardisiertes Hypophysen»Schilddrüsenpräparat 
Hormonale Fettsuchtiherapie 

LI U 

Feometten 
Zur F e r r u m » r e d u c t u m * M e d i k a t i o n mit großen Dosen 

Indik.: Anämie, Chlorose usw. 

IL LT II 

Promonta 
Organ. Lipoid.Präparat 

Indik.: Aufbrauchkrankheitcn, nervöse Erschöpfung, Rekonvaleszenz usw. 

Arztemuster und Literatur kostenlos und unverbindlich 

Chemische Fabrik Promonta G.m.b.H., Hamburg 26 



SEITE •22\ BAYERISCHES AERZTLICHES CORRESPONDENZBLATT. Nr. 18. 1927. 

nicht infolge besserer Einsicht, sondern ist lediglich ein 
Erfolg der scharf einsetzenden Abwehrmaßnahinen. Da¬ 
für wird das gleiche Ziel auf dem Umwege über das 
Gemeindebestimmungsrecht erstrebt, welches der be¬ 
kannte Staatsrechtslehrer Prof. Jastrow erst kürzlich 
in der ..Deutschen Medizinischen Wochenschrift “, also ge¬ 
wiß einer unverdächtigen Stelle, als das kennzeichnete, 
was es wirklich ist: als kommunales Alkoholverbot» vor 
dem er nicht genug warnen konnte. Der bekannte Ab¬ 
stinentenführer Popert (Hamburg) sa_gte über das Ge¬ 
meindebestimmungsrecht, seine Einführung bedeute für 
die Abstinenten die Gewinnung des Punktes, der das 
Schlachtfeld beherrsche. 

2. Es werden in Deutschland für viele höchst un¬ 
nütze Dinge, für Schmuck und Tand usw.. weit höhere 
Summen ausgegeben als für den ykohol — Summen, 
von denen man mit größerem Rechte verlangen müßte, 
daß sie für soziale Zwecke Verwendung finden. Folge¬ 
richtig müßten die Abstinenten auch das Feilhalten 
solcher Waren verbieten wollen. Andererseits aber darf 
nicht vergessen werden, daß aus dem Alkoholkonsum 
Staat und Kommunen erhebliche Einnahmen zufließen, 
die im Etat eine wichtige Rolle spielen. Ihr Ausfall müßte 
evtl, durch neue Steuern gedeckt werden, während es 
doch jetzt jedermann freisteht, sich an der „indirekten“ 
Alkoholsteuer durch freiwillige Enthaltsamkeit nicht zu 
beteiligen. 

3. Der immer wiederholte Vorwurf, wir Anders¬ 
denkenden arbeiteten letzten Endes für das Alkohol¬ 
kapital, wirkt sich allgemach zu einer Drohung aus. Es 
soll uns damit wohl — sit venia verbo! - das Maul ver¬ 
bunden werden. In Wahrheit arbeiten wir ebensowenig 
und ebensoviel für das Alkoholkapital, wie etwa der 
ärztliche Forscher, der in einer Fachzeitschrift ein neues 
Mittel warm empfiehlt, für die herstellende Fabrik. Oder 
wie wir alle, wenn wir uns gegen das Kurpfuschertum 
wenden, damit etwa unsere finanziellen Interessen wahr¬ 
nehmen (was ims ja bekanntlich von der Kurpfuscher¬ 
gemeinde vorgeworfen wird! . Wir aber stützen uns auf 
unser reines Schild, unser gutes Gewissen und <las Be¬ 
wußtsein. völlig uneigennützig zu kämpfen, und aus 
ebenso idealen Motiven, wie unsere Gegner sie für sich 
in Anspruch nehmen. 

4. Immer wieder muß betont werden, daß der Ae.A. 
g.T.D. mit aiier Entschiedenheit sich gegen den Vlkohol- 
mißbrauch und die Trinkunsitten wendet. Niemand, der 
unsere, diesem Blatte beigefügt gewesenen Richtlinien 
gelesen hat. kann darüber im Zweifel sein. Und da wir 
Erreichbares und Durchführbares erstreben, haben 
unsere Forderungen auch mehr Aussicht auf Erfolg als 
die extremen der Abstinenten. Beweis: Ein großer Teil 

unserer Forderungen hat bereits Aufnahme gefunden in 
dem neuen, demnächst dem Reichstage vorliegenden 
Schahkslättengeselz. Wenn Herr Kollege Bamberger 
durch „mein Vorgehen“ seine Aufklärungsarbeit er¬ 
schwert sicht, so stelle ich ihm anheim, bei diesen Ge¬ 
legenheiten mich selbst aus meinen Schriften zu zitieren. 
Er wird dann erkennen, daß ich bis zu einer gewissen 
Grenze sogar sein Bundesgenosse und nicht sein Gegner 
bin. Sein Gegner werde ich erst da. wo seine und seiner 
Gesinnungsfreunde Forderungen die l-reiheit unserer 
individuellen Lebensführung bedrohen. 

Aerztliche Kunstfehler und Haftung. 
Mit der Frage der Haftpflicht einer Stadlgemeinde 

für unsachgemäße Behandlung der Patienten in dem ihr 
gehörigen Krankenhanse hatte sich vor einiger Zeit das 
Reichsgericht beschäftigt. 

Es handelte sich um einen besonders schwerliegeu- 
den Fall, erkrankten doch mehrere Patienten ernstlich, 
von denen sogar zwei starben. 

Bei der Entscheidung der Frage ist grundsätzlich 
davon auszugehen, ob es sich um gegen Entgelt liehan- 
delte Privatpatienten oder um mittellose Kranke handelt, 
denen im Wege der Armenfürsorge unentgeltlich l utcr- 
kunft und Pflege gewährt wird. In jenem Falle bei 
Privatpatienten — bestimmt sich der Inhalt der städti¬ 
schen Leislungspflicht und die Folgen ihrer Verletzung 
auf Grund des der Aufnahme ins Krankenhaus zugrunde 
liegenden Dienst- (Hier sonstigen Vertrages nach den 
allgemeinen Haflpflichtbestimmungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches bei der unentgeltlichen Aufnahme mittel¬ 
loser Kranker treten diese zur Stadtgemeindc in ein sog 

■öffentlich-rechtliches Verhältnis, liier findet die Haft¬ 
pflicht ihre Grundlage in den Bestimmungen des öffent¬ 
lichen Rechts. 

Die Entscheidung der Frage der Haftpflicht bei un¬ 
sachgemäßer Behandlung von Privatpatienten ist ver¬ 
hältnismäßig einfach: sie ergibt sieh zwingend aus dem 
Vertragsverhältnis oder gar aus unerlaubter Handlung. 

Anders bei mittellosen Patienten. Durch deren Auf¬ 
nahme in das Krankenhaus zur unentgeltlichen Behand¬ 
lung wird zwischen ihnen und der Stadl ein öffentlich- 
rechtliches Verhältnis begründet, das für diese die öffent- 
lich-rechtliche Verpflichtung zu einer sachgemäßen. Leih 
und Leben nicht gefährdenden Behandlung und einen 
demgemäßen, öffentlich-rechtlichen Anspruch darauf er¬ 
zeugt. Uebcr die allgemeine Fürsorgepflichl hinaus er¬ 
wächst der Stadt gegenüber dem Patienten eine besmi 
dere Verpflichtung l>estimnitcn Inhalts, nämlich auf Heil¬ 
behandlung. Die Stadl hat dabei auch für schuldhafte 
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Verletzung ihrer Pflicht durch die von ihr berufenen 
Ililfspersonen, wie Aerzle und Pfleger, aufzukommen. 
Dieser Rechtsgedanke, der im Bürgerlichen Gesetzbuch 
verankert ist, findet auch auf öffentlich-rechtliche Ver¬ 
hältnisse Anwendung es sei denn, daß die Eigenart 
des besonderen Falles dieses ausschließt. 

Eine solche Ausnahme gibt aber nicht der Fall der 
fürsorgerechtlichen Krankenhausbehandlung. Es spräche 
dem Begriff der Fürsorge Hohn, wenn man die öffent¬ 
lich-rechtlichen Beziehungen zwischen den in Gemeinde¬ 
krankenhäusern unentgertlich behandelten Personen 
und den Gemeinden nicht in den Herrschaftsbereich der 
Haftpflichtrechtsgrundsätze des bürgerlichen Rechts 
fallen ließe und eine dementsprechende Haftpflicht aus¬ 
schlösse. („Jur. Wochenschrift“ 55, 19.) 

Sind Verträge zwischen Äerzten und Krankenkassen 
Steuer- und gebührenpflichtig? 

Nach § 137 der Reichsversicherungsordnung sind ge¬ 
bührenfrei und stempelfrei alle Verhandlungen und Ur¬ 
kunden, die bei den Versicherungsträgern und Versiche¬ 
rungsbehörden erforderlich werden, um die Rechtsver¬ 
hältnisse zwischen den Versicherungsträgern einerseits 
und den Versicherten andererseits zu 1 )egründen oder 
abzuwickeln. Das Reichsversicherungsamt hat kürzlich 
in einem Bescheide die Auffassung vertreten, daß auch 
die Verträge zwischen Krankenkassen oder Kranken- 
kassenverbänden und Aerzten bei den Versicherungs¬ 
trägern erforderlich werden, um die Rechtsverhältnisse 
zwischen den Versicherungsträgern einerseits und den 
Versicherten andererseits abzuwickeln. Das Reichsver¬ 
sicherungsamt bejaht damit die Gebühren- und Stempel¬ 
freiheil der Arzlverträge Die gleiche Auffassung wird 
in der Grieserschen Monatszeitschrift „Die Reichsver¬ 
sicherung“ 1927 S. 21 vertreten. 

Das sächsische Finanzministerium hat sich bereits 
praktisch auf den gleichen Standpunkt gestellt und den 
Präsidenten des sächsischen Landesfinanzamtes ange¬ 
wiesen, künftig Verträge zwischen Krankenkassen oder 
Krankenkassenverbänden Stempel- und steuerfrei zu 
lassen, also auch nicht mehr die allgemeinen Vertrags- 
Stempel zu crhelxm. Es darf angenommen werden, daß 
auch die übrigen Landesfinanzbehörden sich dem glei¬ 
chen Standpunkt anschließen werden. 

(Aus den „Rechts-, Wirtschafts- und Sozialpolitischen 
Mitteilungen“. Rechts- und Wirtschaftsverlag München . 

Vereinsnachrichten. 
(Originalbericht des Bayer. Aerztl Correspondenzblattes.) 

Freie Aerztekammer von Niederbayern. 

(Bericht über die Sitzung vom 6. April in Plattling. 

Nach Eröffnung der Sitzung gedenkt der Vorsitzende 
mit warmen Worten des verstorbenen Ehrenvorsitzen¬ 
den, Geh. San.-Ral Dr. Zeitler, der sich unvergeßliche 
Verdienste um die niederbayerische Aerzteschaft als 
langjähriger Vorsitzender der Kreiskämmer erworben 
hat. 

Die Jahresberichte der einzelnen Vereine werden 
verlesen, aus denen hervorgeht, daß in allen Vereinen 
genaue Vorschriften bezüglich der Einleitung von Aborten 
und Frühgeburten aufgestellt sind. Zu ihrer genauen 
Beachtung wird nochmals dringend vom Vorsitzenden 
gemahnt. 

Sehr wohltuend hat die Einrichtung der Sterbe- und 
Krankenunterstützungskassen gewirkt. Sie stellten zwar 
große Anforderungen an den kollegialen Sinn der Aerzte, 
doch werden die Opfer infolge der überall bestehenden 
Verrechnungsstellen nicht so schwer empfunden. Kas¬ 
senbericht folgt unten. 

Die Statuten der Krankenunterstützungskasse wer¬ 
den durch zwei Beschlüsse ergänzt: 1. Der Antrag auf 
Krankengeld muß während der Erkrankung gestellt wer¬ 
den. 2 Innerhalb von 12 Monaten kann nur 3 Monate 
lang Krankengeld gewährt werden. 

Nach Einführung der neuen Standesordnung, welche 
eine Auflösung der Kreiskammer bringen wird, soll zur 
Fortführung des Unterst ützungswesens ein KreLsverband 
in irgendeiner sich als geeignet erweisenden Form ge¬ 
schaffen werden. 

Eingehend wurden die neuen Forderungen der Be¬ 
rufsgenossenschaften. die Honorare für Gutachten bei 
der Kammer der Forsten besprochen und beschlossen, 
die Landesärztekammer um zentrale Regelung zu er¬ 
suchen. 

Zum Schlüsse wurde der dringende Wunsch ausge¬ 
sprochen. daß im ..Correspondenzblatt“ wieder eine Zu¬ 
sammenstellung der verschiedenen Gebühren bei Kas¬ 
sen. Berufsgenossenschaften und Landesversicherungs- 
anslalten erscheinen soll. 

Mit Dankesworlen an die Mitglieder schloß der Vor¬ 
sitzende die voraussichtlich letzte Sitzung der Kreis¬ 
kammer. Dr. D. 

Bericht über die Sterbekasse. 
Berichtigung. 

In dem Artikel »lieber den Arzt der Zukunft« in der letzten 
Nummer unseres Blattes muss es heissen: S. 206, Sp. 2, 20. Zeile 
von unten statt: nach dem Gesetze, nach dem Gesagten; S. 209, 
Sp 1, 27. Zeile von unten statt: diese Instanz, diese Distanz. 

Mitglieder: 253 Herren. Ab 1. März 20 M. Beitrag 
je Slerbefall. 

An die Hinterbliebenen nachfolgender Herren wur¬ 
den ausbezahlt: 1. SR. Dr. Kastl (Vilsbiburg) 2750 M.; 
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2 OMR. Dr. Kundl Deggendorfs öl-IO M.; 3. Dr. Dohrn 
"Hartkirehen 5010 NE; i. Dr. Gaeeh (Schwarzach 
5040 M.: 5. Dr. Goehl Au b. Freising 5060 M.; 6. MR. 
Dr. Grahaminer Landshut 1265 M.‘ Siumna: 21295 M. 

Bericht ü 1) e r die K r a n k e n u n t e r s t ü t z u n g s - 
kasse. 

Mitgliederzahl: 266. Unterstützung 10 M. pro Tag. 
1. Dr. II. Au b. Freising: 130 M.: 2. Dr W. Fron¬ 

tenhausen 120 M ; 3. Dr. \V. (Plattling 350 M.; 1. Dr. L. 
Wallersdorf 330 M.: 5. Dr. Sch. (Passau 150 M.; 6. Dr. 

Sch. Simbach a. Inn 100 M.; 7. Dr. D. (Hartkirchen 
340 M.; 8. Dr. B. Yilsbiburg) 420 M.; 0. Dr. E. (Boden¬ 
mais 230 M.; 10. Dr. F. (Straubing 150 M.; 11. Dr. E. 
Landshut 610 M : 12. Dr. H. Bogen 670 M.: 13. Dr. R. 
Pöcking^ 510 M.; 14. Dr. E. (Bodenmais 70 M.; 15. Dr. 

L. Landshut 290 M.: 16. Dr. Sch. (Abbach') 100 M.; 
17. Dr. E. Bodenmais 150 M.; 18. Dr. Z. (Pilsting 
110 M.: 19. Dr. G. Au b. Freising 350 M ; 20. Dr. G. 
Schwarzach 170 M.: 21. Dr. Z. Straubing 80 M.: 

22. Dr. W. Viechtach 50 M.: Summa 6080 M. 

Amtliche Nachrichten. 

Dienstesnachrichten. 

Vom 1. Mai 1927 an wird der Oberarzt an der Kreis- 
Heil- und Pflegeanstalt Lohr a. M . Dr. Rieh. Stoeckle. 
zum Direktor der gleichen Anstalt in etatmäßiger Eigen¬ 
schaft befördert. 

Vom 1. Mai 1927 an werden zu Anstaltsärzten an 
ihren seitherigen Dienstesstellen in etatmäßiger P.igen- 
schaft ernannt: der mit dem Titel und Rang eines An¬ 
staltsarztes ausgestattete Ililfsarzt der Kreis-Heil- und 
Pflegeanstalt Klingenmünster Dr. Ludwig Simon — der 
Hilfsarzt der Kreis-Heil- und Pflegeanstalt Klingenmün¬ 
ster Dr. Gustav Reinhardt — der Ililfsarzt der Kreis- 
Kranken- und Pflegeanstalt Frankenthal Dr. Hans Hein¬ 
rich H e e n e. 

Dem Bezirksarzt Dr. Karl Maul in Kaufbeuren 
wird mit sofortiger Wirkung der Titel und Bang eines 
Obermedizinalrates verliehen. 

Dem Hilfsarzt der Kreis-Heil- und Pflegeanstalt Er¬ 
langen Dr. Ewald Grimm wird der Titel und Rang 
eines Anstaltsarztes verliehen. 

Deutsche Gesellschaft für Chirurgie. 

Auf eine Anfrage an die Deutsche Gesellschaft für 
Chirurgie wegen Teilnahme an der diesjährigen Tagung 
der Internationalen Gesellschaft für Chirurgie hat der 

Ausschuß der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie fol¬ 
genden Beschluß gefaßt: 

„Der Ausschuß der Deutschen Gesellschaft für 
Chirurgie ist nicht in der Lage, eine Einladung zu der 
Tagung der Internationalen Gesellschaft für Chirurgie 
in Warschau anzunehmen, denn er muß auf seiner in 
der Ausschußsitzung vom 8. Januar 1927 festgelegten 
Forderung bestehen, daß der nach Form und Inhalt 
schwer ungerechtfertigte und schwer beleidigende Pa¬ 
riser Beschluß vom 22. Juli 1920 ohne jede Einschrän¬ 
kung von dem Kongreß zurückgenommen wird. Es hat 
sich auch kein deutscher Chirurg von Ruf und An¬ 
sehen bereit finden lassen, das Amt eines Delegierten 
für eine Tagung in Warschau zu übernehmen.“ 

Dieser Beschluß wurde auf der Generalversammlung 
der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie vom 20. April 
1927 einstimmig angenommen. 

Vereinsmitteilungen. 

Mitteilung der Abteilung für freie Arztwahl 

des Aerztlichen Bezirksvereins München-Stadt. 

1. Die Allgemeine Ortskrankenkasse München-Sladt 
ersucht uns, folgendes bekannlzugeben: „Bei der Feststel¬ 
lung des Anspruches auf Krankenhilfe bei Erwerbs¬ 
losen ergeben sich häufig Unzuträglichkeilen für 
Aerzte, Erwerbslose und Krankenkasse. Fis wäre daher 
sehr zweckmäßig, die Herren Aerzte darauf hinzuweisen, 
daß nur der Erwerbslose Anspruch auf Krankenhilfe 
hat, der im Besitz einer grünen Stempelkarte ist, 
auf der in der rechten, oberen Ecke die Aklnummer 
vorgetragen ist. Es würde sehr zur Vereinfachung und 
Erleichterung der erforderlichen Feststellungen beitra¬ 
gen, wenn die Herren Aerzte diese Aktnummer den 
Verordnungen oder Krankmeldungen beifügen würden.“ 

2 Es wird daran erinnert, daß am ersten Werktag 
des nächsten Monats, Montag, den 2. Mai. bis späte¬ 
stens nachirtittags 5 Uhr die Monatskarten für April 
auf der Geschäftsstelle abzugeben sind. 

Die Honorarauszahlung erfolgt ab 11. Mai auf der 
Bayerischen Hypotheken- und Wechselbank. 

3. Zur gefl. Kenntnis diene, daß der Vorsitzende der 
Arzneimittelkommission vom 1. Mai bis Anfang Juni ver¬ 
reist ist. Anträge auf Arzneimittel- und Bädergenehmi¬ 
gungen sind auch während dieser Zeit an meine Adresse, 
Oettingenstraße 2 1, zu richten. Dringende Anfragen sind 
an meinen Vertreter, Herrn Dr. Kirschenhofer, Türken¬ 
straße 52, Telephon 28366. zu richten, Im übrigen wird 
auf V.R. 45 hingewiesen, um deren Einhaltung dringend 
gebeten wird. 
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Die Vereinigung deutscher Kommunal-, Schul- und 

Fürsorgeärzte 

vqranslallel vom 30. Juni Bis 2. Juli 1027 in (ioslar 
Har/ einen Kursus für Fürsorf'earzLe. I''ürsorgerinnen, 

Yerwaitungsbeamle und sozial interessierle Kreise unter 
dem Leitgedanken: ..Vertiefung der Arbeit in der Ge¬ 
sundheitsfürsorge“. Das Programm sieht vor: „Organisa¬ 
tionsfragen unter städtischen und ländlichen Verhält¬ 
nissen“, „Arbeitsgemeinschaften in der Gesundheitsfür¬ 
sorge“, „Die Arbeit in der offenen, geschlossenen und 
halbgeschlossenen Fürsorge“, „Die Gesundheitsfürsorge 
in der Gesetzgebung“. Der letzte Tag bringt gemeinsame 
Verhandlungen mit der Vereinigung für den Für¬ 
sorge dienst im Krankenhaus über „Soziale Kran¬ 
kenhausfürsorge“. Anmeldungen sind möglichst bis zum 
15. Juni an den Geschäftsführer der Vereinigung Deut¬ 
scher Kommunal-, Schul- und Fürsorgeärzte. Sladtarzt 
Dr. Vonessen, Köln, Cäcilienstraße 1, zu richten. 

Fachnormenausschuss Krankenhaus (Fanok). 

Der Fachnormenausschuß Krankenhaus (Fanok), 
dessen Träger der Gutachterausschuß für das öffent¬ 
liche Krankenhauswesen und der Reichsverband der 
privaten, gemeinnützigen Kranken- und Pflegeanstalten 
Deutschlands sind, veröffentlicht seine Normenblatt-Ent¬ 
würfe mit Erläuternngsberichteil sowie seine Sitzungs¬ 
protokolle in der „Zeitschrift für das gesamte Kranken- 
hauswesen“ (Verlag von Jul. Springer, Berlin W 9). 

In Heft 9 und 10 der Zeitschrift veröffentlicht der 
Fachnormenausschuß seine weiteren Verhandlungen 
über Krankenhausmöbei, insbesondere Personal¬ 
bett, Matratzen. Wickeltisch, Säuglingsbell, sowie über 
ärztliche Instrumente. In Heft 10 werden die 
endgültigen Beschlüsse für das Krankenbett für 
Erwachsene und erwachsene Kinder, die als 
DIN-Vornorm vorläufig maßgebend sein sollen, mit Ab¬ 
bildungen. Maßangaben und Erläuterungen veröffent¬ 
licht. (Heft 9 erscheint am 25. April, Heft 10 am 9. Mai. 

BUcherschau 
Freie Arztwahl und Sozialversirherunfj. Von Priv.-Doz Dr. Hermann 

von Hayek, Innsbruck. Verlag der Aerztlichen Rundschau 
Otto Gmelin. München 1927. 85 S. Preis br. M. 3.—, geb. 
M. 4.—. (Partiepreis bei 10 Ex. M. 2.50, 25 Ex. M. 2.— br.) 

lieber diese Fraeen ist schon viel geschrieben worden; aber 
die vorliegende Schrift nimmt eine Sonderstellung ein durch die 
überragende Art der Betrachtung, durch die ungeschminkte, klare 
und kraftvolle Sprache, welche wir an dem Autor des Buches 
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vom »Tuberkulose-Problem« schätzen. Sie verdient nröjt .nur von 
allen Aerzttn gelesen zu vrerden, sondern auch von d^n/Jeggern 
des Aerztestandes und den verständigen Leuten unseres Klientel 
— denen man sie durch Auflegen im Wartezimmer zugänglich 
machen könnte. Die Schrift ist gewissermassen ein MahnruFzur 
Einkehr, ein Aufruf zur Sammlung. Die dem Aerztestande und 
den Kranken durch die Uebersozialisierung bereiteten und durch 
den sozialpolitischen Missbrauch der an und für sich gesunden 
Idee, durch die Sozialisierungstheoretiker mit ihren verhängnis¬ 
vollen Experimenten und Sozialisierungsbürokraten noch weiter¬ 
hin drohenden Gefahren werden besprochen, dabei auch der Ge¬ 
samtheit der Aerzte ein Spiegel vorgehalten. Aber der Verfasser 
begnügt sich nicht mit Klagen, er spricht sich klar und verständ¬ 
nisvoll über die Wege aus, auf denen die Rettung kommen kann 
vor dem drohenden Verlust der freien Arztwahl. Freilich recht 
hoffnungsvoll blickt er zur Zeit nicht in die Zukunft, er sieht in 
der Not des Aerztestandes nur einen Ausschnitt aus der gesamten 
Not im Lande; er lässt sich auch hier nichts vormachen, steht 
kühler als manche Wirtschaftspolitiker der Hoffnung auf einen 
baldigen Gesundungsprozess gegenüber, sieht in sehr vielem noch 
einen unfruchtbaren Leerlauf und erwartet nur von einer erheb¬ 
lichen Besserung im grossen und ganzen eine Befreiung und 
Besserung der ä’zilichen Existenzfragen. Neger (München). 

Wünschen Sie Mietwohnung oder Eigenheim? Es ist von mass 
gebenden Fachkreisen cachgewiesen, seit Jahrzehnten besonders 
durch Veröffentlichung der »Heimkultur«, jetzt Leipzig 80, dass 
man im Einzelhaus mit Garten nicht teurer, ja oft billiger als zur 
Miete wohnt, Kostenanschläge der Hausbeispiele und Rentabilitäts¬ 
berechnungen zeigen es Daher sollte jeder Wohnungsuchende 
oder Baulustige die schon in je über 20 Auflagen verbreiteten 
Heimkulturbücher lesen, die er mit einer Fülle von Muster¬ 
beispielen schon für je Mk. 1.60 erhält, 10 Nummern der Heim¬ 
kulturbücherei für Mk. 12.50 statt Mk. 16. . Neu liegt uns vor: 
>Das Vaterhaus*. Wie Wohnungssuchers zu einem Vaterhaus 
kamen. Ein Führer zum Eigenheim mit Garten. Herausgegeben 
von Professor O Schwindrazheim. Mit ca. 100 Abbildungen 
und Ha’ splänen. Neuauflage, Preis M 1.60 franko. Als Ergänzung 

A 

enthält das Eisen in 

[mmiiüiimmmi 
Ferro-calciumsaccharat 12:1000 

der wirksamen Ferro-Form! 
Entspricht weitgehendst den Forderungen 

der modernen Eisentherapie. 

Aegrosan wird selbst vom kranken Magen gut vertragen, mischt sich 

ohne weiteres mit dem Magensaft, braucht wed-r reduziert noch aufgelöst 

wereen und wird schnellstens und restlos resorbiert. 

Daher schnelle und durchschlagende Eisen- and Kalkwirkung 
ohne Verdauungsstörungen, selbst bei Säuglingen und Greisen. 

Preis Mark 1.05 in den Apotheken. V e rs u c h s p r o b e n auf Wunsch. 

Johann G. W. Opfermann, Köln 66 

ree err ec 
anerktinnt vorzüglich schmeckende gut bekömmliche 

Ovolecithin - Eisen - Arsen - Medication 
enthaltend 0,1 % phosphorhaltiges Ovolecithin, 

0,5 °/o Eisen als leiehtverdauliches Eisenoxydhydrat 
und 0,0005 Acid. arsen. pro Dosis, 

sehr geschäjst durch seine prompte Wirkung bei Anämie, 
Chlorose und deren Folgeerscheinungen bei Neurasthenie, 
Marasmus, Schlaflosigkeit, Appetitlosigkeit, zur Hebung 
des Allgemeinbefindens, bei Tuberculose, nach Grippe, 

Blutungen und in der Reconvalescer«. 
Proben stehen den Herren Aerzten zur Verfügung. 
Galenus Chem. Industrie, Frankfurt a. M., Speicherstrasse 4 

Die H. H. Aerzte 
werden gebeten den mir überwiesenen Patienten, 

spez. bei M o o r I a u g e n b ä d e r n , die durch 

besondere Ausführung selbst bei veralteten Le'den 

wie Gioht, Rheumat., *schias usw., niemals ihre 

hervorragende Wirkung verfehlen — stets eine Ver¬ 

ordnung mitgeben zu wollen. 

Dosef Kreitmair, Apollo-Bad 

HERZ-und NERVENERKRANKUNGEN 
Spezialinstitut fr. Geh.-Rat Hufnagel 
für die gesamte moderne Elektro-fHoch- 
frequenz)-Therapie in enger Verbindung 

mit den Heilfaktoren des Kurortes. 

Dr. med. Viktor W. Hufnagel 
Mai bis September. Prospekte. Bad Orb. 
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hierzu dienen Nr. 6 »Die Gesundheit im Eigenheim«. Ein Rat¬ 
geber für alle, die gesunde Wohnung suchen oder bauen wollen. 
Von A. Baumgart und Nr. 7 »Das Glücksheim«. Der neue Weg 
zum Eigenheim Von Lehrer E Neumann, der mit nur 1000 M. 
ohne Zuschüsse oder Hypotheken sich mit grossen Schülern ein 
Musterhäuschen selber baute. Mit Abbildungen, Plänen und Bau¬ 
anleitungen. Alle drei kleine Ratgeber mit ca. 300 Abbildungen 
für M. 4.20 statt M 4.80 franko vom Heimkulturverlag Emil Abigt, 
Leipzig 80 — Postscheckkonto Leipzig 1052. 

Für die Redaktion verantwortlich- Dr. H. Scholl, München. 
Für die Inserate Adolf Dohn, München. 

Arzneimittelreferate. 
Beitrag zur Heuschnupfenbeliandiung. Mit dem Fortschreiten 

der warmen Jahreszeit wird sich der Arzt bald wieder vor die 
Aufgabe gestellt sehen, Heuschnupfenkranke zu behandeln. Ein 
Mittel, eine Umstimmung des ge>amten Organismus herbeizu¬ 
führen und somit das dispositionelle Moment auszuschalten, be¬ 
sitzen wir leider noch nicht. Nur symptomatisch ist der Arzt 
heute imstande, gegen dieses Leiden vorzugehen. 

Gegenüber zahlreichen Präparaten, die einen Fremdkörper¬ 
reiz in derNase verursachen und häufig zu den heftigsten Schnupfen¬ 
konvulsionen Veranlassung geben, ohne dabei irgendeinen Erfolg 
zu erzielen, hat Dr. Walter Kristeller (D.M W. 1926, Nr. 25) in 
dem Lenirenin (Hersteller; Dr. R Reiss, Rheumasan und Lenicet- 
fabrik, Berlin NW 87) ein Präparat gefunden, das sich ihm in 
langjährigen, auch durch eigene Krankheit gesammelten Erfah¬ 
rungen bewährt hat und das besonders für im Beruf stehende 
Patienten geeignet ist. Der Kranke soll mehrmals täglich nach 
Reinigung der Nasenwege eine nicht zu kleine Prise Lenirenin 
schnupfen. Infolge Abschwellens der Schleimhäute und Nach¬ 
lassen der Sekretion werden die Beschwerden weitgehend ein¬ 
gedämmt und das den Kranken so zermürbende dauernde sich- 
mit der-Nase-beschäftigen-müssen einigermassen hintan gehalten. 
In gleicher Weise kann das Lenirenin mittels eines feinen Haar¬ 
pinsels auf die Bindehäute getupft werden, was nach kurzer Zeit 
eine Minderung des heftigen Juckreizes und des Tränenflusses zur 
Folge hat. 

Solarsonwirtung bei Phosphaturie. Von Dr. Wohlrath, 
Berlin. (Die Tnerapie der Gegenwart, 12. Heft, Dezember 1926.) 
G. Klemperer fasst die Erscheinung der Phosphaturie als eine 
Kalziotropie der Niere auf und kommt zu dem Schluss, dass eine 
Sublimatyergiftung eine experimentelle Kalkariurie sei- Auch 
G. Klemperer weist bei der Behandlung der Phosphaturie eine 

Zur gefl. Beachtung! 
Der Gesamtauflage unserer heutigen Nummer liegt ein Prospekt 

über »Ich, der König. Der Untergang Ludwigs des Zweiten 
von Fritz Linde« (Georg Kummer’s Verlag) bei. Das Buch ist 
in Nr. 12 unseres Blattes empfehlend besprochen worden. 

Ferner liegt bei ein Prospekt der Firma Gödecke & Co., Chem. 
Fabrik A.-G., Berlin - Charlottenburg I. Kaiserin - Augusta- 
Allee 86, über „Gelonida antineuralgica . 

Wir empfehlen die Beilagen der besonderen Beachtung unserer 
Leser. 

kalkarme Diät als schädlich zurück. Lichtwitz betont, dass nicht 
Reaktion und Konzentration von so ausschlaggebender Bedeutung 
sind, sondern das Verhalten der Kolloide im Harn macht den 
Ausschlag. Es liess sich beobachten, dass Neurastheniker, Chlo- 
rotiker, Anämiker häufig Phosphatunker waren. Bei Behebung der 
ersteren Erscheinungen schwand auch die Phosphaturie. Hier ist 
Arsen in Form von Solarson intramuskulär am Platz. Es kommt 
hier nicht darauf an, dass Sorlarson injiziert wird, sondern wie es 
injiziert wird. Vor Jahren habe ich bereits die Methode der 
Arsenpeitsche mitgeteilt, d. h. in grösseren Intervallen werden 
4,4—6,5 ccm Solarson injizieit. Diese Methode hat den Vorteil, 
dass dem Patienten häufige Injektionen in der Üblichen Form 
erspart bleiben, pro Monat genügen 1—2 Injektionen in oben 
angeführter Dosis. Der Patient muss nicht arbeitüberlastet sein, 
insbesondere nicht mit Nervenarbeit Durch Gymnastik und 
Spaziergänge muss für genügende Durchlüftung der Lungen gesorgt 
werden. Bei einer hartnäckigen Phosphaturie wird eine derartige 
Behandlung des Patienten sich über 3—4 Monate hinstrecken. 
Der Patient kann gut diese Behandlung durchführen, denn er 
hat sich 4—6mal im Monat vorzustellen, wobei Urin und Blut 
kontrolliert werden Am günstigsten gestaltete sich eine Besserung 
der Phosphaturie, wenn in Intervallen von 2—3 Wochen hohe 
Arsendosen in Form von Solarson 4,4 —6,6 ccm intramuskulär 
injiziert wurden. Arsen ist hi'r nicht Heilmittel, sondern Mittel 
zum Zwecke der Heilung. 

ErfalirnnKen mit liexeton, besonders mit Hexetonperlen. Von 
Dr. Sundermann (Berlin-Schöneberg). (Deutsche Med. Wochen- 
schrift 1927 Nr. 7.) Bei Störungen des Kreislaufes und der Atmung 
hat von jeher der Kampfer eine grosse Rolle gespielt. Sein In¬ 
dikationsgebiet hat sich in den letzten Jahren noch wesentlich 
erweitert. Mir hat sich besonders das von oer I G- Farbenindustrie 
Aktiengesellschaft hergestellte Hexeton, das chemisch und phar¬ 
makologisch dem Kampfer nahe verwandt ist, bewährt, das neuer¬ 
dings auch in Form von pillenförmigen Kapseln in den Handel 
kommt. Wo ein dauerndes Stimulans für den Kreislauf verlangt 
wird, ist Verabreichung von Hexetonpcrlen nur anzuraten. Die 
Perlen haben sich bei chronischen Herzmuskelerkrankungen, 
Aortensyphilis, schweren Mitralinsuffizienzen, chronischen Tuber¬ 
kulosen usw. bewährt. Infolge ihrer gut expekioriercnden Wirk¬ 
samkeit können diese Perlen auch bei Bronchialasthma Verwen¬ 
dung finden. Aufgefallen ist mir dann noch, wie gut sich Nacht- 
schweisse der Phthisiker durch Hexetonperlen beeinflussen lassen. 

Fieberkum 
100 Stock M. 1.76 
600 Stock M. 8 - 
Zu beziehen vom 

Verlag der 
Amtlichen Rundschau 

Otto Ginelin 
München 2 NO 3, 
Wurzerstrasse 1b. 

Welcher Kollege will 
seine 

Praxis abgeb. 
oder tauschen 
gegen angenehme Land¬ 
praxis, Bahnstation, 
höhere Schule in der 
Nähe, gut erreichbar, 
alleiniger Arzt. Offert, 
unter H. 790 an ALA 
Haasenstein & Vogler, 

München. 

3üngererArzt, 
schon vielfach vertret., 
übernimmt fortlaufend 

Vertretungen. 
Offerten u. P. 11 254 
an ALA Haasenstein 
& Vogler, München. 

Zugelassen 
b«i allen Bayer. Krankenkassen Ferrannalbin Hämoglobin-Eisen-Alb um in<it 

seit über JO Jnhren bewahrt; ohne und mit Arsen 0,01. 
O.P. 200,0 erhSItlidi In ollen Apotheken. 

Chem.Fahr. Rob. Harras, München. Gegr.isi 

Staats Quelle 
Nieder-Selters 

Das natürliche Selters 
Altbekanntes und bewährtes Heilmittel bei Erkrankungen der Atmungsorgane und des Halses. 

Linderungsmittel für Brustkranke. 
Ausführliche Brunnenschriften kostenlos durch das Zentralbüro Nieder-Selters. Berlin W B, 

Wilhelmstrasse SS. 

Staatsquelle Nieder-Selters in Hessen-Nassau ist der einzige Brunnen 
mit Selters Namen, der nur im Urzustand abgefüllt und versandt wird. 
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